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L iebe Leserin, lieber Leser,

eine Viertelj ahre szeitschrift kann naturgemäß nicht
aktuell sein . Diesen Anspruch hab en wir deshalb
auch nicht, vielmehr soll unsere Zeitschrift gerade
die Möglichkeit bieten, Themen, Ereignisse , Ent-
wicklungen umfassender, tiefer, gründlicher, und
dab ei vielleicht auch gelassener zu b etrachten. Inso-
fern ist es eher ein Zufall, d ass ju st in der Erstellungs-
phase die ses Heftes in der Süddeutschen Zeitung
das Gedicht »Was ge sagt werden mu ss« von Günter
Grass erschien . . . und eine heftige D eb atte lo sbrach .
Neb en vielen anderen Aspekten geht diese auch um
die Gefahren eines drohenden − vielleicht sogar ato-
mar geführten − Krieges im Nahen/Mittleren O sten.
Verständlich und richtig, dass sich Gruppen und
Menschen au s der Friedensb ewegung auch aus die-
sem Grund in die D eb atte einmischen . Wir veröf-
fentlichen dazu zwei B eiträge von Pazifisten:

Ein Gedicht von Andreas Buro , das mit »Eine Ant-
wort au s der Friedensb ewegung an Günter Grass«
üb erschrieb en ist und mit einem D ank an Grass
schließt: Er hab e dazu b eigetragen, d ass die Suche
nach einer friedlichen Lö sung, der Entwicklung von
Vertrauen und dem Abb au von Konfrontation wie-
der auf der Tagesordnung steht. D enn e s geht da-
rum : »Keine Politik, die zu einem Krieg im Iran-Kon-
flikt führen kann ! « D ass D eutschland mit der Liefe-
rung von U-B o oten an Israel, die auch mit Atomwaf-
fen b estückt werden können, gerade keinen B eitrag
zu einer solchen Politik leistet, ist aus p azifistischer
Sicht klar und eindeutig .

D er zweite B eitrag ist von Jochen Vollmer und
setzt sich au sführlicher (als es der Buro-Text kann)
mit verschiedenen Aspekten der aktuellen D eb atte
auseinander und konstatiert, d ass sie einen »Tief-
stand der Streitkultur« markiert.

Wir wollen − gerade als nicht tage saktuelle −
Qu artalszeitschrift d azu einladen, die D eb atte im
nächsten Heft im Sommer mit Ihren und Euren B ei-
trägen »umfassender, tiefer, gründlicher, und dab ei
vielleicht auch gelassener« weiterzuführen . Hoffent-
lich dann nicht in o der nach einem Krieg im Nahen
und Mittleren O sten !

Stefan K. Ph ilipp
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ach dem Ende de s Kalten Krieges und der
Wiedervereinigung D eutschlands b e-

gann in den 9 0er Jahren ein Wandel der Aufgab en
der Bundeswehr weg von den »klassischen Aufga-
b en« wie Landesverteidigung und militärische Ab-
schreckung. Die neue Au srichtung der Bundes-
wehr nach dem Motto »Helfen, Retten, Schützen« ,
wie es der ehemalige Generalinspekteur Dieter
Wellershoff b enannte , diente der Legitimation
von »out-of-are a«-Einsätzen, um weltweit ökono-
mische , ökologische und militärische Stabilität zu
sichern und somit die »deutschen Interessen« zu
wahren .

1 )

In das Aufgab enspektrum der Bundes-
wehr traten zunehmend militärische Operatio-
nen j enseits von Krieg, wie b eispielsweise das
Üb erwachen von Friedensvereinb arungen, das
Vermitteln zwischen und Trennen von Konflikt-
p arteien, d as Sichern von Grenzen (auch gegen
Migrationsb ewegungen) , Einsätze im Inneren,
humanitäre Hilfe b ei Naturkatastrophen o der Un-
terstützung des Wiederaufb aus in Krisenregio-
nen.

2 )

Langsam wurden die Ge sellschaft und die
Bunde swehr auf Einsätze außerhalb der Landes-
verteidigung einge stimmt. 1 973/74 und 1 978 war
die Bunde swehr im Nahen O sten, 1 9 8 8/89 in So-
malia und 1 9 89 im Sudan b ei Einsätzen im Trans-
portwesen tätig . 1 9 9 1 hatte sie sich b ereits an ei-
ner Suche nach Minen- und Massenvernichtungs-
waffen im Persischen Golf b eteiligt, und 1 9 9 2
wurden deutsche Soldaten nach Kamb o dscha ge-
sandt, um den dortigen Einsatz mit der B ereitstel-
lung eine s Feldlazarette s zu unterstützen. Ein wei-
terer Au slandseinsatz deutscher Soldaten folgte
ein Jahr sp äter im Rahmen der Üb erwachung des
Luftraums üb er Jugo slawien mit Aufklärungsflug-
zeugen der Nato . Seit einem Urteil de s Bunde sver-
fassungsgerichtes vom 1 2 . Juli 1 9 9 4 sind laut dem
Grundgesetz militärische Einsätze auch außer-
halb der Bündnisgrenzen zugelassen . B ereits
1 9 9 5 folgte der erste »echte« militärische , von Na-
to , EU und Uno legitimierte Einsatz im ehemali-
gen Jugo slawien .

3 )

Seit den 1 9 9 0 er Jahren mü ssen
SoldatInnen der Bundeswehr auf dem B alkan, in
der Kaukasu sregion, am Horn von Afrika, im Na-
hen O sten und auf dem afrikanischen Kontinent
ihren Dienst leisten.

4)

Lena Sachs

Die Zusammenarbeit zwischen Bundes-
wehr und Bildungseinrichtungen

Eine kritische Analyse

1 ) Vgl . B ald , 2 0 0 5 , S . 14 4 f.

2 ) Vgl . Kümmel, 2 0 0 5 , S . 5 2 .

3) Vgl . B ald , 2 0 0 5 , S . 14 6 ff. 4) Vgl . BMVg, 2 0 0 6 , S . 2 2
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Die ser Wandel der Bunde swehr, hin zu einer
weltweit agierenden Armee im Einsatz, geriet un-
ter zunehmenden Legitimationsdruck gegenüb er
der B evölkerung . Die Zahl der Wehrdienstverwei-
gerungen stieg infolgede ssen trotz kleinerer Jahr-
gänge an . Während 1 9 9 4 1 4 6 . 0 0 0 Zivildienstleis-
tende im Einsatz waren, wurden 1 9 9 5 1 60 . 5 69
Kriegsdienstverweigerungen, d arunter 2 . 3 2 2 Sol-
daten und 84 0 Reservisten, eingereicht.

5 )

Immer
intensiver mu ssten die Jugendoffiziere üb er si-
cherheitspolitische Zusammenhänge im Allge-
meinen »informieren« , und die inhaltliche Aus-
richtung der Argumentation für die Verteidi-
gungspolitik hat sich zunehmend vom »wie« zum
»warum« entwickelt. Die Hauptaufgab e der Ju-
gendoffiziere lag zu dieser Zeit darin, der B evölke-
rung und den zukünftig Wehrpflichtigen die
Gründe für die weltweiten Einsätze klarzuma-
chen .

6)

Militarisierung

nach den A nschlägen des 1 1. Septembers 2001

Mit den Anschlägen de s 1 1 . Septemb ers 2 0 0 1 auf
das World Trade Center und das Pentagon vollzog
sich eine weitere Militarisierung der Streitkräfte
und der deutschen Außenpolitik. Mit dem von Ge-
orge W. Bush, Jr. au sgerufenen »Krieg gegen den
Terror« gewannen die »klassischen« Funktionen
des Militärs , wie Verteidigung, Ab schreckung und
Angriff, scheinb ar auch in D eutschland wieder an
B edeutung zurück, und »Kampfaufgab en« wur-
den, wie b eim Einsatz in Afghanistan seit 2 0 0 1 ,
wieder in den Mittelpunkt gerückt.

7)

Militärische
Einsätze im Ausland werden j edo ch nicht mehr
aufgrund unmittelb arer B edrohungen vollzogen,
sondern mit ab strakten, glob alen Risiken b egrün-
det, wie b eispielsweise Terrorismu s , Piraterie
o der der Verletzung von Menschenrechten .

8)

Die
Einsatztruppen stehen heute meist nichtstaatli-
chen Gewaltakteuren gegenüb er, welche oft
nicht an einer Lö sung von Konflikten intere ssiert
sind , sondern von diesen profitieren .

Seit dem Wandel der Aufgab en der Bundes-
wehr von der Lande sverteidigung hin zu »out-of-
are a«-Einsätzen geriet im Zuge der Angst vor terro-
ristischen Anschlägen auch die Option de s Einsat-
ze s der Bunde swehr im Inneren zunehmend in Er-
wägung. Die Bunde sregierung versucht seitdem,
gegen verfassungsrechtliche Hürden, die Mög-
lichkeiten de s Einsatze s der Bundeswehr im Inne-
ren zu erleichtern .

9)

Legitima tionspro bleme der Bundeswehr

Seit dem Jahr 2 0 0 0 hat sich die Au ssage vom dama-
ligen Verteidigungsminister Peter Struck, »die Si-
cherheit D eutschlands wird auch am Hinduku sch
verteidigt« , in die sicherheitspolitischen D eb at-
ten eingebrannt und steht stellvertretend für die
neue außenpolitische Au srichtung der Bundes-
wehr.

Folgende Studien zeigen, wie die deutsche B e-
völkerung zu die ser neuen Ausrichtung der Si-
cherheitspolitik steht: Im Jahre 2 0 0 8 b etrug die
Zu stimmung der B evölkerung zum Einsatz von
»Friedenstruppen« der Vereinten Nationen (VN)
in Afghanistan laut dem Sozialwissenschaftlichen
Institut der Bundeswehr (Sowi) 64 % . Von rund ei-
nem Drittel der B efragten wurde j edo ch b ezwei-
felt, d ass die ser Einsatz Afghanistan helfe , sich zu
einem freien, sicheren und wohlhab enden Land
zu entwickeln . 1 9 % glaubten, diese Chancen wer-
den durch den Einsatz verhindert, und 3 1 % sahen
in die sem eine Erhöhung der B edrohung der Si-
cherheitslage in D eutschland . Im Allgemeinen
wurde der Einsatz von 3 6 % als Erfolg, von 3 8 % als
teilweise erfolgreich und von 1 7 % als Misserfolg
ge sehen . D en Einsätzen von »Friedenstruppen«
der Nato und der EU im Ko sovo , in B o snien und
Herzegowina stimmten j eweils 70 % der B efrag-
ten zu .

1 0)

Obwohl auch ablehnende Haltungen der
B evölkerung gegenüb er dem Einsatz in Afghanis-
tan zum Au sdruck kommen, erscheinen durch die
Studie de s Sowi die Einstellungen der B evölke-
rung zur Bunde swehr und ihrem weltweiten Agie-
ren als leicht po sitiv.

Eine andere im Jahre 2 0 0 8 durchgeführte Stu-
die im Auftrag der Abteilung medizinische Psy-
chologie und medizinische Soziologie der Univer-
sität Leipzig vom Meinungsforschungsinstitut
Usuma b ezüglich militaristischer und antimilita-
ristischer Einstellungen in der B evölkerung kann
j edo ch auf andere Ergebnisse verweisen . Diese
zeigen, dass der Großteil der deutschen B evölke-
rung mö chte , d ass weniger Geld für Rü stung aus-
gegeb en wird , und glaubt, dass schon die Andro-
hung von militärischen Mitteln Schaden anrich-
tet. Außerdem hält die Mehrheit der B efragten
Kriege für moralisch verwerflich und b ezweifelt
eine Rechtfertigung von Kriegen durch den
Schutz von Freiheit und Menschenrechten . Mehr
militaristische Zu stimmung als Ablehnung gibt es
lediglich dafür, dass die Bunde swehr mit mo der-
ner Technik ausgestattet sein mu ss und ein Staat
militärische Stärke brauche , um verhandeln zu
können . Im Großen und Ganzen reagiert die B e-
völkerung, die ser Studie zu Folge , emotional nega-
tiv auf Militärische s .

1 1 )

5 ) Vgl . B ald , 2 0 0 5 , S . 1 5 1 .

6) Vgl . Witt, 1 9 84 , S . 2 5 .

7) Vgl . Kümmel, 2 0 0 5 , S . 5 3 .

8) Vgl . Kanter / S andawi, 2 0 0 5 , S . 4 3 .

9) Vgl . Fieb ig / Pietsch , 2 0 1 0 , S . 1 0 0 .

1 0) Vgl . Fieb ig / Pietsch , 2 0 1 0 , S . 9 8f.

1 1 ) Vgl . Chors / Brähler, 2 0 0 9 , S . 5 2 f.
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Nach einer Umfrage des Meinungsforschungs-
instituts Forsa von 2 0 09 im Auftrag des Sterns b e-
fürworteten 5 5 % einen Rückzug der deutschen
SoldatInnen au s Afghanistan und nur 3 8 % spra-
chen sich gegen einen Abzug aus .

1 2 )

Auch im Jahre sb ericht der Jugendoffiziere
von 2 0 09 wird darauf hingewie sen, dass Jugendli-
che die militärischen Einsätze der USA im Irak und
in Afghanistan üb erwiegend ablehnen .

1 3 )

Die B evölkerung steht dem weltweiten militä-
rischen Einsatz der Bunde swehr also durchau s
kritisch gegenüb er. Die se Tatsache ist Anlass für
die Bundeswehr, ihren Einflu ss auf die heran-
wachsenden Generationen in ihrem Intere sse zu
verstärken und die Ko operation mit den Kultu s-
ministerien zu intensivieren .

Rekrutierungspro bleme der Bundeswehr

D o ch nicht nur die Remilitarisierung der Außen-
politik und die ablehnende Haltung der B evölke-
rung gegenüb er dieser, sondern auch die Um-
strukturierungen der Bunde swehr, wie die 2 0 1 1
in Kraft getretene Wehrdienstreform und damit
einhergehende Rekrutierungsprobleme , bieten
Anlass zu verstärkten B emühungen im Einsatz an
Schulen.

Au s dem Jahresb ericht der Jugendoffiziere
von 2 0 1 0 geht hervor, d ass die Jugendlichen die
Legitimation von Streitkräften grundsätzlich
nicht hinterfragen und die Bunde swehr in dieser
Gruppe breit akzeptiert ist. Die B ereitschaft,
selb st Wehrdienst abzuleisten, ist j edo ch nicht
sehr verbreitet. B ezüglich der Einstellungen von

Jugendlichen wird daher folgende s Fazit gezogen :
»Bundeswehr j a − ab er ohne mich ! «

1 4)

Ab dem 1 . Juli 2 0 1 1 wurde nach einem B e-
schlu ss de s Bundestage s die Wehrpflicht offiziell
au sge setzt und zugleich der freiwillige Wehr-
dienst eingeführt.

D er Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière erklärte , das Land brauche mo derne , leis-
tungsstarke , wirksame , international ge achtete ,
im Bündnis verankerte und nachhaltig finanzier-
b are Streitkräfte , die sich flexib el neuen Herau s-
forderungen anp assen können .

1 5 )

D afür b enötige
man, statt einer großen Zahl von Soldaten, profes-
sionelle Streitkräfte . »Eine Wehrpflichtarmee lässt
sich erstens sicherheitspolitisch nicht mehr b e-
gründen, sie ist zweitens militärisch auch nicht
mehr erforderlich und drittens wäre eine umfas-
sende Wehrgerechtigkeit nicht mehr gewährleis-
tet«

1 6)

, so de Maizière .

D er zukünftige Bunde swehrumfang soll von
2 5 0 . 0 0 0 auf 1 8 5 . 0 0 0 Sold atinnen und Soldaten re-
duziert werden und zusätzlich aus 5 5 . 0 0 0 zivilen
Mitarb eiterinnen und Mitarb eitern b estehen . Die
Streitkräfte setzen sich au s 1 70 . 0 0 0 B erufs- und
Zeitsold atinnen und Soldaten (Re servistinnen
und Reservisten einge schlo ssen) und au s einer
Anzahl von 5 . 0 0 0 bis zu 1 5 . 0 0 0 freiwillig Wehr-
dienstleistenden zusammen. Für Einsätze sollen
ca. 1 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Soldaten zeitgleich
verfügb ar sein.

1 7)

B ereits üb er 2 0 % der freiwilli-
gen Wehrdienstleistenden hab en in den ersten
Monaten ihren Dienst quittiert.

1 8)

E s kann davon au sgegangen werden, d ass sich
mit der Einführung der Freiwilligenarmee das B e-
werb erInnenpotenzial der Bunde swehr stark ver-
schieb en wird und verstärkte B emühungen ange-
strebt werden, sich Zugang zu potenziellen Rekru-
tInnen zu verschaffen . Auch diese Tatsache stellt
die Bundeswehr vor Herau sforderungen und ist
Anlass für Werb emaßnahmen und verstärkte
Öffentlichkeitsarb eit, welche die Rekrutie-
rungsprobleme au sgleichen sollen .

Die Werbeoffensive der Bundeswehr

Die Zunahme der B emühungen der Bundeswehr,
den Einflu ss auf d as B ildungssystem zu intensivie-
ren, ist in den Kontext einer erweiterten Werb eof-
fensive eingebunden.

Die Ausgab en der Nachwuchswerbung für die
Armee sind in den letzten Jahren massiv angestie-
gen . Während die Ko sten für Nachwuchswer-
bung der Bunde swehr 2 0 09 no ch b ei 1 2 Millio-
nen Euro lagen, waren die se für 2 0 1 2 b ereits auf
2 9 Millionen Euro veranschlagt.

1 9)

Neb en den Ju-
gendoffizieren der Bundeswehr, die au sdrücklich
nicht zur Nachwuchswerbung einge setzt werden
dürfen, gibt e s die Wehrdienstb eraterInnen der
Bundeswehr, deren Aufgab e es ist, für den Wehr-
dienst und eine b erufliche Laufb ahn b ei der Bun-
de swehr zu werb en. D as Dienstpo stensoll der
Wehrdienstb eratungsoffiziere b eträgt 1 09 , von
denen im Jahr 2 0 09 9 8 und im Febru ar 2 0 1 1 1 0 5
Dienstpo sten b esetzt waren . D as Dienstpo sten-
soll der Wehrdienstb eratungsfeldweb el b eträgt
2 8 1 .

2 0)

Im Jahr 2 0 1 0 fanden neb en Veranstaltungen
an Arb eitsämtern, Ho chschulen o der Me ssen
1 2 . 9 3 5 Werb everanstaltungen von Wehrdienstb e-
raterInnen an Schulen statt.

2 1 )

Im Vergleich zum
Vorj ahr ( 1 2 . 6 4 8 Veranstaltungen 2 0 09) wird ein
leichter Anstieg deutlich .

2 2 )

Neb en den Vorträgen
von Wehrdienstb eraterInnen in Schulen o der b ei

1 2 ) Vgl . Stern, 2 0 0 9 .

1 3 ) BMVg: 2 0 0 9 , S . 1 2 .

1 4) BMVg, 2 0 1 0 , S . 2 2 .

1 5 ) Vgl . D e Maizi‰®re , 2 0 1 1 .

1 6) D e Maizi‰®re , 2 0 1 1 .

1 7) Vgl . BMVg, 1 8 . 0 5 . 2 0 1 1 .

1 8) Vgl . Brendle , 2 0 1 1 , Stern, D ez . 2 0 1 1 .

1 9) Vgl . IMI , Oktob er 2 0 1 1 .

2 0) Vgl . Bundesregierung, 2 0 1 1 , S . 5 .

2 1 ) Vgl . eb enda, S . 6 .

2 2 ) Vgl . Bundesregierung, 2 0 1 0 , S . 2 2 .
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sonstigen Veranstaltungen hat die Bundeswehr
no ch allerhand weitere Werb emaßnahmen in pet-
to , um ihren B edarf an neuen Rekruten zu decken :

Seit 2 0 0 6 ist der »Karriere-Treff« der Bundes-
wehr im Einsatz, der dazu dient, die Bundeswehr
als Arb eitgeb er d arzu stellen. Im Mittelpunkt des
»Karriere-Treffs« steht der b egehb are »Karriere-
Truck« , in dem sich Jugendliche an Touchscreen-
Monitoren üb er b erufliche Möglichkeiten b ei der
Bunde swehr informieren können . Außerdem ste-
hen Wehrdienstb eraterInnen mit Au skünften
und Werb ematerialien zur Verfügung . Zusätzlich
ist oftmals auch der »Kino-Truck“ im Einsatz, in
dem 3-D-Armeefilme ange schaut werden können.
Auch eine Kletterwand , das Bundeswehr-Quiz
»Auf Zack« , ein Flugsimulator o der Fahrzeuge der
Bunde swehr sind meist mit von der Partie . Oft-
mals treten auch b ekannte Mu sikgruppen im Rah-
men der mehrtägigen Werb everanstaltung auf.

Die Au srüstung des »Karriere-Treffs« spricht
vor allem Jugendliche an . E s geht hierb ei nicht da-
rum, üb er Risiken von Einsätzen aufzuklären o der
üb er den Sinn und Zweck der Bundeswehr nach-
zudenken . Stattdessen sollen Jugendliche für die
Bunde swehr gekö dert werden .

2 3 )

Im Jahr 2 0 0 6 fand die Veranstaltung 1 5 Mal
statt und im Jahr 2 0 1 0 b ereits 4 0 Mal, was die Bun-
deswehr 1 . 3 3 6 . 9 5 1 , 9 9 Euro au s ihrem Werb eetat
ko stete .

2 4)

Für das Jahr 2 0 1 1 waren bundesweit 3 3
»Karriere-Treffs« geplant. »B ei allen Veranstaltun-
gen können Schulklassen die Möglichkeit eines
ko stenfreien Bu stransfers zum »Karriere-Treff“
und zurück in Anspruch nehmen« .

2 5 )

B ei den seit 2 0 02 zweij ährlich in der Sport-
schule für Bundeswehr stattfindenden »Bundes-
wehr-Olympix« nahmen 2 0 0 8 rund 1 . 2 0 0 Jugend-
liche zwischen 1 6 und 1 8 Jahren an Wettkämpfen
verschiedener Sportarten teil . D er Freiraum zwi-
schen den Sportveranstaltungen wird von der
Bunde swehr mit Werb everanstaltungen, Flugsi-
mulationen o der einer Au sstellung von Bundes-
wehrfahrzeugen gefüllt. Für die Veranstaltung
sind in etwa 3 . 0 0 0 . 0 0 0 Euro veranschlagt.

2 6)

Eine weitere Maßnahme zur Nachwuchsge-
winnung ist das Angeb ot von »Bundeswehr-Ad-
venture-Games« , welches sich an Mitglieder der
Internet-Community »treff-bunde swehr. de« und
Le serInnen des Jugendmagazins Bravo richtet.

2 7)

Die Veranstaltung mit Ab enteuercharakter b ein-
haltet b eispielsweise simulierte Fallschirmsprün-
ge o der Rettungsübungen und wird meist in Bun-
deswehrstandorten durchgeführt. Die »Bundes-
wehr-Adventure-Game s« mit nur 3 0 Teilnehme-
rInnen d auern bis zu fünf Tage .

2 8)

»BW Mu six« ist ein seit 2 0 0 3 unregelmäßig
stattfindender Mu sikwettb ewerb , b ei dem Ju-
gendorchester vor einer Jury der Bunde swehr ge-
geneinander antreten. »Aus der Sicht der Bundes-
wehr sind natürlich auch die Öffentlichkeits- und
Nachwuchsarb eit Gründe für die sen Wettb e-
werb : >Wir wollen unaufdringlich mitteilen, d ass
die Bundeswehr b erufliche Möglichkeiten in vie-
len B ereichen bietet < (. . .) « .

2 9)

Auch die Bundeswehr B ig B and gilt als »neue
mu sikalische Geheimwaffe«

3 0)

, denn mit ihr sind
meist auch Werb ematerialien, Militärfahrzeuge
und Wehrdienstb eraterInnen im Einsatz .

D es Weiteren ist die Bunde swehr immer wie-
der auf Messen präsent. Für das Jahr 2 0 1 1 war die
Teilnahme an 5 2 Messen geplant. Neb en der B il-
dungsme sse didacta in Stuttgart und der You-Ju-
gendme sse in B erlin stehen b eispielsweise auch
die Freizeitmesse in Nürnb erg, die internationale
Handwerksmesse in München o der der Anästhe-
sie-Kongress in Hamburg auf der Agenda.

3 1 )

D as
Thema der Me ssen scheint dab ei keine allzu große
Rolle zu spielen.

Auch in bundeswehreigenen Online- und
Printmedien wirbt die Bunde swehr um neue Rek-
ruten . Die Werb e-Homepage www. treff. bundes-

wehr. de richtet sich an Jugendliche zwischen 14
und 1 7 Jahren und bietet neb en Informationen
zur Armee zahlreiche Unterhaltungsangeb ote wie
Onlinespiele und Video s an . Laut der Bunde sre-
gierung gab es 2 0 1 0 monatlich ca. 1 9 5 . 0 0 0 Zugrif-
fe auf die se Seite , wob ei im Vergleich zum Vorj ahr
( 1 68 . 0 0 0 Zugriffe 2 0 09) ein leichter Anstieg zu
verzeichnen ist.

3 2 )

Die Homepage www. bundeswehr-karriere. de

richtet sich an Jugendliche bis 2 5 Jahre und ent-
hält Informationen rund um die B erufsmöglich-
keiten b ei der Bundeswehr. Sie wurde im Jahr
2 0 1 0 ca. 4 2 . 0 0 0 Mal aufgerufen . Für die se Home-
p age sind im Jahre 2 0 1 0 Au sgab en in Höhe von
1 9 . 0 0 0 Euro entstanden .

3 3 )

Seit 2 0 1 0 ist die Bunde swehr auch mit einem
»Youtub e-channel« im Internet präsent, auf dem
Video au sschnitte au s dem bundeswehrinternen
Fernsehsender »Bundeswehr TV« anzu sehen
sind .

3 4)

Im Jahresb ericht der Jugendoffiziere 2 0 1 0
heißt e s : »In der Kommunikation zu sicherheits-
politischen Problemen kommt den Onlinemedi-
en die wichtigste B edeutung zu . «

3 5 )

Ein wichtige s Printmedium der Bundeswehr
für Jugendliche ist, neb en allerhand Werb e-
bro schüren, die »infopo st« . D ab ei handelt e s sich

2 3) Vgl . Singe , 2 0 1 0 , S . 1 2 .

2 4) Vgl . Bunde sregierung, 2 0 1 1 , S . 1 .

2 5 ) B MVg, in : bundeswehr-karriere . de .

2 6) Vgl . Schulze von Glaßer, 2 0 0 9 , S . 2 f; Vgl . Singe , 2 0 1 0 , S . 1 1 .

2 7) Siehe : treff-bunde swehr. de ; b ravo . de .

2 8) Vgl . Schulze von Glaßer, 2 0 0 9 , S . 3 .

2 9) Zit. in : Schulze von Glaßer, 2 0 09 , S . 4 .

3 0) URL: www. bigb and-bw. de/bigb and-bw/historie . php (0 3 .0 5 . 2 0 1 1).

3 1 ) Vgl . Bunde sregierung, 2 0 1 0 .

3 2 ) Vgl . Bunde sregierung, 2 0 1 1 , S . 7.

3 3) Vgl . eb enda, S . 8 .

3 4) Siehe : www.youtub e . com/user/Bundeswehr.

3 5 ) A. a. O . S . 2 2 .
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um ein ko stenlo ses Jugendmagazin, welche s vier-
telj ährlich erscheint und sich an LeserInnen zwi-
schen 14 und 2 0 Jahren richtet. Nach dem leiten-
den Redakteur Franz-Theo Reiß b etrachtet das
Heft die Bundeswehr nicht kritisch, sondern
dient der Nachwuchswerbung.

3 6)

Die Auflage der
»infopo st« b etrug 2 0 1 0 viertelj ährlich 1 8 0 . 0 0 0
Exemplare , wob ei Ko sten in Höhe von 1 5 3 . 0 0 0 Eu-
ro entstanden .

3 7)

D arüb er hinau s b e steht eine Ko-
operation der Bunde swehr mit dem Jugendmaga-
zin »Bravo« , welches in seinen Medien b eispiels-
weise üb er die »Bunde swehr-Adventure-Game s«
b erichtet o der auf Gewinnspiele der Bunde swehr
verweist

3 8)

, sowie mit dem Magazin » Spie sser«
39)

.
Für die Ko operation mit diesen und weiteren

Medien entstanden in den Jahren 2 0 09 und 2 0 1 0
Au sgab en von 4 0 . 0 0 0 Euro für Printmedien und
1 1 6 . 3 5 4 , 9 2 Euro für Radiomedien .

4 0)

Von der Bundeswehr werden auch Seminare
und Events wie b eispielsweise der Jugendpresse-
kongress inszeniert. Einem Artikel der taz zufolge
wurde b ei den Veranstaltungen verschwiegen,
dass es sich dab ei um Veranstaltungen der Bun-
de swehr handelt. Stattde ssen wurde bislang die so
genannte »Young Leaders Gmb H« als Veranstalter
angegeb en . Dieses Unternehmen führt seit meh-
reren Jahren Nachwuchsseminare im Auftrag des
Verteidigungsministeriums durch . Hierb ei findet
eine b ewusste Täuschung der Schüler und Schüle-
rinnen statt, welche ohne ihr Wissen für Rekrutie-
rungsveranstaltungen gekö dert werden.

4 1 )

Die Zusammenarbeit zwischen

der Bundeswehr und Schulen

In diese außenpolitischen und ge sellschaftlichen
Zusammenhänge ist die vermehrte B emühung
der Bundeswehr einzuordnen, die Zu sammenar-
b eit mit den Kultu sministerien der Länder zu in-
tensivieren . Auf Grund von kritischen Stimmen
gegen ihr weltweite s Agieren sowie de s enorm
steigenden B edarfs an freiwilligen Bunde swehr-
soldatInnen rü stet sich die Bunde swehr durch
Ko operationsvereinb arungen mit den Kultu smi-
nisterien, in denen Grundsätze und Vereinb arun-
gen zur zukünftigen Zusammenarb eit der Institu-
tionen geregelt werden .

Ko opera tio nsvereinbarungen zwischen

der Bundeswehr und den Kultusm in isterien

Ko operationsvereinb arungen zwischen den ent-
sprechenden Wehrb ereichskommando s und Kul-
tu sministerien wurden seit 2 0 0 8 in folgenden

Bundesländern abge schlo ssen
4 2 )

:
� Nordrhein-Westfalen (am 2 9 . 1 0 . 2 0 0 8 ,

CDU/FDP)
� S aarland (2 5 . 0 3 . 2 0 09 , CDU, mo difizierte Fas-

sung 1 2 . 04 . 2 0 1 1 )
� B aden-Württemb erg (04 . 1 2 . 2 0 09 , CDU/FDP)
� Rheinland-Pfalz (2 5 . 02 . 2 0 1 0 , SPD)
� B ayern (0 8 . 0 6 . 2 0 1 0 , C SU/FDP)
� Mecklenburg-Vorpommern ( 1 3 . 07. 2 0 1 0 ,

SPD/CDU)
� He ssen (04 . 1 1 . 2 0 1 0 , CDU/FDP)
� S achsen (2 1 . 1 2 . 2 0 1 0 , CDU/FDP)

Die Initiative für den Ab schlu ss von Ko operati-
onsvereinb arungen ging und geht zumeist vom
Verteidigungsministerium au s . Am 1 6 . Juli 2 0 09
schrieb der damalige Verteidigungsminister Jung
diesb ezüglich einen B rief an den damaligen b a-
den-württemb ergischen Ministerpräsidenten
O ettinger (CDU) , welcher die Anfrage an den da-
maligen Kultusminister Helmut Rau (CDU) wei-
terleitete . D er Inhalt des Anschreib ens wurde j e-
do ch nicht öffentlich gemacht. Schon im D ezem-
b er de sselb en Jahres wurde eine Ko operations-
vereinb arung für B aden-Württemb erg von Hel-
mut Rau und Generalmaj or Gert Wessels , B efehls-
hab er im Wehrb ereichskommando IV, unter-
zeichnet.

4 3 )

Folgender Wortlaut ist in der b aden-württem-
b ergischen Ko operationsvereinb arung niederge-
schrieb en:

» 1 . Eine leb endige Ge sellschaft ist auf die Fä-
higkeit und B ereitschaft ihrer Mitglieder ange-
wie sen, sich mit politischen Themen au seinan-
derzu setzen, den politischen Proze ss zu verfol-
gen, sich an ihm zu b eteiligen und Mitverantwor-
tung zu üb ernehmen . Politische B ildung in der
Schule zielt auf eine derartige Mündigkeit in der
demokratischen Gesellschaft. In einer durch
wachsende internationale Verflechtungen ge-
kennzeichneten Welt b edarf es d ab ei in zuneh-
mendem Maße einer Au seinandersetzung mit Fra-
gen internationaler Politik, auch der Sicherheits-
politik.

2 . Vor die sem Hintergrund schließen wir die-
se Ko operationsvereinb arung . Wir wollen ge-
meinsam einen B eitrag leisten, um Schulen und
Lehrkräfte zu unterstützen, die mit ihren Schüle-
rinnen und Schülern sicherheitspolitische Frage-
stellungen b e arb eiten. Jugendoffiziere informie-
ren im schulischen Kontext Schülerinnen und
Schüler üb er die zur Friedenssicherung mögli-
chen und/o der notwendigen Instrumente der Po-
litik. D ab ei werden Informationen zur glob alen
Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung ge-
nau so wie Informationen zu nationalen Intere s-
sen einzub eziehen sein . Die Schülerinnen und

3 6) Vgl . Schulze von Glaßer, 2 0 0 9 , S . 6 .

37) Vgl . Bundesregierung, 2 0 1 1 , S . 7.

3 8) In: bravo . de .

39) In: spiesser. de .

4 0) Vgl . Bundesregierung, 2 0 1 1 , S . 8 .

4 1 ) Vgl . Schmitz / Budweg, 2 0 1 1 .

4 2 ) Stand : J anuar 2 0 1 2 .

4 3 ) Vgl . Pfisterer, 2 0 1 1 .
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Schüler sollen so b efähigt und motiviert werden,
die Möglichkeiten der Friedenssicherung zu erör-
tern . Hierb ei werden alle allgemeinbildenden
Schulen der Sekundarb ereiche I und II und die b e-
ruflichen Schulen einb ezogen. Jugendoffiziere
werb en nicht für Tätigkeiten innerhalb der Bun-
deswehr. «

4 4)

In den meisten Punkten gleichen sich die Ver-
einb arungen der acht Bunde sländer, es gibt j e-
do ch auch Unterscheidungen . Die Gemeinsam-
keiten der Ko operationsvereinb arungen liegen in
der ähnlichen Formulierung der p ädagogischen
Ziele , die darauf hinwirken sollen, die Schülerin-
nen und Schüler üb er Sicherheitspolitik zu infor-
mieren und durch die Jugendoffiziere aufzuklä-
ren . Sie sollen zur eigenständigen Urteilsbildung
und B eteiligung an sicherheitspolitischen Inhal-
ten b efähigt werden. In allen D okumenten ist die
Intensivierung der Zusammenarb eit zwischen
der Bundeswehr und den zu ständigen Ministeri-
en sowie zwischen Jugendoffizieren und den
Schulen vor Ort das Ziel der Vereinb arung . E s
wird fe stgelegt, dass Jugendoffiziere verstärkt in
die Au s-, Fort- und Weiterbildung von Referenda-
rinnen und Referendaren sowie von Lehrkräften
einb ezogen werden sollen . Außerdem sollen die
Mitarb eiterInnen des Ministeriums und unterge-
ordneten B ehörden die Möglichkeit hab en, an si-
cherheitspolitischen Seminaren der Bundeswehr
und B e suchen in ihren Einrichtungen teilzuneh-
men .

Die Ministerien verpflichten sich außerdem
dazu , in ihren Online- und Printmedien auf die B il-
dungsangeb ote der Bundeswehr aufmerksam zu
machen. In den meisten Vereinb arungen sind re-
gelmäßige Au swertungsgespräche der Ko operati-
onsp artner und schriftliche B erichterstattungen
der Jugendoffiziere zur Zu sammenarb eit verein-
b art. In Hessen und Mecklenburg-Vorpommern
ist dab ei vermerkt, dass die Schulen und Lehrkräf-
te die Verantwortung für die Vermittlung pluraler
Standpunkte im Unterricht tragen.

Auch wenn die Verantwortung üb er die Einb e-
ziehung von Jugendoffizieren und sonstigen An-
geb oten der Bunde swehr b ei den Schulen und b ei
den zuständigen FachlehrerInnen liegt, die selb st-
ständig üb er eine Zu sammenarb eit entscheiden
können, wird die se Tatsache nur in den b eiden zu-
letzt abgeschlo ssenen Vereinb arungen der Län-
der Hessen und S achsen sowie der mo difizierten
Fassung de s S aarlandes au sdrücklich formuliert
und kommt in den anderen D okumenten nicht
eindeutig zum Au sdruck. In der sächsischen Ver-
einb arung werden zu sätzlich die Intensivierung
einer Zu sammenarb eit mit der Lande szentrale für
politische Bildung und Jugendoffizieren sowie
die Ko stenfreiheit von deren Angeb oten b etont.

Die drei zuletzt unterzeichneten Vereinb arun-
gen der Länder Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und de s S aarlande s (erste Fassung) b erufen
sich in den Schriften ausdrücklich auf die Einhal-
tung de s B eutelsb acher Konsense s durch die Ju-
gendoffiziere . D as Land Nordrhein-Westfalen hat
2 0 0 1 eigene Rahmenvorgab en für die politische
B ildung festgelegt. Eine derartige Institutionali-
sierung der Ko operation wurde bisher sowohl in
Ländern mit der CDU als auch der SPD in der Re-
gierungsmehrheit b eschlo ssen . Signifikante Un-
terschiede der Inhalte kommen dab ei nicht zum
Tragen . Die Ko operationsvereinb arung de s S aar-
lande s wurde auf Drängen von Friedensorganisa-
tionen, Eltern-, SchülerInnen-, und LehrerInnen-
verb änden im April 2 0 1 1 vom Kultu sminister Kes-
sel (Bündnis 9 0/Die Grünen) mo difiziert und
liegt nun in einer nahezu vollständig üb erarb eite-
ten Fassung vor. E s wird b etont, neb en den Ju-
gendoffizieren auch verstärkt mit VertreterInnen
aus der Friedensb ewegung sowie anderer Organi-
sationen und Einrichtungen zusammenzu arb ei-
ten. D er Einb ezug von Jugendoffizieren in die
LehrerInnenau s- und LehrerInnenfortbildung
wird nicht mehr au sdrücklich erwähnt. Kritische
Augen b etrachten j edo ch auch die mo difizierte
Fassung mit Sorge und sehen in die ser keine Ab-
kehr de s Einflu sse s der Bundeswehr auf die schu-
lische B ildung . D arüb er hinau s wird kritisiert,
dass mit dieser Vereinb arung auch für andere ge-
sellschaftliche Interessensgemeinschaften, wie
b eispielsweise B anken o der Wirtschaftskonzer-
ne , die Türen in die Schulen offen sind und sehen
darin eine schleichende Privatisierung de s B il-
dungswe sens .

45 )

In Rheinland-Pfalz wurde am 1 5 . 0 8 . 2 0 1 1 zu-
sätzlich eine Ko operationsvereinb arung zwi-
schen dem Kultu sministerium und dem »Netz-
werk Friedensbildung Rheinland-Pfalz« unter-
zeichnet, um so eine stärkere Einb eziehung von
Friedensorganisationen in die Schulen zu ermög-
lichen. (A nm. d. Red. : Siehe dazu den Text der an-

gesprochenen Koopera tio nsvereinbarung und

eine Kritik der Friedenspolitischen Initia tive für

Sch ulen oh ne Militär im A nschluss an diesen Bei-

trag vo n Lena Sachs)

In Nordrhein-Westfalen hat d as Ministerium
für Schule und Weiterbildung im Septemb er 2 0 1 1
einen Erlass verab schiedet, der eb enfalls den Ein-
b ezug von Friedensgruppen in den Schulunter-
richt fördern soll . Als Unterstützung wird den Re-
ferentInnen eine Aufwandsentschädigung von 2 5
Euro (inklusive Fahrt- und Materialko sten) pro
Unterrichtsstunde und 4 0 Euro pro D oppelstun-
de zur Verfügung gestellt.

4 6)

Zahlreiche Friedens-
initiativen, wie b eispielsweise das Bündnis »Schu-
le ohne Bundeswehr NRW« und » Schulfrei für die
Bunde swehr« aus Rheinland-Pfalz, b ezeichnen

4 4) Ko op erationsvereinb arung zwischen dem Ministerium für Kul-
tus , Jugend und Sp ort B aden-Württemb erg und Wehrb ereichs-
kommando IV Süddeutschland der Bundeswehr vom 0 4 . 1 2 . 2 0 0 9 . 45 ) Vgl . Götz , 2 0 1 1 .



diesen Weg j edo ch als »Feigenblatt« und lehnen ei-
ne derartige Lö sung ab .

47)

Im Ko alitionsvertrag der seit 2 0 1 1 in B aden-
Württemb erg b estehenden Ko alition au s Grünen
und SPD ist keine Abkehr o der Änderung der Ko o-
perationsvereinb arung vorge sehen. D ort ist le-
diglich das Vorhab en niedergeschrieb en, die poli-
tische B ildung in Schulen mit Proj ekten zur Frie-
denserziehung auszub auen.

4 8)

In einem Schreib en
vom 2 3 . 0 8 . 2 0 1 1 an das Freiburger Friedensforum
weist die b aden-württemb ergische Kultu sminis-
terin Frau Warminski-Leitheußer darauf hin, dass
sich die neue Ko alition erst ein B ild von der Um-
setzung der Ko operationsvereinb arung machen
mö chte , um dann d as weitere Vorgehen b ei die-
sem Thema zu b esprechen .

49)

Rech tliche Grundlagen der Koopera tio nsverein-

barungen

Die Ko operationsvereinb arungen verpflichten
Schulen nicht dazu , mit Jugendoffizieren zusam-
menzuarb eiten . Die Entscheidung üb er die Einb e-
ziehung derselbigen in den Unterricht liegt b ei
den Schulen und den j eweiligen FachlehrerInnen .
Die Jugendoffiziere weisen in ihren Anschreib en
an Schulen und Lehrkräfte zumeist auf die Ko ope-
rationsvereinb arungen hin und nutzen den Wei-
sungscharakter der durch die Kultu sministerien
unterzeichneten Vereinb arungen.

E s kam laut Klau s Pfisterer, Landessprecher
der DFG-VK B aden-Württemb erg, zu Vorfällen, in
denen Schulleitungen eigenständig Jugendoffi-
ziere eingeladen hab en, ohne rechtzeitig die Fach-
lehrerInnen, deren Unterrichtsstunden b ean-
sprucht wurden, zu informieren . In die sen Fällen
war e s nicht möglich, die Schülerinnen und Schü-
ler auf den B e such de sJugendoffiziers vorzub erei-
ten . In solchen Situ ationen ist e s den Fachlehre-
rInnen j edo ch rechtlich möglich, eine Zusam-
menarb eit mit den Jugendoffizieren zu verwei-
gern . Schulleitungen können, wenn sie von ihrem
Hausrecht Gebrauch machen, Jugendoffizieren
den Zutritt zu den Schulen verweigern . Die Ge-
samtlehrerInnenkonferenz hat laut dem b aden-
württemb ergischen Schulgesetz die Möglichkeit,
einen Ausschlu ss von Jugendoffizieren aus der
Schule zu b eschließen, denn »die B eschlü sse der
Gesamtlehrerkonferenz sind für Schulleiter und
Lehrer bindend . «

5 0)

Schülerinnen und Schüler
sind b ei B esuchen der Bunde swehr zur Anwesen-
heit verpflichtet. »Verstöße gegen die Schulpflicht
kann die Schule mit Zwangsmitteln durchsetzen .
Die Schulpflicht entfällt auch nicht, wenn der Vor-

trag der Jugendoffiziere gegen d as Neutralitätsge-
b ot verstößt (. . . ) « .

5 1 )

B ei der Möglichkeit, Kinder auf Antrag der El-
tern von derartigen Schulveranstaltungen b efrei-
en zu lassen, scheint e s sich bislang um eine recht-
liche Grauzone zu handeln. In der Regel sind schu-
lische Veranstaltungen in Ko operation mit der
Bundeswehr verpflichtend . Elternverb ände so-
wie Friedens- und Menschenrechtsinitiativen wie
»terre de s homme s« raten j edo ch dazu , B efrei-
ungsanträge b ei den Lehrkräften und Schulleitun-
gen einzureichen und stellen für die sen Zweck on-
line Mu steranträge zur Verfügung . Einige Schul-
leitungen und Lehrkräfte genehmigen Freistel-
lungen vom Unterricht, auch um Aufruhr zu ver-
meiden, welcher die Schule in ein schlechte s Licht
rücken könnte . Auch für angehende Lehrkräfte
gibt e s im Rahmen des Referendariats verpflich-
tende Veranstaltungen in Ko operation mit den Ju-
gendoffizieren .

5 2 )

A uswirkungen

der Koopera tionsvereinbarungen

Laut der Bundesregierung soll mit die sen Ko ope-
rationsvereinb arungen »die Zu sammenarb eit im
Rahmen der politischen B ildung im B ereich der
Sicherheitspolitik entsprechend den Vorgab en
der Verfassung, der Schulge setze der Bunde slän-
der und der Rahmenvorgab en für politische B il-
dung (. . . ) intensiviert, die Kommunikation zwi-
schen den Kultu s- und Schulministerien der Län-
der und der Bunde swehr (. . . ) üb er Sicherheitspo-
litik im Unterricht verb e ssert, die Teilnahme von
Lehramtsanwärtern und Lehrern b ei Au s-, Fort-
und Weiterbildungen der Jugendoffiziere im Rah-
men von sicherheitspolitischen Seminaren geför-
dert und die Informations- und B ildungsangeb ote
der Jugendoffiziere in den Amtsblättern und On-
linemedien der Schulministerien kommuniziert
werden . Die Ko operationspartner sind sich b e-
wu sst, d ass die Schulen in eigener Zuständigkeit
üb er die Ausgestaltung der Umsetzung der Ko o-
perationsvereinb arungen entscheiden . «

5 3 )

Die Vereinb arung dient als Türöffner für die
Bundeswehr und ermutigt Lehrkräfte aufgrund
der Legitimation durch das Kultusministerium da-
zu , auf die Angeb ote der Jugendoffiziere zurück-
zugreifen . Durch d as Informationsangeb ot in den
Medien der Kultu sministerien lässt sich das Ange-
b ot der Jugendoffiziere weit unter die Lehrer-
schaft streuen . Vor allem durch die Einb eziehung
der Jugendoffiziere in die Lehramtsau sbildung
werden einerseits Sichtweisen der Bunde swehr
an zukünftige Lehrer und Lehrerinnen vermittelt
und andererseits Kontakte für eine längerfristige
Zu sammenarb eit aufgeb aut. Durch die Ko operati-

4 6) Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW, 2 0 1 1 .

47) Vgl . Kapitel 1 0 .

4 8) Vgl . Ko alitionsvertrag zwischen BÜNDNI S 9 0/DIE GRÜNEN und
der SPD , B aden-Württemb erg 2 0 1 1 -2 0 1 6 , S . 1 0 .

49) Vgl . Warminski-Leitheußer, 2 3 . 0 8 . 2 0 1 1 .

5 0) § 4 4 Schulge setz B aden-Württemb erg .

5 1 ) Vgl . Thöne , Schreib en vom 1 9 . 0 8 . 2 0 1 0 .

5 2 ) Siehe dazu Kapitel 7. 6 .

5 3 ) Bundesregierung, 2 0 1 0 , S . 8 .
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onsvereinb arungen wird die Zusammenarb eit al-
so in erheblichem Maße intensiviert.

Auch die Bundesregierung erwartet aufgrund
der institutionalisierten Ko operation eine ver-
stärkte Nachfrage nach den Jugendoffizieren in
den j eweiligen Bunde sländern, denn »die ersten
Erfahrungen in Nordrhein-Westfalen zeigen, d ass
sich die Ko operationsvereinb arung b ewährt hat
und no ch mehr Vertrauen in der Zu sammenarb eit
zwischen den Schulen und den Jugendoffizieren
entwickelt werden konnte . Hierau s re sultierte
auch eine verstärkte Nachfrage nach Informati-
onsvorträgen der Jugendoffiziere in den Schu-
len . «

5 4)

Die Jugendoffiziere , insb e sondere die B ezirks-
jugendoffiziere , sind b emüht, auch in den ande-
ren Bunde sländern Vereinb arungen durchzu set-
zen. E s wurden bunde sweit alle Länder ange-
schrieb en, mit dem Ziel, derartige Ko operations-
vereinb arungen zu schließen . In B remen wurde
eine Ko operation b eispielsweise au s dem Grund
abgelehnt, d ass sich die Zusammenarb eit b ewährt
hat und der Ab schluss einer Ko operationsverein-
b arung nicht für notwendig gehalten wird .

5 5 )

Von Seiten der Bundeswehr wird b emängelt,
dass b ezüglich die ser Zu sammenarb eit ein zu gro-
ßer Spielraum b esteht, und gewünscht, die Einb e-
ziehung von Jugendoffizieren in den Unterricht
verbindlich festzulegen .

5 6)

E s ist also davon auszu-
gehen, dass die Bundeswehr mit der unverbindli-
chen Ko operationsvereinb arung nicht den ge-
wünschten Einflu ss auf das B ildungswesen er-
reicht hat, sondern B e strebungen herrschen, die
Ko operationsvereinb arungen in den re stlichen
Bunde sländern durchzu setzen sowie diese in ih-
rer Verbindlichkeit zu intensivieren .

D as Verteidigungsministerium nimmt durch
Ab sprachen mit den Kultusministerien der Län-
der also weiterhin zunehmend Einflu ss auf das B il-
dungswe sen und somit auf die politische B ildung
von Schülerinnen und Schülern. Dieser Einflu ss
manifestiert sich vorwiegend im Einb ezug der Ju-
gendoffiziere der Bunde swehr in den Schulunter-
richt. Im Folgenden werden die Arb eit sowie der
Auftrag der Jugendoffiziere , als Akteure der politi-
schen B ildung und Personifizierung der Militari-
sierung im B ildungswe sen, genauer dargestellt.

Die Jugendoffiziere

als Akteure politischer Bildung

»Die Informationsarb eit der Bundeswehr zielt
(laut dem BMVg) vor allem darauf ab , Vertrauen
zu b egründen, die Anerkennung der B evölkerung
zu erhalten, Nachwuchs zu gewinnen sowie d as
b erufliche Selb stverständnis und die Einsicht des

Soldaten zu fördern. Die Bunde swehr sucht, wo
immer möglich, die direkte Kommunikation mit
dem Bürger. Informationsarb eit umfasst als Auf-
gab e nach außen die Teilgebiete Öffentlichkeits-
arb eit, Pre sse arb eit und Nachwuchswerbung und
als Aufgab e nach innen die Truppeninformati-
on. «

5 7)

Die Jugendoffiziere der Bundeswehr werden
seit 1 9 5 8 als wichtiger B e standteil der Informati-
onsarb eit im Rahmen der Presse- und Öffentlich-
keitsarb eit der Bunde swehr verstanden . Sie sollen
heute den Sinn und Auftrag der deutschen Streit-
kräfte verdeutlichen und der Öffentlichkeit als Ex-
perten für Sicherheits- und Verteidigungspolitik
zur Verfügung stehen . D er Schwerpunkt ihrer Ar-
b eit liegt dab ei auf Schulb e suchen in den Ob erstu-
fen . Sie sind also weitestgehend in der politischen
B ildung tätig und sollten bisher unter anderem
den künftigen Wehrpflichtigen den Sinn des
Wehrdienstes erläutern .

5 8)

Zu ihrem weiten Aufgab enspektrum gehören
auch das Mitwirken in der Au sbildung von Refe-
rendarInnen und in der Weiterbildung von Lehr-
kräften, die Durchführung de s Simulationsspiels
»Politik & Internationale Sicherheit« (POL&IS) ,
die Organisation von Seminarfahrten und B e su-
chen b ei der Truppe sowie Öffentlichkeitsarb eit
b ei Großveranstaltungen .

Die einzelnen Aufgab enfelder der Jugendoffi-
ziere werden im Verlauf dieses Kapitels genauer
b etrachtet.

Die Zielgruppe der Jugendoffiziere ist ab dem
1 4 . Leb ensj ahr nach ob en offen, wob ei j edo ch
hauptsächlich die Generation der Heranwachsen-
den und MultiplikatorInnen, wie ReferendarIn-
nen und Lehrkräfte , erreicht werden sollen .

5 9)

D as
Dienstpo stensoll der Jugendoffiziere b eträgt bun-
desweit insgesamt 9 4 , von denen 2 0 1 1 j edo ch nur
89 Stellen b esetzt waren . Eine Vollb e setzung gab
es zuletzt im Jahr 2 0 0 8 .

60)

D arüb er hinaus sind seit
2 0 0 5 in allen Bunde sländern insgesamt 1 6 B e-
zirksjugendoffiziere im Einsatz, welche die Zu-
sammenarb eit mit den Kultusministerien, Schu-
len und anderen B ildungseinrichtungen ko ordi-
nieren . D e s Weiteren gibt e s 2 5 0 neb enamtliche
Jugendoffiziere , um die Arb eit der hauptamtli-
chen Jugendoffiziere zu unterstützen und um in
Kasernen als Ansprechpartner für die Schülerin-
nen und Schüler zur Verfügung zu stehen .

61 )

Die A usbildung derJugendoffiziere

B is heute sind die glob alen Verstrickungen rund
um das Themenfeld der Sicherheitspolitik immer
komplexer geworden. D aher sehen die Jugendof-

1 0

5 4) Eb enda, S . 9 .

5 5 ) Vgl . eb end a.

5 6) Vgl . Rogge , 1 979 , S . 8 0 .

5 7) B MVg : ZDv 1 0/ 1 . Zf. 3 6 1 ; 3 62 . Zit. in: C assens , 2 0 0 6 , S . 1 6f.

5 8) Vgl . B MVg, 2 0 0 9 , H andbuch der JgdOffz, S . 9 .

5 9) Vgl . B ach, 2 0 0 9 , S . 3 .

60) Vgl . Bunde sregierung, 2 0 1 1 , S . 5 .

6 1 ) Vgl . Pfisterer, 2 0 1 1 .



fiziere ihre Aufgab e vor allem darin, als Experten
üb er die internationalen Zu sammenhänge zu in-
formieren . Um als Fachleute in die sem B ereich
auftreten zu können, sind Jugendoffiziere Offizie-
re , die üb er mehrere Jahre B erufserfahrung b ei
der Bunde swehr verfügen, oft auf Erfahrungen in
Au sland seinsätzen zurückblicken und ein Ho ch-
schulstudium ab solviert hab en .

62)

Die Themenschwerpunkte der Au sbildung
zum Jugendoffizier liegen auf dem Erlernen von
rhetorischen Fähigkeiten wie Verhaltens- und Ar-
gumentationsweisen, der politischen B ildung zu
Themen der Sicherheitspolitik und einer inhaltli-
chen Schulung zu strittigen Bunde swehrthemen .
Auch Informationen üb er die Zielgruppe , wie Ein-
stellungen, Verhaltensweisen und Interessen von

Jugendlichen, sind B estandteil der Au sbildung.
6 3 )

Laut der Web seite de s Verteidigungsministeriums
dauert die se intensive Au sbildung rund drei Mo-
nate und umfasst, neb en Lehrgängen an der Aka-
demie der Bundeswehr für Information und Kom-
munikation, auch eine Reise in die USA.

64)

In einer Veröffentlichung zum 5 0-j ährigen Ju-
biläum der Jugendoffiziere wird H auptmann
C senda folgendermaßen zitiert: »Die wichtigsten
inhaltlichen Punkte der Au sbildung umfassen
zum einen, dass man no ch mal ein intensives Kom-
munikationstraining erhält, darüb er hinau s no ch
einmal eine thematische Vertiefung des Themen-
komplexe s Sicherheitspolitik und dass man ent-
sprechend auf seine Tätigkeit als Jugendoffizier
im Einsatz, sprich im Unterricht auf die Zielgrup-
pe vorb ereitet wird . « Jedo ch nicht nur das fachli-
che Wissen, sondern auch das persönliche Auftre-
ten der Offiziere ist von erheblicher B edeutung
b ei deren politischer B ildungsarb eit. Um einen
b esonderen Zugang zu den jungen Menschen zu
gewährleisten, sind Jugendoffiziere meist selb er
nur zwischen 2 7 und 3 2 Jahre alt und bleib en nur
bis zu drei Jahre auf die sem Dienstpo sten .

65 )

Die »Kommunikationsprofis« sollen Experte
und Symp athieträger in einer Person sein,

66)

denn
oftmals sind Jugendoffiziere der erste und einzige
Kontakt von Schülerinnen und Schülern zur Insti-
tution Bunde swehr. Sie stehen als »Mr. Bundes-
wehr« für den ganzen Offizierskorp s und reprä-
sentieren die Bunde swehr.

67)

»Eine persönliche Meinung bleibt ihnen unb e-
nommen . Sie mü ssen sie nur als solche kennzeich-
nen. «

68)

Fregattenkapitän Hans-Jürgen Maier
wünschte sich das Auftreten de s Jugendoffiziers
als »frisch und jugendlich, (er) kann sogar no ch et-
was jungenhaft wirken . Er muss redegewandt,

schlagfertig und mit einer Portion Humor b egabt
sein . Er soll ein Mensch sein, zu dem man gern
Kontakt sucht und der seinerseits leicht Kontakt
findet. Auch soll er ein au sgeprägtes Interesse am
politischen und sonstigen Tage sge schehen ha-
b en . «

69)

Wirkungsbereich und A uftrag

derJugendoffiziere

Sowohl Nachwuchswerbung als auch die politi-
sche B ildung der Bunde swehr an Schulen werden
von Seiten der Bunde swehr als Öffentlichkeitsar-
b eit verstanden . D ab ei gibt es ab er zumindest for-
mal eine strikte Rollenverteilung zwischen den Ju-
gendoffizieren und den Wehrdienstb eraterIn-
nen .

Seit 1 9 61 ist festgelegt, d ass Jugendoffiziere
nicht um Nachwuchs für die Bunde swehr werb en
dürfen .

70)

Sowohl im Handbuch für Jugendoffizie-
re als auch in den meisten Ko operationsvereinb a-
rungen zwischen den Kultu sministerien und der
Bundeswehr wird deutlich auf die sen Aspekt hin-
gewie sen . In diesem Sinne wird unter Nach-
wuchswerb en das D arstellen der B erufs- und Auf-
stiegsmöglichkeiten innerhalb der Bunde swehr
verstanden .

Für die Anwerbung von Nachwuchskräften
für die Bunde swehr sind allein die Wehrdienstb e-
raterInnen zu ständig, welche wie die Jugendoffi-
ziere im B ereich Öffentlichkeitsarb eit angesiedelt
sind . Ihre Aufgab e ist es , möglichst viele B ewerb e-
rInnen für eine Laufb ahn b ei der Bunde swehr zu
gewinnen . Während sich die Jugendoffiziere eher
mit dem »warum« der Bunde swehr und der B e-
gründung ihrer Einsätze au seinandersetzen, in-
formieren die Wehrdienstb eraterInnen üb er B e-
rufsmöglichkeiten und Aufstiegschancen b ei der
Bundeswehr.

7 1 )

D a Jugendoffiziere weitestgehend in der poli-
tischen Bildung tätig sind , sind diese d azu ver-
pflichtet, sich an die Richtlinien für politische B il-
dung zu halten.

Der Beutelsbacher Ko nsens als Rich tlin ie

für die politische Bildung

Unter politischer Bildung werden alle intendier-
ten Maßnahmen verstanden, die auf eine Verände-
rung der politischen Einstellungen und Verhal-
tensweisen von Personen und Gruppen abzie-
len .

72)

Politische B ildung in Schulen hat das Ziel ,
die Grundlagen der politischen Ordnung zu ver-
mitteln und die Schülerinnen und Schüler zu poli-
tischer Urteilsfähigkeit zu b efähigen .

7 3 )62 ) Vgl . Informations- und Medienzentrale der Bunde swehr, 2 0 1 0 , S .
1 9 .

6 3 ) Vgl . Humburg, 2 0 0 8 .

6 4) Vgl . BMVg, Teil 5 . D ie Gegenwart.

6 5 ) Vgl . Humburg, 2 0 0 8 .

66) Vgl . BMVg, 2 0 09 , H andbuch der Jgd Offz, S . 5 .

67) Vgl . BMVg, 2 0 0 9 , H andbuch der Jgd Offz, S . 7.

68) BMVg, 2 0 0 9 , H andbuch der Jgd Offz , S . 6 .

69) Hans Jürgen Meyer, zit. nach : Witt, 1 9 84 , S . 2 6 .

70) BMVg, Teil 1 . D ie Gründerj ahre .

7 1 ) Vgl . BMVg, Moritz am 1 1 . 0 3 . 2 0 1 0 .

72 ) Vgl . Schierholz , 1 977, S . 1 1 f.

73 ) Vgl . Schneider 1 9 9 9 , S . 1 7 1 .
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B ei dem B eutelsb acher Konsens handelt es
sich um Richtlinien für die politische B ildung, um
zu verhindern, d ass die se instrumentalisiert wird .
Die Richtlinien b eruhen auf dem Minimalkonsens
einer Tagung im Jahre 1 976 , an welcher Didaktike-
rInnen verschiedener Richtungen teilnahmen.
Die Grundsätze sind dem Protokoll die ser Sitzung
zu entnehmen und bieten Orientierung für die
Lehrpläne in Sozial- und Gemeinschaftskunde so-
wie die politische Bildung b ei der Bundeswehr.

74)

D er B eutelsb acher Konsens definiert Qu alitäten
p ädagogischen H andelns in der politischen B il-
dung, ohne dab ei b e stimmte inhaltliche Ziele vo-
rau szu setzen . Er setzt sich au s folgenden drei
Grund sätzen zusammen:

D as Üb erwältigungsverb ot b esagt: »es ist nicht
erlaubt, den Schüler »mit welchen Mitteln auch
immer “ im Sinne erwünschter Meinungen zu
üb errumpeln und damit an der » Gewinnung eines
selb stständigen Urteils “ zu hindern« .

75 )

Politische
B ildung ist nach die sem Grund satz das Gegenteil
von Instrumentalisierung .

76)

Um das Üb erwältigungsverb ot einhalten zu
können, mu ss der zweite Grundsatz des B eutels-
b acher Konsens , das Kontroversitätsgeb ot, ge-
währleistet werden . Dieses b e sagt : »Was in Wis-
senschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im
Unterricht kontrovers erscheinen« . D ab ei dürfen
keine Standpunkte und Optionen unterschlagen
werden o der Alternativen unerörtert bleib en .

7 7)

D er dritte Grundsatz scheint mir in Anb e-
tracht der Disku ssion um die Bundeswehr in
Schulen als nachrangig, soll ab er der Vollständig-
keit wegen erwähnt werden . Er b einhaltet d as
Ziel , dass Schülerinnen und Schüler durch die po-
litische B ildung in die Lage versetzt werden müs-
sen, ihre eigene Interessenslage zu analysieren
und nach Mitteln und Wegen zu suchen, die Lage
im Sinne ihrer Intere ssen zu b eeinflussen .

78)

Von
verschiedenen Didaktikern, wie b eispielsweise
Herb ert Schneider, wurden die sen Grundsatz b e-
treffend Änderungsvorschläge gemacht. Politi-
sche B ildung mü sse demnach nicht nur zur Verän-
derung im Sinne der eignen Intere ssen b efähigen,
sondern dab ei auch die Mitverantwortung für d as
soziale Zu sammenleb en und das politische Ganze
tragen .

79)

Die Richtlinien der politischen Bildung neh-
men b ei der Untersuchung der Zu sammenarb eit

F or u m- Pazi fi s-
mus

zwischen den Schulen und der Bunde swehr eine
wichtige Rolle ein und sind zugleich in die ser
schwer zu fassen . Zum einen ist der B eutelsb acher
Konsens von B edeutung, weil sich die Länder Hes-
sen, S achsen und Mecklenburg-Vorpommern in
den Ko operationsvereinb arungen direkt auf die-
sen verpflichten, zum anderen ist intere ssant,
dass sich b ei der Kontroverse um die se Zu sam-
menarb eit sowohl die B efürworter als auch die
Gegner der Zusammenarb eit auf das Üb erwälti-
gungsverb ot und das Kontroversitätsgeb ot b ezie-
hen und diese Grundsätze als Argumentations-
grundlage ihrer Po sition nutzen . Die Gegner ei-
ner Einb eziehung von Jugendoffizieren in den So-
zialkundeunterricht und sonstiger Zusammenar-
b eit zwischen den Institutionen prangern an, d ass
durch diese das Üb erwältigungsverb ot sowie das
Kontroversitätsgeb ot gebro chen werden, da die

Jugendoffiziere logischerweise die verteidi-
gungspolitischen Prinzipien der Bundeswehr ver-
treten und militärische Mittel als notwendig dar-
ge stellt werden, ohne p azifistische Gegenpo sitio-
nen glaubwürdig in die D arstellungen einzub ezie-
hen.

8 0)

Ab er auch von Seiten der Bunde swehr wird
ihr Einsatz in den Schulen durch die Selb stver-
pflichtung, sich an diese Grundsätze der politi-
schen B ildung zu halten, legitimiert. In einem Ant-
wortschreib en auf eine Petition gegen den Einsatz
von Jugendoffizieren heißt es von Seiten des Ver-
teidigungsministeriums :

»Die Jugendoffiziere kommunizieren ihre Fa-
chinhalte auf Grundlage sowohl de s B eutelsb a-
cher Konsens von 1 976 als auch des Münchner Ma-
nife sts von 1 9 97. D amit verfolgen sie einen ganz-
heitlichen und pluralistischen B ildungsansatz,
der im metho disch-didaktischen Vorgehen schü-
lerorientiert ist und sich b esonders dem Kontro-
versitätsgeb ot und dem Üb erwältigungsgeb ot
[ sic ! ] verpflichtet fühlt. «

8 1 )

Ob e s sich b ei der Au ssage um einen
»Freud ´ schen Versprecher« handelt bzw. inwie-
weit der B eutelsb acher Konsens tatsächlich in der
politischen B ildung der Jugendoffiziere eingehal-
ten wird o der eingehalten werden kann, wird im
Anschlu ss an die D arstellung und Analyse die ser
politischen B ildung zu b e antworten versucht.

Redaktio neller Hinweis: Das vollständige Ver-

zeich nis der Quellen ist a uf der F or u m- Pazi fi s-
mus - Website als PDF-Dokumen t abrufbar un ter

der Adresse: www.forum-pazifism us. de/Do wn-

load/FP-33-01 12-SACHS-Q UELLEN. PDF

74) Vgl . Schiele , 1 9 9 6 , S . 1 f.

75 ) Lande szentrale für politische B ildung B aden-Württemb erg .

76) Vgl . Schiele , 1 9 9 6 , S . 3 .

7 7) Lande szentrale für politische B ildung B aden-Württemb erg .

78) Eb enda.

79) Vgl . Schneider, 1 9 9 6 , S . 2 2 7f.

8 0) Vgl . hierzu z . B . : Pfisterer, 2 0 1 1 ; Lutz 1 9 84 .

8 1 ) B MVg, Moritz am 1 1 . 0 3 . 2 0 1 0 .
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Zwischen dem Ministerium für B ildung, Wissen-
schaft, Weiterbildung und Kultur de s Landes
Rheinland-Pfalz, vertreten durch Frau Staatssekre-
tärin Vera Reiß nachstehend »B ildungsministeri-
um« genannt, und dem Netzwerk Friedensbil-
dung Rheinland-Pfalz, b e stehend au s folgenden
Institutionen und Organisationen (Stand
0 6/2 0 1 1 , dem Netzwerk können weitere Mitglie-
der b eitreten, vorhandene ausscheiden) , Amt für
Jugendarb eit der Evangelischen Kirche im Rhein-
land , Koblenz, Arb eitsstelle Frieden und Umwelt
der Evangelischen Kirche der Pfalz, Speyer, Ar-
b eitsstelle KDV-ZD-FFD der Evangelischen Kirche
im Rheinland , D eutsche Friedensge sellschaft −
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG- VK)
Rheinland-Pfalz, D eutsches Mennonitische s Frie-
denskomitee (DMFK) , E IRENE - Internationaler
Christlicher Friedensdienst, Neuwied , Förderver-
ein Gedenkstätte für NS-Opfer e .V. , Neu stadt/W. ,
Frauen wagen Frieden- Proj ektgruppe der Evan-
gelischen Frauenarb eit der Pfalz, Friedensarb eit
in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas-
sau (Fachb ereich Frieden im Zentrum Ökumene ,
Frankfurt) , Friedensinitiative Westpfalz, Land-
stuhl, Pax Christi − B istumsstelle Mainz, Pax
Christi ñB istumsstelle Speyer, Soziale Friedens-
dienste im Au sland − So FiA e .V. im B istum Trier,
Stiftung Friedensb ewegung, Verein für friedens-
politische und demokratische B ildung e .V. , Kirch-
b erg, nachstehend »Netzwerk Friedensbildung«
genannt, wird die folgende Vereinb arung ge-
schlo ssen :
§ 1 Präamb el

Nach Art. 2 9 d der UN-Kinderrechtskonvention
mu ss die Bildung des Kindes darauf gerichtet sein,
»das Kind auf verantwortungsb ewusstes Leb en in
einer freien Ge sellschaft im Geist der Verständi-
gung, de s Friedens , der Toleranz, der Gleichb e-
rechtigung und der Freund schaft zwischen allen
Völkern und ethnischen, nationalen und religiö-
sen Gruppen sowie Ureinwohnern vorzub erei-
ten« . Nach § 1 Ab s . 2 de s Rheinland-Pfälzischen
Schulge setzes erzieht die Schule »zum gewaltfrei-
en Zu sammenleb en und zur verpflichtenden Idee
der Völkergemeinschaft« .
Zur Umsetzung dieser Ziele will die se Vereinb a-
rung zivilgesellschaftlichen S achverstand und
praktische Erfahrung in friedensfördernden Ein-
satzfeldern für Schulen nutzb ar machen .
§ 2 Ziele der Vereinb arung
Im B ildungsauftrag der öffentlichen Schulen ist
die friedenspolitische B ildung als B efähigung zur
angemessenen B eurteilung internationaler Kon-
flikte , zur Vermittlung von sozialen Kompetenzen
im Umgang mit Konflikten im persönlichen und
öffentlichen B ereich und zur Mitwirkung b ei de-
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ren Lö sung ein zentraler B estandteil . Zivile Kon-
fliktb ewältigung ist auf D auer der einzige Weg, ge-
waltträchtige Konflikte in und zwischen Ge sell-
schaften o der Staaten zu lö sen und somit Frieden
zu schaffen . Ihr den Vorrang zu geb en, entspricht
sowohl einer humanistischen als auch der christli-
chen Ethik, die den Kern der p ädagogischen Au s-
bildung au smachen .
Auf die ser Grundlage streb en die Partner dieser
Vereinb arung an die
- Förderung der Kenntnis von nichtmilitärischen
Lö sungsansätzen in Krisen und Kriegssitu atio-
nen,
- Verbreitung von Wissen und Vermittlung von Er-
fahrungen au s zivilgesellschaftlichen Aktivitäten
der Friedensförderung, z . B . in den B ereichen: Ur-
sachenforschung, Prävention, Mediation, Kon-
fliktaufarb eitung, Ge schichte der Friedensb ewe-
gung und Freiwilligendienste ,
- Einb eziehung de s Netzwerks Friedensbildung in
den schulischen Alltag (z . B . durch Ge staltung von
Unterrichtsangeb oten, Informations- und Disku s-
sionsveranstaltungen) sowie in die Aus- und Wei-
terbildung von Referendarinnen und Referen-
d aren sowie Lehrerinnen und Lehrern (z . B . durch
Materialien und Fortbildungsveranstaltungen) .
§ 3 Ablauf der Zusammenarb eit

- D as Netzwerk Friedensbildung b enennt dem B il-
dungsministerium geeignete Personen, Perso-
nengruppen bzw. Organisationen, die auf Grund
ihrer Erfahrung und ihrer Kenntnis gemäß der
Grundlage dieser Vereinb arung als außerschuli-
sche Fachleute den Schulen zur Verfügung ste-
hen .
- D as Ministerium regelt, d ass die Namen der b e-
nannten Personen, Personengruppen bzw. Orga-
nisationen sowie ihre Schwerpunktthemen und
Kontaktdaten in eine Liste aufgenommen wer-
den, die b eim p äd agogischen Lande sinstitut ge-
führt und den Schulen des Lande s zur Verfügung
gestellt wird .
- D as Ministerium unterstützt das Netzwerk dab ei ,
die Schulabteilung der Aufsichts- und Dienstleis-
tungsdirektionen sowie die örtlichen Schulen
üb er d as Angeb ot des Netzwerks zu unterrichten
und mit ihnen zusammenzuarb eiten.
- Die zeitliche Ge staltung der B eiträge und die
Wahl der Arb eitsform vereinb aren Schule und Ex-
pertin/Experte im Einzelfall .
- D as Netzwerk Friedensbildung und d as B ildungs-
ministerium stützen die fachliche und metho di-
sche Qu alität der B eiträge der Experten durch re-
gelmäßige Fortbildungsangeb ote und geeignete
Metho den der Evaluation .
- D as Bildungsministerium unterstützt finanziell
die Aufwendungen des Netzwerks , insb e sondere

Kooperationsvereinb arung zwischen dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Weiterbildung und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz und dem Netzwerk Friedens-
bildung Rheinland-Pfalz vom 15 . August 2 01 1



für Fahrtko stenersatz und Aufwand sentschädi-
gung der einge setzten Expertinnen und Exper-
ten, für die Erstellung von Materialien und für
Fortbildung .
- D as B ildungsministerium wirkt dahin, dass die in
der Einleitung dieser Vereinb arung au sge spro-
chene zivile Friedensorientierung B estandteil für
die Arb eit der Studienseminare und in der Weiter-
bildung der Lehrerinnen und Lehrer ist sowie b ei
anstehenden Lehrplanrevisionen b erücksichtigt
wird .
- In einem j ährlichen Gedankenaustau sch ver-

schaffen sich Vertreterinnen und Vertreter des
B ildungsministeriums und der Vorstand des Netz-
werks Friedensbildung einen Üb erblick üb er Um-
fang und Gestaltung der Zusammenarb eit.
§ 4 Kommunikation zwischen den Partnern der

Vereinb arung
Die Kommunikation zwischen den Partnern der
Vereinb arung erfolgt üb er die Sprecherin/den
Sprecher des Netzwerkes Friedensbildung Rhein-
land-Pfalz . Sie soll auch via E-Mail stattfinden, um
die schnelle Ab stimmung zu gewährleisten.
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1 5 Friedensgruppen und kirchliche Stellen in
Rheinland-Pfalz hab en als »Netzwerk Friedensbil-
dung« eine Ko operationsvereinb arung mit dem
Kultu sministerium als Pendant zur Bundeswehr-
Ko operation unterzeichnet. Mindestens genau so
viele Friedensgruppen, politische Organisatio-
nen, Schüler- und Lehrerverb ände , darunter auch
christliche Organisationen wie Pax Christi Trier
und das Ökumenische Netz Rhein-Mo sel S aar sind
j edo ch gegen diese Vereinb arung.

»Unsere Kritik: die se Vereinb arung legitimiert
und stabilisiert die b e stehende Bundeswehrko o-
peration. Zudem ist sie ein Feigenblatt, da der um-
fassende Werb efeldzug der Bundeswehr mit extra
dafür geschultem Personal, teurem Material und
viel Geld nicht durch einige Friedensgruppen

>au sgeglichen < werden kann« , so Marku s Pflüger
von der AG Frieden Trier. »Friedensbildung an
Schulen kann und sollte auch ohne so eine um-
strittene Vereinb arung verstärkt werden . Wir
brauchen keine eigene Ko operation, sondern ein
Ende der Bundeswehrko operation . «

»D a auch Minderj ährige fürs Militär geworb en
werden, verstößt sie laut Kinderrechtsorganisa-
tionen (www. tdh. de/co ntent/themen/sch wer-

punkte/kinder_und_krieg/bundeswehr. h tm) ge-
gen die UN-Kinderschutzkonvention. Zudem wer-
den Grundsätze politischer B ildung gefährdet

(www. taz. de/1/politik/deutschland/artikel/1/

kriegseinsa tz-im-klassenzimmer/) . Auch der Wi-
derspruch zum Schulge setz ist offenkundig. Die
Bunde swehr ist in der ge samten Ge sellschaft
schon massiv präsent und hat weiterhin mehr
Möglichkeiten und Geld , um Jugendliche anzu-
sprechen : im Fernsehen, in (Schüler-)Zeitungen,
im Internet, auf Au sbildungsme ssen, in den Ar-
b eitsagenturen, auf Marktplätzen und in Fußgän-
gerzonen, d a braucht die Schule nicht no ch eine
exklu sive Bühne abzugeb en« , so Achim Müller
von der GEW Kaiserslautern .

»Die Ko operation ist ein Feigenblatt, gravie-
rende Ungleichheiten zwischen dem umfassen-
den Werb efeldzug der Bunde swehr mit Jugendof-

fizieren und Friedensgruppen auch b ei wohl an-
gedachten Reiseko stenerstattung o . ä. können
nicht au sgeglichen werden, genau das suggeriert
die Vereinb arung ab er und schwächt so Aktivitä-
ten für Schulen ohne Militär« , ergänzt Elke Koller
vom Internationalen Versöhnungsbund .

»Die Ko operation solle wohl Militärkritiker b e-
ruhigen, do ch es muss klar sein : D er Werb efeld-
zug der Bundeswehr wird aktuell no ch verstärkt,
er sollte an der Schule keine exklusive Bühne b e-
halten, wir setzen uns daher weiterhin für Schulen
ohne Militär ein, zwei Schulen hab en schon ent-
sprechende B e schlü sse gefasst. Nach den Ko aliti-
onsverhandlungen wurde klar: Die Antwort der
Lande sregierung auf die Kritik an der Bundes-
wehrko operation ist nur ein weitere s Ko operati-
onsabkommen, das einen keineswegs gewährleis-
teten gleichb erechtigten Zugang von Bundes-
wehr und Friedensgruppen zu Schulen vortäu-
schen soll und Kritik an der Werbung für Krieg
und Militär in den Schulen verstummen lassen
soll« , stellt Egb ert Wisser von Pax Christi Bistum
Trier kritisch fest.

»Die Friedensgruppen in der Initiative Schu-
len ohne Militär in Rheinland-Pfalz werden sich
weiterhin gegen die Bunde swehr an den Schulen
engagieren. D as fragwürdige Ko operationsab-
kommen des B ildungsministeriums zur Friedens-
bildung ist auch für die daran B eteiligten kein
Grund , das Ziel Bunde swehrwerbung au s Schu-
len zu verb annen, au s den Augen zu verlieren.

Jetzt gilt e s , verstärkt SchülerInnen, Eltern und
LehrerInnen zu erreichen, damit sich diese für
Schulen ohne Militär engagieren« , so Dr. Gernot
Lennert von der DFG-VK Rheinland-Pfalz . Die Ini-
tiative bietet Material und Unterstützung d afür an:
www. sch ulfrei-fuer-die-bundeswehr-rlp. de

Hier auch weitere Informationen wie Schulb e-
schlü sse für Schulen ohne Militär sowie Anträge
für Unterrichtsb efreiung, wenn die Bundeswehr
an die Schule kommt, sowie Stellungnahmen von
GEW, terre des hommes , Katholikenrat u .v. m .

Soll Kooperationsabkommen Militärkritiker ruhig stellen?
(Text einer Pressem itteilung vo m 1 6. A ugust 201 1)



inter diesem etwas sparsamen Titel mei-
ne s Vortrags verbirgt sich kein Vorurteil

anti-schwäbischer Provenienz . Vielmehr drückt
die Formulierung au s , dass es − wenn wir von Frie-
densbildung in der Schule sprechen − um gewalt-
freien Widerstand und um eine solidarische Ge-
sellschaft geht. Solidarität und Gewaltfreiheit
mü ssen in der Schule gelernt, eingeübt und gelebt
werden .

Auch in Siegen, wo linke Politiker aus einem
Pazifisten schon mal einen Antisemiten machen,
verbinden Friedens- und Umweltgruppen mit den
B egriffen Gewaltfreiheit und Solidarität vor allem
den Kampf gegen Stuttgart 2 1 . *

D amit sind wir schon mittendrin in der Frie-
densbildung der Schule . D er nicht enden wollen-
den kriegerischen Au stragung internationaler
Konflikte und der andauernden Gewalt in den Ge-
sellschaften setzen die Pädagoginnen und Päda-
gogen für den Frieden die Mo delle der friedlichen
Konfliktau stragung und die Praxis des Friedens
mit friedlichen Mitteln entgegen .

D en revolutionären Charakter der Gewaltfrei-
heit und des Friedens hat der Friedensforscher Jo-
han Galtung treffend b e schrieb en : »Frieden ist ei-
ne revolutionäre Idee : dass der Frieden mit friedli-
chen Mitteln erreicht werden soll , definiert die se
Revolution als gewaltfrei . « (Galtung et al . 2 0 0 3 )

Seit der arabischen Reb ellion erhält das Wort
Revolution auch in D eutschland wieder einen gu-
ten Klang.

Kann man die gewaltfreie Revolution in der
Schule unterrichten?

Ja, man kann . D er Vorschlag lautet: in einem
Proj ektfach Friedensbildung. Z. B . j eden Freitag in
den letzten drei Stunden, b evor e s ins Wo chenen-
de geht. D ann wird zum Frieden proj ektorien-
tiert, d .h . fächer- und j ahrgangsüb ergreifend gear-
b eitet und das Fach könnte als Ruhepunkt fungie-
ren − am Ende einer stre ssigen und testigen Schul-
wo che .

Schulische Proj ektarb eit kann auch an außer-
schulischen Lernorten stattfinden. In Siegen ha-
b en wir dafür optimale B edingungen : Die Pädago-
ginnen und Pädagogen für den Frieden (PPF) b e-
treib en dort ein Zentrum für Friedenskultur. Viele

LehrerInnen kennen d as Friedenszentrum, und
wir werden auch in den Unterricht eingeladen .
Als pensionierter Lehrer in der Schule zur Frie-
densbildung b eizutragen macht Sp aß . Allerdings
stelle ich d ab ei immer wieder fest, dass d as Wissen
vom Frieden, wie er funktioniert, wenig verbrei-
tet ist. Friedensbildung kommt ohne Grundlagen-
kenntnisse von den B edingungen de s Friedens
nicht au s . D azu gehört z . B . die Kenntnis vom Mo-
dell de s Gewaltdreiecks , d as die B eziehungen zwi-
schen der direkten, der strukturellen und der kul-
turellen Gewalt zu b e schreib en und erklären ver-
sucht. (Vgl . Galtung et al . 2 0 0 3 )

Friedensbildung b edeutet, Friedenswissen zu
vermitteln und die Friedenskompetenzen der
SchülerInnen zu entwickeln .

D as heißt für alle B eteiligten einer schuli-
schen Friedensbildung, d ass sie die Formen und
Formationen der Gewalt erkennen können, die
den Frieden verhindern o der b e schädigen. Die se
Analysefähigkeit ist eine Friedenskompetenz und
auch die Fähigkeit, B ewertungen auf einer Ver-
nunft b e stimmten Grundlage vornehmen zu kön-
nen, ist eine Friedenskompetenz . Zu ihrer Ent-
wicklung können alle Unterrichtsfächer der Schu-
le b eitragen .

Gewalt ist das Gegenteil von Frieden und Ge-
rechtigkeit. Eine Form von Gewalt ist der Krieg .
Gewalt wird in der Friedensforschung verstanden
als Verhinderung potenzieller, also möglicher
Entwicklungschancen.

Wir kommen der Gewalt auf die Spur, wenn
wir unsere Vorstellungen von Frieden nicht au s
den Augen verlieren : Frieden mit sich selb st zu fin-
den, das Miteinander der Menschen gewaltfrei zu
gestalten, Völkerverständigung und eine Frie-
denspolitik zu verwirklichen und auf ein friedli-
che s Verhältnis zur Natur zu achten . Diese vier
Aufgab enfelder für eine friedliche Ge staltung der
Welt könnten schon alleine ein umfassende s Pro-
gramm für die Friedensbildung in der Schule dar-
stellen . Nichts hindert die Schulen daran, mit der
Friedensbildung sofort zu b eginnen . D ann kön-
nen sie umso b e sser dem Ansturm der Bunde s-
wehr mit jugendlichen OffizierInnen widerste-
hen und deren kriegerische Handlungsoptionen
zurückweisen.

B ei der B eurteilung, wie die Entwicklungs-
chancen der Menschen in den Gesellschaften am
b esten gefördert werden können, ist der neolib e-
rale Zeitgeist, der die führenden Politiker in aller
Welt ergriffen hat, ein schlechter B erater. D er

Bernhard Nolz

Gewaltfrei und solidarisch!
Friedensbildung in der Schule

* A nmerkung des n unmeh r a m Oberrhein in (Mittel-)Baden lebenden
in Stu ttgart geborenen sch wäbischen Setzers: D en Vortrag hat B ern-
hard Nolz zwar in M annheim gehalten und d amit in B aden-Württem-
b erg . Mit Schwab en hat das ab er nichts zu tun, da Mannheim im b adi-
schen Landesteil liegt. Historisch ist M annheim eine Gründung de s
Kurfürsten von der Pfalz im 1 7. Jahrhundert, zu B aden kam es erst 1 8 0 3 .
Gespro chen wird in Mannheim weder schwäbisch no ch b adisch , son-
dern kurpfälzischer D ialekt.
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Neolib eralismus gilt zurecht als eine b esonders
gewalthaltige Ausprägung de s Kapitalismus , weil
er vom Zerstören und Vernichten Anderer lebt.
Ein solche s politisches Konzept ist zutiefst asozial
und unmoralisch . Also müssen wir in der Schule
nach solidarischen und gewaltfreien Alternativen
suchen, die wir in schulischen Lernprozessen
konkretisieren können .

Alternativen zu erfinden und neue Wege aus-
zuprobieren ist eine Friedenskompetenz .

Die Schule muss der Ort sein fürs Untersu-
chen und Au sprobieren revolutionärer Lö sungen
(im Galtungschen Sinne) und für d as Aufspüren
der Prozesse des kulturellen Wandels und der ge-
sellschaftlichen Erneuerung . Die Lehrerinnen
und Lehrer sollten diese Aufgab en nicht den Schü-
lerinnen und Schülern üb erlassen . Die LehrerIn-
nen können am ehe sten vermitteln, d ass Konflikt-
lö sungen nicht nur friedlich sein mü ssen, son-
dern der Mehrheit der Menschen dienen sollen.
D as heißt, dass eine akzeptable Konfliktb e arb ei-
tung nicht von ihren kapitalistischen Verwer-
tungsmöglichkeiten abhängig gemacht werden
darf.

E s ist sp annend zu b eob achten, dass die Insol-
venz von Schlecker eine Disku ssion üb er die Mög-
lichkeiten b efördert hat, die Ladenkette geno ssen-
schaftlich zu organisieren und von den B e schäf-
tigten weiterführen zu lassen. Selb st wenn d as
Vorhab en re alisiert werden würde , wären wir
no ch weit davon entfernt, von einem solidarwirt-
schaftlichen Proj ekt sprechen zu können.

Die solid arische Ökonomie steht als Thema
der Friedensbildung in der Schule ganz ob enan.
Inhaltlich wird es um einen am Gemeinwohl ori-
entierten Markt gehen, um Nachhaltigkeitsbilan-
zen der Marktteilnehmer sowie um die Verstaatli-
chung de s B ankwe sens und um ein Grundein-
kommen für alle Menschen.

Schülerinnen und Schüler sollen sich damit
b e schäftigen, wie die B ereiche der D aseinsvorsor-
ge , also Bildung, Ge sundheit, Wohnen, Verkehr,
Energie , Kultur u . a. m . , in solidarwirtschaftliche
Organisationsformen üb erführt und gemein-
wohlorientiert geführt werden können . D er neo-
lib erale Privatisierungswahn hat in vielen B erei-
chen drastische Gewaltverhältnisse ge schaffen,
zu denen die Armut gehört. Hier brennen schon
heute Eltern und ihren Kindern die Probleme un-
ter den Nägeln. Im schulischen Rahmen können
die Konflikte z . B . in Rollen- und Planspielen b ear-
b eitet und gemeinsame Handlungsmöglichkeiten
durchge spielt werden, in denen Platz für Gewalt-
freiheit, Solid arität und Ko operation ist.

Ko operationsfähigkeit ist eine wichtige Frie-
denskompetenz .

Ohne dass ich sie bisher angespro chen hätte ,
bilden die Menschenrechte den entscheidenden
B ezugsrahmen für die Friedensbildung in der
Schule . Die Menschenrechtsrhetorik der Politike-

rInnen hat der ungehemmten Legitimation ver-
brecherischer Kriege gedient, zuletzt in Libyen.
D eshalb kommt es in der Schule darauf an heraus
zu arb eiten, wie die menschlichen Sicherheitsb e-
dürfnisse mit friedlichen Mitteln verwirklicht
werden können. Nur d ann stellen sie eine wir-
kungsvolle Menschenrechtsgarantie dar, die das
friedliche Zusammenleb en der Menschen ab si-
chern kann .

Mit dem 2 0 0 8 in Kraft getretenen Üb erein-
kommen üb er die Rechte von Menschen mit B e-
hinderungen hab en die Vereinten Nationen (UN)
ein fast schon revolutionäre s , zumindest ein radi-
kales Umdenken in den Schulen eingeleitet. Zent-
raler B egriff ist die Inklu sion . D as pädagogische
Konzept der »einen Schule für alle« zielt auf das an-
geme ssene , nichthierarchische und d amit demo-
kratische Eingehen auf die vorhandene Heteroge-
nität der Schülerinnen und Schüler. Im »Index für
Inklu sion« werden drei Dimensionen entworfen:
Inklu sive Kulturen schaffen, inklu sive Strukturen
etablieren, inklu sive Praktiken entwickeln . Ein
friedensp ädagogische s Programm !

Gemeinsam mit den Schülerinnen und Schü-
lern kann üb erlegt werden, wie die Inklu sion in
der Schule voran gebracht werden kann . Schnell
werden alle zu der Erkenntnis gelangen, wie wich-
tig die Inklusion von Menschen mit B ehinderung
für die Gestaltung einer gerechten Schule ist.
Wenn alle in die Schulgemeinschaft eingeschlo s-
sen werden, kann es Au sschlüsse wegen einer B e-
hinderung, wegen einer Lernschwäche , wegen ei-
ner Verhaltensabweichung o der aus anderen
Gründen nicht mehr geb en .

E s leuchtet ein, dass mit der Verwirklichung
des Prinzips Inklusion ein Weg b e schritten wird ,
auf dem der soziale Frieden in der Ge sellschaft
wieder herge stellt werden kann .

D er B ildungsstreik hat uns gezeigt, üb er wel-
che kritischen und aktiven Potentiale SchülerIn-
nen und StudentInnen verfügen . Um Verbündete
für die Friedensarb eit in der Schule zu finden,
wird es für die VertreterInnen der Friedensb ewe-
gung wichtig, den Kontakt mit SchülerInnen und
SchülervertreterInnen zu intensivieren . Im Bünd-
nis Schule ohne Bundeswehr NRW waren sie von
Anfang an dab ei und hab en entscheidende Impul-
se gegeb en . D as ist in B aden-Württemb erg nicht
anders .

Die Schülerinnen und Schüler sind die b e sten
ProtagonistInnen der Friedensbildung. E s gibt
wohl kaum no ch eine Schule in D eutschland , die
nicht das Streitschlichterprogramm o der andere
Mediationsverfahren etabliert hat. Millionen von
SchülerInnen sind mit der Gewaltfreien Kommu-
nikation und mit anderen wertschätzenden Kon-
fliktlö sungsformen vertraut. Immer mehr Lehre-
rInnen wenden den No Blame Appro ach an, eine
Interventionsmetho de b ei Mobbing, in der nicht
nach der Schuld gefragt wird und die TäterInnen
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in die Hilfe für d as Opfer einb ezogen werden .
D ann ist Emp athie als Friedenskompetenz ange-
sagt.

In j edem Jahr finden Tau sende von internatio-
nalen Schulproj ekten statt, die den interkulturel-
len Au stau sch fördern . Die friedliche B egegnung
von Schülerinnen und Schülern au s verschiede-
nen Ländern wird für alle zu unvergesslichen Er-
lebnis .

» . . . ein bisschen Frieden . . . «

Wie kann diese Friedenskraft von Schülerinnen
und Schülern zur Förderung des Friedens in der
Welt b eitragen?

Die se Frage stellt sich die Grüne nordrhein-
westfälische Schulministerin Sylvia Löhrmann
nicht. Sie ist eher b ei Nicole und deren Siegerlied
b eim Eurovision Song Contest 1 9 8 2 :

»Ein bisschen Frieden, ein bisschen Sonne auf
dieser Erde , auf der wir wohnen« .

Kann e s auch ein bisschen Krieg sein ! D as
mu ss sich Schulministerin Löhrmann fragen las-
sen, wenn e s um ihren Erlass zur »« (Septemb er
2 0 1 1 ) geht.

Schleichend hat sich der Proze ss der Ent-
p ädagogisierung der Schulen vollzogen . Er hat ei-
nen neuen Höhepunkt in den Ko operations-
vereinb arungen zwischen der Bunde swehr und
den Schulministerien mehrerer Bunde sländer ge-
funden . Die Ko operationsvereinb arung zwischen
dem nordrhein-we stfälischen Schulministerium
und der Bunde swehr wurde am 2 9 . Oktob er 2 0 0 8
von der d amaligen CDU/FDP Landesregierung ab-
geschlo ssen und von der SPD/GRÜNEN Lande sre-
gierung ab 2 0 1 0 fortgeführt. Die praktische Um-
setzung der Ko operationsvereinb arung Schule -
Bunde swehr hat einen b edenklichen Missstand in
den Schulen zu Tage gefördert : D as Lernen für den
Frieden ist zweitrangig geworden !

Vorrang in der Schule wird nach der Vereinb a-
rung den militärischen Repräsentanten einge-
räumt. D as Lernen für den Frieden kommt in der
schulischen Praxis nur no ch als personelle s An-
hängsel b eim Auftritt eines Bunde swehr-Jugend-
offiziers vor. Wenn der vor die Klasse tritt, soll
auch ein Vertreter o der eine Vertreterin der Frie-
densb ewegung dab ei sein und eine Aufwandsent-
schädigung erhalten .

Die Friedensb ewegung ist ab er kein Anhäng-
sel der Bundeswehr.

Von der Grünen Schulministerin Löhrmann
kann als Vertreterin einer neolib eralen Kriegsp ar-
tei nichts andere s erwartet werden als d as Ablen-
ken auf eine b etrieb swirtschaftliche Rechnungs-
stellung, die die Abwe senheit von Friedenserzie-
hung und Friedensbildung an den Schulen des
Landes vergessen machen soll . Die Auftritte der
VertreterInnen der Friedensb ewegung an den
Schulen in NRW sind der Schulministerin immer-

hin 3 0 . 0 0 0 Euro im Jahr wert. Hundert Mal teurer
wäre das , was die Schulen in NRW brauchen : eine
flächendeckende LehrerInnen-Fortbildungsmaß-
nahme zur Friedensbildung .

Im einem Erlass vom 2 9 . Septemb er 2 0 1 1
heißt es : »D as Thema Friedens- und Sicherheitspo-
litik ist in der Schule in der geb otenen Au sgewo-
genheit entsprechend dem B eutelsb acher Kon-
sens zu b ehandeln . D azu gehört, dass auch den Or-
ganisationen der Friedensb ewegung wie der Bun-
de swehr die Möglichkeit zur D arstellung ihrer Po-
sitionen im Unterricht gegeb en werden kann. «

D azu ist Folgendes fe stzu stellen :
Die »geb otene Au sgewogenheit« ist keine Ka-

tegorie für die Organisation schulischer B ildungs-
prozesse . E s ist eine Formel, die weder einer ver-
waltungsgerichtlichen Prüfung standhalten wür-
de , no ch im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen (UN) steht. Die »Erziehung zur Friedens-
gesinnung« (laut Schulge setz NRW) kann gar
nicht ausgewogen sein . Die Erziehung zur Frie-
densgesinnung kann der Bunde swehr keinen
Platz in der Schule einräumen . Mit dem Umb au zu
einer Armee im Einsatz hat die Bunde swehr ihren
gesellschaftlich zu rechtfertigenden Verteidi-
gungsauftrag eingebüßt. Sie ist j etzt eine Armee
im Krieg . Eine Erziehung zur Akzeptanz von Krieg
kann es ab er in der Schule nicht geb en . Die ab-
schreckenden B eispiele einer solchen Erziehung
während der Nazi-Diktatur stehen uns no ch vor
Augen .

Hinzu kommt die Tatsache , dass nicht ein ein-
zelne s Thema, z . B . Sicherheitspolitik, im Unter-
richt au sgewogen b ehandelt werden soll . Viel-
mehr muss der politische Unterricht als Ganzes
au sgewogen sein, wofür die einzelne Lehrkraft
die p äd agogische Verantwortung trägt.

Auch au s dem B eutelsb acher Konsens lässt
sich die Forderung nach der »geb otenen Au sge-
wogenheit« in der politischen B ildung und b eim
Thema Frieden nicht ableiten .

E s gibt keine schulrechtliche Regelung, die
vorsieht, d ass e s in der Schule im Sinne der Au sge-
wogenheit sowohl eine Erziehung zum Frieden
als auch eine zum Krieg geb en könne . Insofern ist
d as Kontroversitätsgeb ot des B eutelsb acher Kon-
sens hier gar nicht anwendb ar. D as friedensp äda-
gogische Primat der Bildung ist ab solut. Im Wider-
spruch dazu steht die Po sition der NRW-Lande sre-
gierung, die »in der geb otenen Au sgewogenheit«
eine Möglichkeit zu sehen scheint, den Vertretern
der militärischen Gewalt die Türen der Klassen-
zimmer do ch no ch offen halten zu können .

B ei genauerer Analyse der Möglichkeiten zur
Einflussnahme auf die Gestaltung des Themas
»Krieg und Frieden« in den Schulen rutschen die
Vertreterinnen und Vertreter der Friedensb ewe-
gung von der Zweitrangigkeit auf die fünfte Stelle
zurück. Vor der Friedensb ewegung liegen in der
Regierungsgunst von SPD und GRÜNEN in NRW

I / 2 01 2

33

1 7



(in alphab etischer Reihenfolge) die Bunde swehr,
die Gewerkschaften, die Kirchen und die Privat-
wirtschaft.

Ich fasse zu sammen:
In den Bildungseinrichtungen müssen j etzt

die Grundlagen gelegt werden, um die Welt mit
friedlichen Mitteln zu verändern. Gesellschaftli-
che Widerstand skraft, Gewaltfreiheit und Emp a-
thie sind die Kompetenzen, die die Jugend für die
Veränderungsaufgab en braucht. Gewalt ge stützte
Institutionen wie die Bundeswehr stören die Ent-
faltung von Gewaltfreiheit und die Erziehung zum
Frieden in der Schule . Mit der Einführung des Pro-
j ektfache s »Friedensbildung« kann der Transfor-
mationsprozess zur » Schule der Gewaltfreiheit«
vorangebracht werden .

Die politischen Eliten in D eutschland werden
das zu verhindern suchen . No ch sind sie nicht b e-
reit, die gewaltfreien Aktionen sozialer B ewegun-
gen als Ausdruck eine s demokratischen BürgerIn-
nen-Willens anerkennen und deren Forderungen
umsetzen zu können . Ab er nur, wenn sie die Ge-
waltfreiheit als Handlungsoption praktizieren
und prop agieren, werden die PolitikerInnen in
Zukunft demokratisch legitimiert sein .

In der Schule ist schon j etzt der Raum für die
Au seinandersetzung mit den gewaltfreien Aktio-
nen der O ccupy-B ewegung gegen die Macht der
B anken, der Friedensb ewegung gegen den Afgha-
nistankrieg und andere Kriege , der Umweltb ewe-
gung gegen Atomkraftwerke , Atomtransporte
und Klimagefährdungen, der Menschenrechtsb e-
wegung gegen Ausspionierung und D atenmiss-
brauch, der antifaschistischen B ewegung gegen
rechtsextremistische Gewalt o der der Genderb e-
wegung gegen geschlechtliche Fremdb e stimmt-
heit.

In der Schule ist der richtige Ort, die Kritik an
politischen Fehlentscheidungen in Forderungen
und Vorschläge für zukünftige Entwicklungen
umzuwandeln . Dringend notwendig sind weitere
Transformationsprozesse im Schulsystem, um die
Prinzipien der Gewaltfreiheit und der Solidarität
zur Geltung bringen zu können .

Die Friedensb ewegung sollte die Chance
wahrnehmen, j etzt die Themen der Friedensbil-
dung nicht nur zu b enennen, sondern sie auch zu
»b e setzen« . D amit würde die Friedensb ewegung
zum Trendsetter b ei der Arb eit am Frieden in der
Schule werden . Gerne mö chte ich mich möglichst
b ald mit euch zur Weiterarb eit an der Friedensbil-
dung und b eim »Trend setten« treffen .

D enn : » Schulfrei für die Bunde swehr ! « − D ab ei
soll e s bleib en !

Bernhard Nolz ist Lehrer i. R., Sprecher der Päda-

goginnen und Pädagogenfür den Frieden (PPF),

Vorstandsm itglied der Zeitschrift » Wissenschaft

& Frieden« sowie Geschäftsführer des Siegener

Zen trums für Friedenskultur (ZFK). Der Text

wurde als Vortrag bei der PAXX-Aktionsko nfe-

renz »Sch ulfreifür die Bundeswehr« am 3. März

in Mannheim gehalten. In die veröffen tlich te Fas-

sung wurden A nregungen, die sich a us der Dis-

kussio n über den Vortrag ergaben, einbezogen.

L itera tur: Johan Galtung et al. : Neue Wege zum

Frieden. Ko nflikte a us 45Jahren: Diagnose, Prog-

nose, Therapie. Minden 2003 (Bund für Soziale

Verteidigung). Index für Inklusio n: www. ee-

net. org. uk/reso urces/docs/Index %20German.

pdf (am 28. 03. 2012)

Ute Finckh

Der Aufstand in Syrien und die Medien
Fehlende Berichterstattung über gewaltfreie Proteste bedeutet nicht,
dass es sie nicht gibt

1 8

er regelmäßig Zeitungen lie st, stellt b ei
den meisten Themen fe st, dass sich Zei-

tungen verschiedener politischer Au srichtung in
den Fakten, die sie b erichten, oft erstaunlich einig
sind und sich erst in der B ewertung bzw. B eurtei-
lung diametral unterscheiden . Sp äte stens da, wo
es um Krieg o der Bürgerkrieg geht, trifft d as nicht
mehr zu : Hier sind schon die Fakten meist so unsi-
cher bzw. strittig, dass seriö se JournalistInnen ei-
gentlich gar keine B ewertung mehr vornehmen
könnten . Was die meisten Zeitungen ab er nicht

daran hindert, ihre KommentatorInnen nach dem
Motto »j etzt erst Recht ! « auf d as Thema lo szulas-
sen . Im Zweifelsfall wird dann gefordert, dass ir-
gend j emand (vorzugsweise die Vereinten Natio-
nen, die Nato , die EU o der die Bundesregierung)
aktiv werden mu ss , um den Krieg o der Bürger-
krieg unverzüglich zu b eenden . Im Zweifelsfall
mit militärischen Mitteln . D as wird dann mit herz-
ergreifenden B ildern und Geschichten von Op-
fern de s Kriege s o der Bürgerkriege s untermau-
ert

1 )

. Ob eine militärische Intervention die Situati-
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on in irgendeiner Weise verb essern würde , wird
nur selten gefragt

2)

.
Genau diese Situ ation hab en wir derzeit b eim

Thema Syrien: Wir wissen einigermaßen verläss-
lich, dass e s seit einem Jahr heftige gewaltfreie
Prote ste gegen die Regierung gibt, d ass die Regie-
rung darauf mit brutaler Gewalt reagiert hat, wo-
raufhin desertierte Soldaten und vermutlich auch
andere Regimegegner ihrerseits zu den Waffen ge-
griffen hab en und e s sp ätestens seit Herb st letzten
Jahre s regelmäßig zu Kämpfen zwischen der Re-
gierung und b ewaffneten Regimegegnern
kommt, so dass inzwischen zuminde st in Teilen
de s Landes ein Bürgerkrieg herrscht. Alle s andere
ist unsicher. E s werden zwar Opferzahlen gehan-
delt (derzeit am häufigsten »knapp 1 0 . 0 0 0«) , ab er
es ist völlig unklar, wer von den Opfern gewaltfrei
D emonstrierende , Unb eteiligte , Mitglieder der
staatlichen Sicherheitskräfte o der desertierte Sol-
daten waren . Völlig unklar ist auch, wie repräsen-
tativ die verschiedenen Widerstandsgruppen für
die Ge samtb evölkerung sind , ob und ggf. welche
gemeinsamen o der ab er sich widersprechenden
politischen Ziele sie üb er die Forderung nach ei-
nem Sturz von Präsident Assad hinau s hab en, ob
der Syrische Nationalrat, der am Ersten April (was
leider kein Aprilscherz, sondern eine seriö se Mel-
dung war) auf einer internationalen Konferenz
der »Freunde Syriens« als »ein legitimer Vertreter
aller Syrer« anerkannt wurde , auch nur für die Re-
gimegegner repräsentativ ist, ge schweige denn
für die Mehrheit der syrischen B evölkerung.

Inzwischen mehren sich Presseb erichte darü-
b er, dass auch auf d as Konto der unter der B e-
zeichnung »Freie Syrische Armee« zu sammenge-
fassten b ewaffneten Reb ellen massive Gewaltta-
ten gehen

3 )

. Die Menschenrechtsorganisation Hu-
man Right Watch richtete daher am 2 0 . März 2 0 1 2
einen offenen B rief an die Führer der syrischen
Oppo sition, in dem sie die ihr b ekannten B erichte
üb er Gewalttaten der Reb ellen zu sammenfasste

4)

.
D as hinderte den Vorsitzenden des syrischen Na-
tionalrats , Burhan Ghalioun, nicht daran, am 3 1 .
März auf der Konferenz der »Freunde Syriens« da-
zu aufzurufen, die Freie Syrische Armee mit Geld
und Waffen zu unterstützen . Ob und wie die Vor-
würfe gegen die b ewaffneten Reb ellen geklärt
werden können, ist völlig offen. Die New York
Times b erichtete kurz danach in ihrem Online-An-

F or u m Pazi fi s mus

geb ot, d ass mehrere Golfstaaten b ereit seien, ins-
gesamt 1 0 0 Millionen US-D ollar für die B ezahlung
der Sold aten der Freien Syrischen Armee zur Ver-
fügung zu stellen

5 )

. Die damit verbundene B ot-
schaft ist klar: Gewalt zahlt sich au s .

Einen kurzen Augenblick lang sah es Anfang
de s Jahre s so au s , als ob e s do ch no ch gelingen
könnte , so viel Unterstützung für die gewaltfreie
Prote stb ewegung zu organisieren, dass die E skala-
tion zum Bürgerkrieg verhindert werden kann .
Die Kamp agnenorganisation Avaaz hatte b ereits
früh gewaltfreie D emonstranten unterstützt

6)

, in
D eutschland hatte sich im Herb st 2 0 1 1 die Grup-
pe »Adopt a Revolution« gegründet, die seit An-
fang 2 0 1 2 eine ansehnliche Medienb erichterstat-
tung für ihre Unterstützung der gewaltfrei agie-
renden Lo cal Co ordination Committee s erreicht
hat

7)

und nach eigenen Angab en für die Arb eit die-
ser Komitees b ereits üb er 1 0 0 . 0 0 0 Euro an Spen-
den gesammelt hat

8)

. Ab er inzwischen ruft Avaaz
zur Einrichtung von Schutzzonen auf, was letzt-
lich ein Euphemismu s für eine Militärinterventi-
on ist, und sp äte stens seit der Anerkennung des sy-
rischen Nationalrats als offizielle Vertretung der
syrischen Prote stb ewegung durch zahlreiche Re-
gierungen spielen die Lo cal Co ordination Com-
mittee s in der B erichterstattung keine Rolle mehr.
Nur die Neue Züricher Zeitung hat in jüngster Zeit
no ch darüb er b erichtet, dass ein Teil der Prote st-
b ewegung sich strikt gegen eine Intervention von
außen o der b ewaffneten Widerstand au sspricht

9)

.
Wie relevant ab er die von der NZZ zitierte Gruppe
»National Co ordination B o dy for D emo cratic
Change« ist und ob sie Kontakt zu den Lo cal Co or-
dination Committees hat, wird nicht b erichtet.

So bleibt nur, sich gelegentlich klarzumachen,
d ass das schnell wieder erlo schene Medieninte-
resse an den gewaltfreien Protesten in Syrien
nicht b edeutet, dass es sie nicht mehr gibt. Egal ,
wie sich die Situ ation in Syrien entwickelt: Früher
o der sp äter werden diej enigen, die sich dort seit
gut einem Jahr gewaltfrei engagieren, dringend
für einen Friedensprozess gebraucht werden. E s
ist d aher zu hoffen, dass »Adopt a Revolution« sie
weiterhin unterstützen kann .

Dr. Ute Finckh ist Vorsitzende des Bundesfür So-

ziale Verteidigung und F or u m Pazi fi s mus -Re-

dakteurin.

1 ) B e sonders krasse B eispiele im Fall Syrien au s den letzten Monaten
sind die Artikel von Michael Thumann: » Gesprengte Grenzen« in
der Zeit vom 2 9 . 3 . 2 0 1 2 und vonJonathan Littell : »D ie b reite Straße
des To des« in der Zeit vom 2 3 . 2 . 2 0 1 2

2 ) Eine der wenigen, die diese Frage in den letzten Wo chen aufge-
worfen hat, ist Andre a B öhm in ihrem Artikel »Retter ohne Regeln«
in der Zeit vom 2 2 . 3 . 2 0 1 2

3) Gab riela M . Keller: »D as Gesetz des D schungels« , D ie Welt vom
9 . 3 . 2 0 1 2 ; Gab riela Keller, Silke Mertins : »D ie Opp o sition verliert
ihre Unschuld« , Financial Time s D eutschland vom 2 8 . 3 . 2 0 1 2

4) www. hrw. org/news/2 0 1 2/0 3/2 0/open-letter-le aders-syrian-opo -
sition

5 ) Steven Lee Myers : »U. S . Joins Effort to Equip and Pay Reb els in Sy-
ria« , New York Time s Online , 1 . 4 . 2 0 1 2

6) Vgl . z . B . Gabriela M . Keller: »Wenn das Internet zur Waffe wird« ,
Die Welt vom 1 5 . 3 . 2 0 1 2

7) Z. B . D aniel Brö ssler: » Syrische Oppo sition bittet um stärkere Un-
terstützung« , Süddeutsche Zeitung vom 5 . 1 . 2 0 1 2 , o der Gabriela
M . Keller: »Adoptieren Sie einen Revolutionär« , Die Welt vom
5 . 1 . 2 0 1 2 .

8) http s ://www. adoptrevolution. org/

9) Mona S arkis : » Krieg der Ego s b ei der syrischen Oppo sition« , Neue
Züricher Zeitung vom 1 4 . 3 . 2 0 1 2



D as deutsche Steuerrecht kennt keine
»Kriegssteuer« im engeren Sinne .

Auch wenn es nach § 8 der Bundeshau shalts-
ordnung zulässig wäre , sind Zwecksteuern, d .h .
Steuern, die au sschließlich für b e stimmte Zwecke
erhob en werden, zuminde st nicht üblich . E s gilt
vielmehr der Grundsatz der » Gesamtdeckung« :
»alle Einnahmen dienen als D eckungsmittel für al-
le Au sgab en« ( § 8 B HO) . Alle für den Bundeshaus-
halt vorge sehenen Steuern (u . a. Einkommens-
steuer, Umsatzsteuer) fließen in einen Topf, aus
dem dann wiederum die Ausgab en für das Militär
in Höhe de s j eweiligen Hau shaltsplane s finanziert
werden .

Wegen die ser indirekten Finanzierung durch
die B eiträge der einzelnen Steuerzahler b esteht
zumindest keine direkte Kau salität zwischen Steu-
ererhebung und Finanzierung der Rü stung .

2 . Mit der Frage der Kau salität zwischen Steuer-
zahlung und Militärau sgab en ist auch die Frage
der persönlichen Verantwortung verbunden.

Von Seiten der Gerichte wird darauf verwie-
sen, d ass die Entscheidung üb er die Staatsau sga-
b en allein b eim Parlament liegt. Die se s ist aus-
schließlich im B esitz der Budget-Hoheit und trage
damit auch die alleinige Verantwortung; der ein-
zelne Steuerzahler sei durch die Parlamentsent-
scheidung von seiner persönlichen Verantwor-
tung für die auch mit seinem Geld verfolgten Zwe-
cke entbunden (u . a. Bunde sverfassungsgericht, 2
BvR 478/9 2 ) .

Zum Teil wird aus die ser rechtlichen Zuord-
nung auch geschlo ssen, dass die Pflicht zur Steuer-
zahlung den Schutzb ereich der Gewissensfreiheit
nicht b erühren könne . D em ist ab er wohl entge-
gen zu halten, dass die tatsächlich vorhandene Ur-
sachenkette zwischen Steuerzahlung und Staats-
ausgab en durch zwischengeschaltete Instanzen,
etwa das Parlament, nicht unterbro chen wird .
Auch der nur einen B efehl au sführende Soldat
wird nicht durch den B efehlshab er von der Ver-
antwortung für sein persönliche s Tun b efreit,
auch wenn diese s im Rahmen der arb eitsteiligen
Organisation einer mo dernen Armee nur sehr in-
direkt mit den tö dlichen Folgen eines Militärein-
satze s in Verbindung steht. Seit dem Statut des
Nürnb erger Militärgerichtshofe s von 1 9 45 gilt
der Grund satz, dass d as Handeln auf B efehl nicht
von der Verantwortung für de ssen persönliche
Au sführung entbindet (so auch j etzt im Statut des

Internationalen Strafgerichtshofes und in § 3 des
deutschen Völkerstrafge setzbuche s) . Auch der
vom Parlament erteilte Auftrag zum militärischen
Einsatz (»Parlamentsheer«) kann den einzelnen
Soldaten nicht von der persönlichen Verantwor-
tung für sein Tun entbinden.

D er Steuerzahler mag mit seinem finanziellen
B eitrag hierzu no ch weiter vom Geschehen ent-
fernt sein; dessen Mitfinanzierung verbindet ihn
ab er denno ch kausal mit dem au s dem Militär-
hau shalt b ezahlten Soldaten und den von die sem
einge setzten Waffen .

3 . D as Gewissen der einzelnen Person lässt sich
nicht durch ge setzliche Zuständigkeitsregeln b e-
ruhigen, sondern entscheidet autonom üb er die
Frage der eigenen Verantwortung und Schuld , wo
es vorwerfb ares Verhalten erkennt (Reuter defi-
niert das Gewissen im Gutachten der FE St als »in-
dividuelle s sittliche s Selb stb ewusstsein« , S . 4 6) .

D er Staat und seine Organe hab en nicht zu
entscheiden, ob b eim einzelnen eine Gewissens-
entscheidung vorliegt, sondern nur, ob sie hierauf
aus rechtlichen Gründen Rücksicht nehmen wol-
len . Dies ist ab er in B ezug auf die gewissensb e-
dingte Steuerverweigerung bisher nicht der Fall :
Die Abgab enordnung eröffnet zwar für die Fi-
nanzverwaltung einen Ermessensspielraum, im
Einzelfall au s Gründen der »B illigkeit« von der
Steuererhebung ganz o der zum Teil abzu sehen
( § § 2 2 2 , 2 2 7 AO) .

Von diesen B illigkeitsregeln macht die Finanz-
verwaltung j edo ch in B ezug auf entsprechende
Eingab en wohl au snahmslo s keinen Gebrauch .
Entsprechende B efreiungen würden auch nur die
Einkommenssteuer b etreffen, nicht ab er die Um-
satzsteuer auf die zum Leb en notwendigen Kon-
sumgüter.

Auch die Rechtsprechung der Finanzgerichte
und des Bundesverfassungsgerichts sowie der Pe-
titionsau sschuss de s Bundestage s lehnen bisher
eine vollständige o der p artielle B efreiung von der
Steuerzahlung au s Gründen des Gewissens ab .
Dies gilt auch für das Gutachten der FE St von
1 9 9 2 .

Seit Febru ar 2 0 09 ist no ch eine bisher nicht
entschiedene Verfassungsb e schwerde von 1 0
Kriegssteuerverweigerern anhängig, die no ch
einmal sehr au sführlich und eingehend auf die
vorhandenen Gewissenskonflikte eingeht.

20

Ullrich Hahn

Kriegssteuerverweigerung
Eine »gewissensneutrale« Steuerregelung wäre zwar ein Fortschritt,
aber nicht ausreichend
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4 . Entgegen dem Mainstream in Literatur und
Rechtsprechung ist die Ablehnung einer gewis-
sensneutralen Neuregelung der für Militär und
Kriegszwecke erhob ene Steuer nicht zwingend .

D er au s Sicht der Rechtsprechung und einiger
Autoren b e stehende Konflikt zwischen persönli-
cher Gewissensentscheidung und verfassungs-
rechtlich verankerten Prinzipien der Steuererhe-
bung und -verteilung (Budgetrecht de s Parla-
ments) ist nach verfassungsrechtlichen Grundsät-
zen in eine »praktische Konkord anz« (so der frü-
here Verfassungsrichter Konrad Hesse) zu brin-
gen, d .h . in ein Verhältnis , welche s widerstreiten-
de Verfassungsnormen in einen Ausgleich bringt,
der b ei gegenseitiger Rücksichtnahme b eiden
Normen größtmögliche Geltung verschafft.

Die se Aufgab e stellt sich der au s dem »Netz-
werk Friedenssteuer« stammende Entwurf eines
Zivilsteuergesetze s au s dem Jahr 2 0 1 1 . Die ser Ent-
wurf b eruht auf der Grundidee , dass sämtliche mi-
litärische Au sgab en au sschließlich au s einem Son-
derfonds finanziert werden, in den nur die Ein-
nahmen au s der Einkommenssteuer bis zu den
vom Parlament b eschlo ssenen Haushaltsansatz
für die Militärau sgab en fließen. D em einzelnen
Steuerzahler wird das Recht eingeräumt, eine Zi-
vilsteuererklärung gegenüb er dem Finanzamt ab-
zugeb en, welche zur Folge hat, dass seine Steuer
nicht dem Sonderfond s für die Finanzierung des
Militärhau shalte s zugeführt wird . Alle anderen
Steuern, so auch die Umsatzsteuer, verbleib en au s-
schließlich für zivile Zwecke .

Zur Praktikabilität die se s Zivilsteuerge setzes
gibt e s mehrere Gutachten . Letztlich ist es eine
Frage des politischen Willens , ob die se s Ge setz
eingeführt wird o der nicht.

B ezüglich de s p arlamentarischen Budget-
rechts ist dab ei no ch anzumerken, d ass dieses
durch das Parlament selb st in den vergangenen
Jahrzehnten mehrfach erheblich einge schränkt
wurde und no ch wird , zum einen durch die um-
fangreichen Privatisierungen öffentlicher Aufga-
b en (z . B . B ahn und Po st) , welche die teilweise
o der ganze Au sgliederung der entsprechenden
Hau shaltstitel aus dem Ge samthau shalt des Bun-
de s zur Folge hab en; zum anderen ab er auch
durch die immer größer werdende Staatsver-
schuldung, welche durch den Schuldendienst des
Bunde s das Budgetrecht künftiger Generationen
entsprechend immer weiter schrumpfen lässt.

5 . Was hat die Kirche mit die sem Thema zu tun?
Prof. Reuter schreibt hierzu im Gutachten der

FE St (S . 9 0 , 9 1 ) : »So wie die Kirche das p azifistische
Etho s in allen seinen Formen und Au sprägungen
als deutliche Entsprechung zur Friedenspraxis Je-
su anerkannt hat, so muss sie auch im pazifisti-
schen Steuerb oykott eine authentische christli-
che Zeichenhandlung erkennen . Die Kirche kann
sich de shalb nicht − wie der Staat es mu ss − auf blo-

ße Duldung und Toleranz b eschränken; die Ach-
tung, die die Kirche der gewissensb estimmten
Steuerverweigerung pazifistischer Christinnen
und Christen entgegen zu bringen hat, mu ss zu So-
lidarität und aktivem B eistand führen . . . . (es) mü s-
sen die Kirchen und ihre Gemeinden auf j eden
Fall zu Orten de s Dialogs üb er die Prote stziele der
Friedenssteuerinitiative werden. «

Eine entsprechende Verpflichtung sieht auch
der Zentralau sschuss de s Ökumenischen Rates
der Kirchen . In einer Entschließung von 2 0 09
heißt e s hierzu : »D er Weltkirchenrat ermutigt die
Kirchen, sowohl die s Problem der Militär- o der
Kriegssteuern als auch Alternativen zum Militär-
dienst zu b edenken und sich damit au seinander
zu setzen . «

E s geht de shalb nicht nur um Seelsorge und To-
leranz in B ezug auf die Kriegssteuerverweigerer
sondern um die Frage nach der christlichen Frie-
densb otschaft, die den Kirchen aufgetragen ist.

6 . B ei der Kriegssteuerverweigerung geht es de s-
halb um mehr als eine gewissensneutrale Ge set-
zesregelung .

Zwar b esitzt die menschenrechtlich geforder-
te Toleranz für Gewissensentscheidungen einen
eigenen Wert, der nicht gering geschätzt werden
soll . D as Gewissen des Einzelnen hat ab er nicht
nur zum Ziel, die eigene Person von den als Un-
recht erkannten Pflichten zu b efreien . Die Gewis-
sensentscheidung hat darüb er hinau s immer
auch ein ge samtge sellschaftliche s Anliegen .

Reuter schreibt im Gutachten der FE St : »D as
Motiv der Militärsteuerverweigerer ist universali-
sierb ar, e s b ezieht sich auf eine politische Aufga-
b e , die für alle , für die Menschheit im ganzen, ver-
bindlich ist. « (S . 8 3 ) .

E s kann deshalb nicht genügen, einen Teil der
B evölkerung von der Finanzierung des Tötens im
Krieg freizu stellen, so wie es die Gewissen der Pa-
zifisten nicht b eruhigen kann, dass die allgemeine
Wehrpflicht ausgesetzt ist und Kriege nur no ch
durch B erufssoldaten und Freiwillige geführt
werden . Die Kriegssteuerverweigerung mu ss de s-
halb auch verstanden werden als ein Akt de s zivi-
len Ungehorsams , als ein Aufschrei, der in der Ge-
samtge sellschaft gehört werden will .

Als vor üb er 1 5 0 Jahren Henry D avid Thore au
seine Steuerzahlung wegen des damals von den
USA gegen Mexiko geführten Krieges verweigerte
und für eine Nacht ins Gefängnis gehen mu sste ,
schrieb er aus die sem Erleb en herau s seinen b e-
rühmten Aufsatz »Von der Pflicht zum Ungehor-
sam gegen den Staat« , worin er keine gewissens-
neutrale Steuerregelung fordert, sondern seinem
Prote st gegen Unrecht und Krieg Au sdruck gibt.

B ei allem Eintreten für eine gewissensneutra-
le Steuerregelung entsprechend dem »Zivilsteuer-
gesetz« mü ssen wir deshalb darauf achten, dass
mit einer b eruhigenden Regelung für gewissens-



rieg gegen den Terror« − ein Schlagwort
und ein ideologischer Kampfb egriff der

US-Regierung − soll laut Hillary Clinton seit März
2 0 0 9 nicht mehr von der Ob ama-Regierung ver-
wendet werden . Die Frage ist, ob d amit auch die
Missachtung völkerrechtlicher Standards auf den
Müllhaufen der Geschichte geworfen werden soll .

Völkerrechtswidrige Kriege

Einer der Kriege der letzten Jahre , allesamt völker-
rechtswidrig o der zumindest mit zweifelhafter
völkerrechtlicher Grundlage − 1 9 9 9 in Jugo slawi-
en, seit 2 0 0 1 in Afghanistan, 2 0 0 3 im Irak und
2 0 1 1 in Libyen − ist offen als »Krieg gegen den Ter-
ror« geführt worden :

Ohne Mandat de s UN-Sicherheitsrats hab en
die USA und Verbündete , darunter auch D eutsch-
land , als Reaktion auf die Verbrechen der 9/ 1 1 -At-
tentate unter dem Motto » Operation Enduring
Freedom« im Oktob er 2 0 0 1 einen Krieg gegen Af-
ghanistan b egonnen . Tatsachen, welche die USA
zur Verteidigung b erechtigt hätten, sind niemals
b elegt worden .

D er p arallel geführte militärische Isaf-Einsatz
von Nato-Truppen b eruhte zwar auf einem Man-
dat de s UN-Sicherheitsrats . Die se s b erechtigte
ab er nur zur militärischen Unterstützung der ein-
ge setzten Üb ergangsregierung Afghanistans b ei
der Aufrechterhaltung der Sicherheit. D er Einsatz
wird mit B illigung de s UN-Sicherheitsrats bis heu-
te fortgesetzt, obwohl weder das sog . Petersb erg-
Abkommen und die afghanische »Verfassung«
no ch die Karsai-Regierung j emals demokratisch
legitimiert wurden.

Allen genannten Kriegen war gemeinsam,
dass die angegeb enen und die tatsächlichen
Kriegsziele wechselten und nicht immer klar zu
erkennen waren . Gemeinsam war ihnen auch,
dass Medienb erichte d as militärische Vorgehen
weitgehend unkritisch b efürworteten . Alternati-
ve nichtmilitärische Lö sungskonzepte sind öf-
fentlich kaum diskutiert worden .

Recht auf Militäreinsätze?

E s mu ss ernsthaft b ezweifelt werden, ob Politiker
und Journalisten erkennen und akzeptieren, d ass
militärische Gewalt zur Lö sung von Konflikten
durch das Völkerrecht grundsätzlich verb oten
und nur au snahmsweise unter engen Vorausset-
zungen gestattet ist.

Völkerrechtliche Grundlage ist die nach dem
verheerenden Zweiten Weltkrieg geschaffene
UN-Charta, eine der wichtigsten zivilisatorischen
Errungenschaften der Menschheit. Mit ihr ver-
pflichten sich alle 1 9 3 Mitgliedsstaaten, »den Welt-
frieden und die internationale Sicherheit zu wah-
ren und zu diesem Zweck wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu treffen, . . . um Friedensbrüche . . .
durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der
Gerechtigkeit und des Völkerrechts . . . b eizule-
gen. « (Art. 1 Ziffer 1 UN-Charta) . Zentrale Eck-
punkte sind
− die zwingende Verpflichtung zur friedlichen

B eilegung aller Streitigkeiten (Art. 2 Ziffer 3 ) ,
− d as allgemeine Verb ot der Androhung und An-

wendung von Gewalt (Art. 2 Ziffer 4) und
− ein multilaterales Krisenmanagement mit der

Möglichkeit, (als letzte s Mittel) Rechtsbrecher
mit Gewalt auf die Einhaltung der Regeln der
Gemeinschaft zu verpflichten .

1 )

Sicherheitsrat

D as herausragende Organ der UN ist der Sicher-
heitsrat (SR) . Ihm ist die vorrangige Verantwor-
tung für die Wahrung de s Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit üb ertragen worden (Art.
2 4 Ab s . 1 ) . Er darf S anktionen nach Kap . VII (UN-
Charta) anordnen, ab er nur nachdem die Mitglie-
der des Sicherheitsrats gemäß Art. 39 förmlich
festgestellt hab en, d ass »eine B edrohung o der ein
B ruch des Friedens o der eine Angriffshandlung

1 ) Michael B othe in Vitzthum, »Völkerrecht« , 4 .A, 2 0 07, S . 6 6 4 ; Horst
Fischer in Knut Ip sen, »Völkerrecht« , 5 .A, 2 0 0 4 , S . 1 1 0 9
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(Aggre ssion) vorliegt. « D ab ei sind der Friedensb e-
griff und der Aggressionsb egriff in der UN-Charta
nicht definiert.

D er B egriff des »Terrorismu s« taucht in der
UN-Charta nicht auf. Die UN-Mitgliedsstaaten ha-
b en sich bisher weder auf eine D efinition des Ter-
rorismu s no ch auf eine umfassende Anti-Terror-
Konvention einigen können .

2 )

Ich gehe von dem Terrorismus-B egriff au s , der
den SR-Resolutionen der vergangenen Jahre zu-
grunde liegt, die j eweils an konkrete Gewaltakte
anknüpfen . Für die rechtliche B ewertung ist von
B edeutung, ob der konkrete Terrorakt von priva-
ten Personen/Gruppen verübt worden ist o der ob
der Terrorakt einem anderen Staat nachweisb ar
zuzurechnen ist. D enn nur in die sem zweiten Fall
kann der Terrorakt eine Verletzung des Gewalt-
verb ots nach Art. 2 , Ziffer 4 UN-Charta darstellen
und damit den b etroffenen Staat zur Selb stvertei-
digung b erechtigen . Ist der Terrorakt keinem
Staat zuzurechnen, darf der b etroffene Staat nur
mit polizeilichen und justiziellen Mitteln reagie-
ren .

D er SR kann in b eiden Fällen, also auch im Fal-
le privaten Terrors den internationalen Frieden
als b edroht ansehen und S anktionen anordnen .
Au s der Tatsache , dass der SR terroristische Akte
als Friedensb edrohung feststellt, ist j edo ch no ch
nicht zu schließen, dass auch eine Verletzung des
Gewaltverb ots vorliegt.

3 )

Handlungsspielräume

des Sicherheitsrats

In den letzten zwanzig Jahren hat der SR schritt-
weise die alleinige Zuständigkeit für das Ein-
schreiten b ei Terroranschlägen für sich in An-
spruch genommen . Die folgenden SRs-Re solutio-
nen b elegen das , wob ei sich aus ihnen b ereits die
Wege und Mittel des Einschreitens ergeb en :

1 9 9 2 ist der SR mit der Resolution 74 8 wegen
der Nichtau slieferung der mutmaßlichen Attentä-
ter von Lo ckerbie gegen Libyen vorgegangen . Er
hat sich auf Kap . VII b erufen und die Verhinde-
rung von Handlungen des internationalen Terro-
rismu s als essentiell für die Wahrung de s Friedens
und der Sicherheit b ezeichnet.

4)

1 9 9 9 hat er mit der Resolution 1 2 67 nach Kap .
VII weit reichende S anktionen gegen das Talib an-
Regime in Afghanistan b e schlo ssen .

5 )

Als B egrün-
dung wurde angeführt, dass die Talib an die Au s-
bildung von Terroristen und die Vorb ereitung ter-
roristischer Anschläge ermöglichten . Die Verhin-
derung des Terrorismus sei essentiell für die Wah-
rung des Friedens und der Sicherheit. Angeordnet

wurden Flugverb otszonen für die Flugzeuge und
d as Einfrieren von B ankkonten und des Vermö-
gens der Talib an . Ein S anktions-Komitee sollte die
Durchführung kontrollieren . Die S anktionen
wurden sp äter um Reiseverb ote , Waffenemb ar-
go s und den Personenkreis erweitert. Die S ankti-
onsau sschü sse de s SR führen umstrittene Listen
von Verdächtigen, gegen die alle UN-Mitglieds-
staaten einzu schreiten verpflichtet sind .

6)

Eb enfalls im Jahre 1 9 9 9 forderte der SR durch
die Resolution 1 2 69 die Staaten allgemein zur B e-
kämpfung des Terrorismu s und zum Ab schlu ss ei-
ner internationalen Anti-Terrorismus-Konventi-
on auf.

7)

D asselb e wiederholte er am 1 2 . 9 . 2 0 0 1 , ei-
nen Tag nach dem Anschlag auf die Twin-Towers ,
d as Pentagon und andere Einrichtungen der USA,
wob ei er die Terroranschläge als kriminell und als
B edrohung de s Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit b ezeichnete .

8)

Mit der Resolution 1 373 vom 2 8 . 9 . 2 0 0 1 ging
der SR no ch sehr viel weiter.

9)

Erneut b ezeichnete
er sich als allgemein zuständig für Akte de s inter-
nationalen Terrorismu s und erklärte , dass er j e-
den Akt des internationalen Terrorismu s als B e-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit b etrachtet. Seine Maßnahmen nach
Kap . VII richten sich an alle Staaten . Nach Art ei-
ner Rahmengesetzgebung gebietet er, die Finan-
zierung terroristischer Handlungen zu verhin-
dern und d as Geldsammeln zu b estrafen, Vermö-
gen einzufrieren, Geldtransfer zu verbieten, vor
Anschlägen zu warnen, Zufluchtsorte zu verwei-
gern, die Nutzung der Hoheitsgebiete zu verhin-
dern, Unterstützer vor Gericht zu stellen, die B e-
wegung von Terroristen durch Grenzkontrollen
zu verhindern, relevante Informationen au szutau-
schen, den Missbrauch der Asylgewährung und
de s Flüchtlingsstatu s zu verhindern und binnen
9 0 Tagen üb er die eingeleiteten Schritte B ericht
zu erstatten . Die Maßnahmen sind zeitlich, räum-
lich und sachlich nicht b egrenzt. Zur Üb erwa-
chung wurde ein Counter-Terrorism-Committee
geschaffen .

Hervorzuheb en ist, d ass die se Maßnahmen
zur B ekämpfung des internationalen Terrorismu s
»friedliche (nichtmilitärische) S anktionen« nach
Art. 4 1 UN-Charta sind . Militärische S anktionen
hat der SR vermieden, offensichtlich, weil die Ter-
rorakte keinem Staat zuzurechnen waren .

Einen Schritt weiter ging der SR b ei den B om-
b enattentaten von Madrid 2 0 0 4 . Obwohl er eb en-
so wie die sp anische Regierung die Verantwort-
lichkeit der ETA unterstellte − und damit nicht ei-
nem internationalen Terrorismus − sah er sich als
zu ständig an und ging nach Kap . VII vor, indem er

2 ) auswaertiges-amt. de - »Terrorismusb ekämpfung in den Vereinten
Nationen (VN)«

3) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 65 1

4) S/RE S/74 8 vom 3 1 . 3 . 1 9 9 2

5 ) S/RE S/ 1 2 67 ( 1 9 9 9)

6) auswärtiges-amt. de »Terrorismu sb ekämpfung in den Vereinten
Nationen«

7) S/RE S/ 1 2 69 ( 1 9 9 9)

8) S/RE S/ 1 3 68 (2 0 0 1 )

9) S/RE S/ 1 373 (2 0 0 1 )
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die terroristischen Anschläge als B edrohung für
den Frieden und die Sicherheit b ezeichnete .

1 0)

Er
po stulierte die Verpflichtung aller Staaten, im
Rahmen ihrer Verpflichtungen aus der Resoluti-
on 1 373 ( !) die Drahtzieher der Anschläge zu üb er-
führen und vor Gericht zu stellen.

Die se Inanspruchnahme einer Allzu ständig-
keit b ei terroristischen Anschlägen wird ergänzt
durch die Resolution 1 5 4 0 , mit der die Weitergab e
von AB C-Waffen als B edrohung für den internatio-
nalen Frieden und die Sicherheit b ezeichnet und
allen Staaten ein umfassender Pflichtenkatalog
auferlegt wird .

1 1 )

Kritik am Sicherheitsrat

Kritik wegen der fehlenden Einhaltung der men-
schenrechtlichen Stand ard s veranlassten den SR
in sp äteren Resolutionen, b ei der B ekämpfung
des Terrorismu s die Menschenrechte stärker her-
vorzuheb en .

1 2 )

Die kritischen Entscheidungen
verschiedener regionaler Gerichte wegen des feh-
lenden Rechtschutze s führten zur Einrichtung ei-
ne s »Ansprechpartners« und verb e sserter An-
hörungsmöglichkeiten . 2 0 09 richtete der SR
schließlich das Amt einer Ombudsperson ein,

1 3 )

das 2 0 1 1 no chmals deutlich aufgewertet wurde .
14)

B ereits am 7. 6 . 2 0 1 0 war die ehemalige Richterin
am Internationalen Strafgerichthof Kimb erley
Pro st zur Ombud sperson ernannt worden. B e-
schwerden können übrigens per e-Mail eingelegt
werden .

1 5 )

Die D efinitionshoheit des SR, was er als Terro-
rismu s ansieht und was nicht, ist zu Recht kriti-
siert worden . Hinzu kommt die fehlende gerichtli-
che Kontrolle . Kontrolliert werden können die
Anordnungen des SR erst in der Phase ihres Voll-
zuges durch die verpflichteten Staaten . D ab ei kön-
nen sie von nationalen und regionalen Gerichten
üb erprüft werden . Setzen die se dem SR Grenzen,
so wird er das nicht unb e achtet lassen können −
denn er ist b eim Vollzug seiner S anktionen auf die
Einzelstaaten angewiesen .

Sanktionsmaßnahmen

Die Möglichkeiten de s SR, im Rahmen von Kapitel
VII durch S anktionsmaßnahmen nach Art. 4 1 UN-
Charta gegen den Terrorismu s vorzugehen, sind
umfassend . Zwar nennt die UN-Charta nur die Un-
terbrechung von Wirtschaftsb eziehungen, de s Ei-
senb ahn-, See- und Luftverkehrs , der Po st-, Tele-

graphen- und Funkverbindung sowie sonstiger
Verkehrsmöglichkeiten und den Abbruch der dip-
lomatischen B eziehungen . Art. 4 1 UN-Charta er-
möglicht j edo ch den Einsatz aller denkb aren
nicht-militärischen Mittel , um auf einen Staat, der
die Friedenspflichten nicht b e achtet, Druck aus-
zuüb en

1 6)

(wie gegen Libyen im Falle Lo ckerbie)
o der um allgemeine Maßnahmen qu asi-ge setzge-
b erischer Art anzuordnen .

1 7)

(wie nach 9/ 1 1 durch
die Re s . 1 373 , s . o .) . Von erheblicher Reichweite
sind d ab ei Maßnahmen des SR, die darauf hinzie-
len, die finanzielle B asis de s Terrorismu s zu zer-
stören .

1 8)

Militärische S anktionsmaßnahmen nach Art.
4 2 UN-Charta darf der SR nur sub sidiär anordnen,
wenn nichtmilitärische S anktionen vorau ssicht-
lich unzulänglich sind o der sich als unzulänglich
erwiesen hab en .

Die Frage , ob die Terrorakte b e stimmten Staa-
ten zuzurechnen sind , lässt sich häufig auch für
den SR nicht b e antworten. D as mag der Grund da-
für sein, dass der SR die Terroranschläge meistens
nur als Akte der Kriminalität b ezeichnet und die
Staaten dazu auffordert, »die Täter, Organisatio-
nen und Förderer vor Gericht zu stellen«

1 9)

, also
mit S anktionen der Zivilge sellschaft zu re agieren.

Selbstverteidigungsrecht

Die mit Terroranschlägen angegriffenen Staaten
können sich durch Selb stverteidigung nach Art.
5 1 UN-Charta gegen die Staaten zur Wehr setzen,
denen nachgewiesen werden kann, dass sie den
Terror veranlasst o der gefördert hab en . D er Inter-
nationale Gerichthof (IGH) hat entschieden, d ass
ein b ewaffneter Angriff nur dann zur Selb stvertei-
digung b erechtigt, wenn er eine gewisse Intensi-
tät hat. Ein Gewaltakt unterhalb die ser Schwelle
lö st das Recht auf sofortige und verhältnismäßige
Abwehrmaßnahmen aus , nicht j edo ch ein umfas-
sendes Selb stverteidigungsrecht.

2 0)

Die Frage , ob die im Oktob er 2 0 0 1 b egonnene
»Operation Enduring Freedom« und der Angriff
auf Afghanistan mit dem Völkerrecht vereinb ar
sind , lässt sich eindeutig b eantworten .

Obwohl sich die USA b ereits kurz nach den
Terroranschlägen vom 1 1 . 9 . 2 0 0 1 mehrmals um ei-
ne Re solution de s SR b emüht hatten, die einen An-
griff auf Afghanistan autorisiert hätte , hat der SR
in allen Re solutionen eindeutig vermieden, Mili-
täraktionen zu b eschließen . Er hat stattdessen alle
Staaten aufgefordert, zusammen zu arb eiten, um
die Täter, Organisationen und Unterstützer vor
Gericht zu bringen .1 0) S/RE S/ 1 5 3 0 (2 0 0 4)

1 1 ) S/RE S/ 1 5 4 0 (2 0 0 4)

1 2 ) z . B . durch S/RE S/ 1 5 5 6 (2 0 0 3) und S/RE S/ 1 5 6 6 (2 0 0 4) , vgl . aus-
waertiges-amt. de - aaO

1 3 ) S/RE S/ 1 9 0 4 (2 0 0 9)

1 4) S/RE S/ 1 9 89 (2 0 1 1 )

1 5 ) Office of the Ombudsp erson, Ro om TB-0 8 0 4 1 D , U nited Nations
New York, NY 1 0 0 1 7 United States of America, Tel : + 1 2 1 2 9 6 3
2 67 1 Fax: + 1 2 1 2 9 6 3 1 3 0 0/37 78 E-mail : ombudsperson@un. org

1 6) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 674

1 7) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 676

1 8) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 675

1 9) auch durch S/RE S/ 1 4 3 8 (2 0 0 2 ) b etr. B omb enanschläge auf B ali

2 0) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 6 5 3
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D er SR hat den USA im konkreten Fall auch
kein Selb stverteidigungsrecht zugebilligt. In den
Einleitungen seiner Resolutionen 1 3 68 und 1 37 3
hat er lediglich allgemein d as »naturgegeb ene
Recht der Selb stverteidigung im Einklang mit der
Charta« b ekräftigt. Die ses in Art. 5 1 UN-Charta ge-
regelte Recht steht einem angegriffenen Staat nur
zu , bis und solange der SR die zur Friedenssiche-
rung erforderlichen Maßnahmen getroffen hat.
D as war mit den umfassenden Maßnahmen der
SR-Resolutionen 1 3 68 und 1 373 b ereits im Sep-
temb er ge schehen .

D arüb er hinaus lagen auch die Vorau ssetzun-
gen de s Selb stverteidigungsrechtes nicht vor: D er
Angriff war abge schlo ssen, die Täter tot, die Ge-
fahr weiterer Angriffe war eb en so wenig zu b ele-
gen wie die Mitverantwortung des Staates Afgha-
nistan.

US-Präsident George W. Bu sh mu ss das ge-
wu sst hab en . D enn in seiner ersten Fernsehan-
sprache unmittelb ar nach den Anschlägen hat er
angekündigt, die USA werde die Täter ermitteln
und vor Gericht stellen . B ereits in der nächsten öf-
fentlichen Erklärung ging er auf Kriegskurs .

Werden Staaten Opfer terroristischer Akte , die
sie anderen Staaten zurechnen können und die
mittelb ar den Frieden gefährden können, so sind
sie nach Kapitel VI verpflichtet, sich zunächst um
die B eilegung durch Verhandlungen, Untersu-
chungen, Vermittlungen, gerichtliche Entschei-
dungen, die Inanspruchnahme regionaler Ein-
richtungen o der durch andere friedliche Mittel zu
b emühen . D azu können sie auch vom SR aufgefor-
dert werden .

Werden Staaten Opfer terroristischer Angrif-
fe , die sie keinem anderen Staat zurechnen kön-
nen, gibt es nur den Weg üb er polizeiliche Ermitt-
lungen und Maßnahmen der Justiz . Die Anrufung
de s Internationalen Gerichtshofs ist au sge schlo s-
sen. In diesem Zu sammenhang werden die zahl-
reichen internationalen Abkommen b edeutsam ,
die zur B ekämpfung des Terrorismu s , der Pirate-
rie und des Schutzes der Zivilluftfahrt und b e-
stimmter Personenkreise von den Staaten verein-
b art worden sind .

2 1 )

UN-Generalversammlung

Die UN-Generalversammlung ist auch b ei Terror-
anschlägen völkerrechtlich nicht b erechtigt, der
Staatengemeinschaft durch S anktionen b e stimm-
te Verhaltensweisen vorzu schreib en. Im Falle der
Lähmung des SR durch einen Veto-Staat gibt die
Möglichkeit einer »Uniting for Peace-Re solution«
der UN-Generalversammlung heute nur no ch die

Möglichkeit zur Einb erufung einer Notstands-
Sondertagung.

2 2 )

Die UN-Generalversammlung hat − allerdings
völkerrechtlich nicht rechtsverbindlich

2 3 )

−
Grundsätze der Verhütung und B ekämpfung ter-
roristischer Akte aufgestellt

2 4)

, Empfehlungen ab-
gegeb en und Anti-Terror-Konventionen vorb erei-
tet und gefördert.

2 5 )

UN-Generalsekretär Kofi
Annan hat Empfehlungen für eine weltweite Stra-
tegie der UN zur B ekämpfung des Terrorismu s
vorgestellt, die 2 0 0 6 zur Verab schiedung einer
entsprechenden Re solution der UN-Generalver-
sammlung führten .

2 6)

Rechtliche Grenzen

für den Sicherheitsrat

Sind dem SR rechtliche Grenzen ge setzt? Art. 39
UN-Charta gewährt dem SR kein rechtlich unb e-
grenztes Erme ssen, das Vorliegen von Situ ationen
fe stzu stellen, in denen seine Zu ständigkeit ein-
greift.

2 7)

D enn die in Art. 39 UN-Charta verwende-
ten B egriffe sind Rechtsb egriffe , also üb erprüf-
b ar. Rechtsschutz gibt e s j edo ch nicht. D er Inter-
nationale Gerichtshof in D en Haag (IGH) b e sitzt
keine Kompetenz, die Einhaltung der S atzung
durch andere UN-Organe zu kontrollieren . Er
kann nur um Rechtsgutachten geb eten werden −
und auch nur durch andere UN-Organe . Wenn
UN-Mitgliedsstaaten die Auffassung vertreten,
Maßnahmen de s SR seien rechtswidrig, so können
sie diese nicht unmittelb ar anfechten .

2 8)

Sie hab en
nur die Möglichkeit der indirekten Rechtskontrol-
le auf der Eb ene der Mitgliedsstaaten, die die Re so-
lution au sführen.

2 9

)
D as Problem, d ass der Sicherheitsrat durch

den Einspruch nur einer der fünf Veto-Mächte an
dem Einschreiten gehindert werden kann, lässt
sich hier nicht lö sen. Vorschläge , die UN o der Ein-
richtungen der Vereinten Nationen zu reformie-
ren, sind im Konfliktfall nicht hilfreich . Eine Än-
derung der UN-Charta mü sste von allen 1 9 3 UN-
Staaten mühsam au sgehandelt, unterzeichnet und
ratifiziert werden . In dieser Hinsicht ist wenig zu
erwarten . Kommt durch ein Veto kein B eschluss
zu stande , erhält das Selb stverteidigungsrecht des
angegriffenen Staates wieder größere B edeutung .
Rechnet dieser einen Terrorsanschlag einem an-
deren Staat zu und setzt sich ihm gegenüb er zu
Wehr, so kann eine rechtliche Üb erprüfung nach-
träglich durch den IGH stattfinden .

2 1 ) z . B . das »Europ äische Abkommen zur B ekämpfung des Terroris-
mu s« vom 2 7. 1 . 1 97 7, das die Au slieferung der Verdächtigen regelt ;
das Üb ereinkommen üb er die Hohe See , die D iplomatenschutz-
konvention o der das Üb ereinkommen zur B ekämpfung wider-
rechtlicher H andlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt.
Vgl . b ei Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 6 4 8

2 2 ) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 2 4 ; Volker Epping in Knut Ip sen
aaO , S . 4 8 3

2 3 ) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 2 3 , 3 2 8

2 4) Re s . 49/60 vom 9 . 2 . 1 9 94 ; Res . 5 1 /2 1 0 vom 1 7. 1 1 . 1 9 9 6

2 5 ) auswaertiges-amt. de - aaO

2 6) Re s . 60/2 8 8 am 8 . 9 . 2 0 0 6 ohne Ab stimmung verab schiedet −
un. org/depts/german/gv-60/b and 3/ar60 2 8 8

2 7) Michael B othe in Vitzthum aaO , S . 674

2 8) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 4 8

2 9) Eckart Klein in Vitzthum aaO , S . 3 37
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Eine Alternative zur Einhaltung und Stärkung
des UN-Systems gibt es nicht, wenn wir vermei-
den wollen, dass in den internationalen B eziehun-
gen Willkür, Gewalt und d as Recht de s Stärkeren
herrschen .

Was kann die Friedensbewegung tun?

B ei der Ombudsperson der UN können B e schwer-
den gegen S anktionen de s SR eingelegt werden,
die z . B . aufgrund einer unzureichenden S achver-
haltsermittlung o der ohne au sreichende Prüfung
nichtmilitärischer S anktionen und unter Verlet-
zung de s Prinzip s der Sub sidiarität b e schlo ssen
worden sind .

D er Durchführung ziviler und militärischer
Maßnahmen können innerstaatlich Steine in den
Weg gelegt werden : Würde die Bundeswehr im
Rahmen eines von dem SR ermächtigten Antiter-
ror-Einsatzes unb erechtigt militärische Gewalt
anwenden, so sollte der Rechtsweg vor die Ver-
waltungsgerichte o der üb er das Bunde sverfas-
sungsgericht geprüft werden . D as Gleiche gilt für
möglicherweise grundrechtswidrige Ermitt-
lungs- o der Verfolgungsmaßnahmen.

Strafrechtlich könnten die Regierungsmitglie-
der wegen Führung eines Angriffskrieges aller-
dings no ch nicht verfolgt werden . D enn im Völ-

kerstrafge setzbuch ist die Führung eines Angriffs-
kriege s nur als künftiger Straftatb estand vorgese-
hen. Die Konkretisierung scheitert bislang daran,
dass sich die Staatengemeinschaft nicht auf eine
gemeinsame D efinition der Aggre ssion einigen
kann .

In D eutschland ist das Geb ot des Art. 2 6 GG,
den Angriffskrieg strafrechtlich zu ächten, vom
Ge setzgeb er völlig unzureichend umge setzt wor-
den . Nach § 8 0 StGB ist lediglich die Vorb ereitung
eine s Angriffskriege s , nicht j edo ch die Führung
o der B eteiligung strafb ar.

D arüb er hinau s bleibt nur der Weg, auf die öf-
fentliche Meinung und die Politik Einflu ss zu neh-
men . D er Proze ss de s fact-finding, d .h . der sorgfäl-
tigen Ermittlung und Fe ststellung der Tatsachen,
mit denen das Einschreiten b egründet wird , sollte
b e sonders sorgfältig geprüft werden . B ekannt-
lich stirbt die Wahrheit im Krieg als Erste s .

Zudem dürfte die Aufdeckung und B ehebung
der vielfältigen Ursachen de s Terrorismu s nach-
haltiger wirken als alle UN-S anktionen .

Bernd Hah nfeld istRich ter i. R. und Vorstandsm it-

glied der deutschen Sektio n der in terna tio nalen

Juristenverein igung IALANA . Der Vortrag wurde

bei der In terna tionalen Münch ner Friedensko n-

ferenz am 3. Februar gehalten.
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Heidi Meinzolt

Wie schärfe ich der Katze die Krallen?
Die UN-Resolution 1 32 5 zu Frauen, Frieden und Sicherheit

m 8 . März 2 0 1 2 wurde der jüngste Natio-
nale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-

Re solution 1 3 2 5 (Re s 1 3 2 5 ) in Holland verab schie-
det. E s ist b ereits die 2 . Auflage (2 0 1 2-2 0 1 5 ) , und
die Zu sammenarb eit von Zivilgesellschaft und In-
stitutionen wird b e sonders gelobt. Zusammenar-
b eit ist der spezifische »Mehrwert« , und der Fokus
liegt auf Frauen in Führungspo sitionen, der politi-
schen B eteiligung von Frauen in allen Phasen der
Konflikte , die Integration in Politik und Aktion
mit weit reichender öffentlicher Unterstützung .

D as schöne B ild der engagierten Ko operation
kann ab er nicht darüb er hinwegtäuschen, dass es
keine B eteiligung von Männern zu geb en scheint.
Außerdem b eklagen Aktivistinnen die Gefahr,
dass mit großem publizistischen Trara eine Um-
widmung bislang entwicklungs-politisch defi-
nierter Maßnahmen (»wir inve stieren in eure
Konflikte«) verbunden sein könnte . Ein Problem,
das es ernsthaft zu b edenken gilt.

In einem »Aide-Mémoire« hat die internationale
Frauenliga/IFFF, engl .WILPF

1 )

2 0 1 1 wieder einmal
grundlegende Üb erlegungen für den deutschen
Außenminister Guido We sterwelle formuliert,
unter dessen Ägide Re s 1 3 2 5 trotz deutscher Mit-
gliedschaft im UN-Sicherheitsrat keine relevante
B ezugsgröße ist: »In allen Krisengebieten der Welt
arb eiten Frauenfriedensgruppen üb er nationale ,
ethnische und religiö se Grenzen hinweg zu sam-
men . Sie sorgen für das Üb erleb en, verstecken D e-
serteure o der b eginnen mit Dialogen zur Verstän-
digung und Versöhnung, die oft zu nachhaltigen
Ergebnissen führen. Frauen sind nicht die b esse-
ren o der friedlicheren Menschen, ab er sie hab en
aufgrund ihrer sozialen Rollen eine größere Dis-
tanz zu Militär, Krieg, Macht und Gewalt. Diese
Distanz gilt es , als po sitive und wertvolle Re ssour-

1 ) Women' s international le ague for p eace and freedom,
www.wilpf. de , www.wilpfinternational . ch



ce zu nutzen . Außerdem gibt es genügend wissen-
schaftliche D aten, die b elegen, dass , j e kleiner das
Machtgefälle zwischen Männern und Frauen ist,
de sto friedlicher Ge sellschaften sind«

2)

. D as b ele-
gen au sreichend Go o d-practice-B eispiele , zahllo-
se Studien der Gender- und Friedensforschung
und Aufsätze zu neuer Sicherheitsarchitektur −
unter b e sonderer B erücksichtigung von Human
Security.

Klar, nicht die formale Umsetzung der 1 3 2 5 ist
das eigentliche Ziel . Dieses liegt vorrangig in einer
Verb esserung der Sicherheitslage und der Situ ati-
on der B evölkerung vor Ort, dem Schutz ihrer
Menschenrechte , dem Wiederaufb au einer kaput-
ten Ge sellschaft und nicht zuletzt der Eindäm-
mung von Gewalt und der B eförderung nachhalti-
gen Friedens . Alle Faktoren sind insb esondere für
Frauen relevant, die in den Konfliktzonen der
Welt weitgehend das Üb erleb en zu ständig sind
und den Alltag für sich und ihre Kinder und Fami-
lien organisieren .

In der Sub stanz ist die Verbindung von Gen-
dergerechtigkeit einerseits und einer anderen »Si-
cherheitspolitik« im Sinne einer echten Friedens-
politik mit der Res 1 3 2 5 seit 2 0 0 0 neu in die politi-
sche D eb atte gekommen . Sie eröffnet sp annende
Felder, macht ab er die Umsetzung der Re s 1 3 2 5
nicht einfacher, denn es ist auch ein B ruch mit
gängiger (Interventions-) Logik, mit D efinitions-
hoheiten und Privilegien . Sie ist auch − entgegen
aller Annahmen in der Anfangszeit für weite Teile
der Friedensb ewegung eine no ch nicht b ewältig-
te Herausforderung.

Festzuhalten bleibt auch no ch, dass Res 1 3 2 5
selb stverständlich andere Anforderungen stellt
und Au swirkungen hat für Frauen (und Männer)
in Konfliktregionen

3 )

als z . B . in D eutschland . Die
j eweilige Umsetzung − u . a. durch nationale Akti-
onspläne/NAPs − definiert andere B etätigungsfel-
der und politische Forderungen, die von der
gleichb erechtigten Teilhab e an Konfliktlö sung
z . B . bis zur gendergerechten B esetzung einer Frie-
densmission reichen .

Res 1 32 5 : Ewige Hoffnungsträgerin oder

alte Tante − ist da was falsch gelaufen?

Vor inzwischen 1 1 Jahren wurde Re s 1 3 2 5 einstim-
mig im UN-Sicherheitsrat verab schiedet − nach
engagierter Vorb ereitung durch die Zivilge sell-
schaft, insb e sondere von Frauenorganisationen
(unter maßgeblicher B eteiligung von WILPF + sei-
nem Proj ekt Peacewomen

4)

) . Stolz war die NGO-
Comunity auf die Initialzündung im Jahr 2 0 0 0

und die » 3 Ps« : Prävention, Partizip ation und Pro-
tektion . Nachdem die UN − insb esondere auch
d as Generalsekretariat - die Umsetzung immer
wieder anregte und anmahnte , war die Hoffnung
auf einen Paradigmenwechsel groß . Die Ernüch-
terung folgte auf dem Fuße .

Natürlich gab es ab er auch von Anfang an Kri-
tikpunkte sowohl auf normativer und konzeptio-
neller, als auch auf politischer, institutioneller
und praktischer Eb ene der Staaten und der Zivil-
gesellschaft:
� Eine insge samt schwache Sprache ;
� fehlende Monitoringsysteme , Budgets , klare

Verantwortlichkeiten, Zeitpläne , Rückbindung
auf lokale Eb ene ;

� keine gesetzliche B indung − keine B erichts-
pflicht;

� hohe Komplexität und fehlende Priorisierung
innerhalb der Re solution und zwischen den
Pfeilern;

� Frauen und Gender wird gerne vermischt, bzw.
ist au stauschb ar und Genderstereotypen wer-
den b edient.

Die NGO-Comunity diskutierte eine Revision
der Re s 1 3 2 5 , um mögliche D efizite au szuglei-
chen, ab er entschlo ss sich b egründet für eine Se-
rie von Nachfolgere solutionen :

Res 1 8 2 0 (2 0 0 8) : »Vergewaltigung und andere
Formen sexu alisierter Gewalt sind Kriegsverbre-
chen o der Verbrechen gegen die Menschlichkeit
o der eine die Tatb estandsmerkmale de s Völker-
mord s erfüllende Handlung« . Im Foku s Präventi-
on und Strafverfolgung. Gefahr ab er de s Miss-
brauchs der Resolution − vgl Prinzip zur Schutz-
verantwortung R2 P − zur Rechtfertigung von Mili-
tärinterventionen (incl . Pro stitution, Frauenhan-
del, sexuelle Au sb eutung Minderj ähriger) .

Res 1 8 8 0 (2 0 09) : Mainstreaming einer Gen-
derperspektive in UN-Maßnahmen und B etonung
der Rolle von Frauen in Entscheidungsprozessen

Res 1 8 8 8 (2 0 1 0) : sexu alisierte Gewalt im Kon-
flikt + S anktionsmechanismen, Po stkonfliktstra-
tegien

Res 1 8 89 : deutliche Aufforderung zur Umset-
zung und Monitoring für Re s 1 3 2 5

Res 1 9 60 : Rechenschaftspflicht für S GBV
Die Res 1 3 2 5 wurde in hunderte Sprachen

üb ersetzt, um sie auch lokalen Gruppen zugäng-
lich zu machen . In 3 4 Ländern gibt es inzwischen
Nationale Aktionspläne/NAPs − (der letzte im D e-
zemb er 2 0 1 1 in den USA) − 1 7 davon in Europ a ( 1 3
in der EU) − teilweise in 2 ./3 . revidierter Auflage
(Vergleichstab elle E PLO

5 )

, bzw. Üb ersicht peace-
women

6)

) .
Die einzelnen Staaten hab en sehr unterschied-

liche Schwerpunkte für ihre NAPs ge setzt und
sind mehr o der weniger aktiv in der Umsetzung .
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2 ) Aide mémoire 2 0 1 1 an d as AA, gez . IFFF + Dt. Frauenrat

3) Siehe D r. Monica H au ser; Medicamondiale www. medicamondia-
le . org u . a. für Lib eria, Ko sovo und WILPF/Pe acwomen 1 6 days
camp aign zu den Länder Commitments b zgl . Umsetzung 1 3 2 5 un-
ter http ://www. pe acewomen . org/publications_initiative_do cu-
ment. php ?id = 5 9

4) www. pe acewomen . org

5 ) www. eplo . org

6) www. pe acewomen . org



D er Grad der Aktivität misst sich vor allem an der
B eteiligung der Zivilgesellschaft and den unter-
schiedlichsten Operationen in und mit Konflikt-
regionen . Ein eher po sitive s B eispiel für eine akti-
ve Umsetzung ist z . B . » Operation 1 3 2 5 «/Schwe-
den

7)

. Worthülsen ohne organisierte Umsetzung
findet man z . B . in Israel/Palästina - auch wenn sich
gerade viele Frauen in Naho st als Brückenb auerin-
nen au sgezeichnet hab en.

E s folgen Kommentare/Ergänzungen, Richtli-
nien, Guidelines , Indikatorenlisten, C ase studie s ,
1 0-Punkte-Programm EPLO

8)

; d as UN-Generalsek-
retariat fordert explizit auf, Res 1 3 2 5 in allen Welt-
regionen umzu setzen in NAPs u .v. m .

In D eutschland wurde 2 0 0 3
9)

der Frauensi-
cherheitsrat gegründet und ein breit angelegtes
Bündnis 1 3 2 5

1 0)

2 0 1 0 , das ein konsensfähiges Eck-
punktep apier vorgelegt hat. Zahlreiche Veranstal-
tungen (inter-) national, Lobbyaktionen zu ver-
schiedenen Konfliktregionen, drei Schattenb e-
richte zum Umsetzungsb ericht der Bundesregie-
rung, eine Bunde stagsanhörung im Unteraus-
schu ss für zivile Konfliktlö sung, Blueprint-B au-
steine für einen NAP, ein gemeinsamer Antrag der
Oppo sitionsp arteien im Bunde stag, für den es
sog . Parteigängerinnen b ei den CDU-Frauen gab .
E s gibt einen entwicklungspolitischen Genderak-
tionsplan 2 0 09-2 0 1 2 und eine eher dubio se inter-
ministerielle Arb eitsgruppe seit 2 0 0 9 (initiert
von Heidemarie Wiczorek-Zeul) . Die Ko ordinati-
on der Ministerien (B MFSJ , B MVG, AA, BMZ) ge-
staltet sich ab er auch aus Kompetenzstreitigkei-
ten herau s äußerst schwierig. Immer no ch gibt es
zu wenig Wissen in Politik und Militär, keine An-
sprechpartnerInnen in den Ministerien, keine ko-
ordinierte Zusammenarb eit von Institutionen
und und Aktivistinnen, zu wenig Frauen in Lei-
tungs-und Entscheidungseb enen . E s fehlt der j et-
zigen schwarz-gelb en Regierung die Einsicht und
der politische Wille trotz immer dicker werdende
Umsetzungsb erichte . Die Ab sage an einen NAP
wurde von der Bunde sregierung bzw. dem Kanz-
leramt folgendermaßen b egründet: » Gender-
mainstre aming ist üb erall etabliert, e s gibt b ereits
einen NAP zivile Konfliktlö sung und das Bundes-
familienministerium fördere den Fortschritt b ei
der Umsetzung der VN-Resolution in regelmäßi-
gen Werkstattgesprächen mit den an der Umset-
zung b eteiligten Bunde sre ssorts und nichtsstaatli-
chen Akteuren« . D azu muss es wohl sehr selektive
Einladungen geb en .

Fazit: Re s 1 3 2 5 ist eher die alte Tante in
D eutschland − wenn e s nicht so viel Engagement
in der Zivilge sellschaft gäb e , die nicht nachlässt,
den Mehrwert der Re s 1 3 2 5 zu b etonen !

Die Frage stellt sich nun : Hat Re s 1 3 2 5 ein Umden-
ken b ewirkt b ei AkteurInnen der » Sicherheitspoli-
tik« ?
� D as B ewu sstsein ist für den Zusammenhang

von Gendergerechtigkeit und friedlicher Ge-
sellschaft ist gewachsen, e s bleibt ab er b ei einer
Nischenpolitik.

� Die vergangenen 1 0 Jahre hab en an der struktu-
rellen B enachteiligung von Frauen und der da-
mit verbundenen b e sonderen Anfälligkeit für
Menschenrechtsverletzungen, Armut und Aus-
b eutung wenig geändert. Frauen werden nach
wie vor speziell aus formalen Friedens- b ezie-
hungsweise Politikprozessen herausgehalten .

� Männer halten sich weiterhin für kompetent in
Machtfragen und Frauen als willkommene Un-
terstützung im » C are-Sektor« . Je p atriarchaler
die Ge sellschaft organisiert ist, umso schlim-
mer.

� Nicht einmal in der Friedens- und entwick-
lungspolitischen NGO-Szene gibt e s echte
Durchbrüche (Po dienb e setzung, Gremienver-
tretung) . Die Sp annung zwischen Institutiona-
lisierung und Aktivismus wird immer wieder
deutlich .

� B ei den staatlichen Akteuren hat sich wenig ver-
ändert : wenig einzelne Ausbildungsmo dule für
Gendertrainings im Vorfeld von Entsendungen
(» so funktioniert die Frau«) , disproportional b e-
setzte Missionen − vor allem in Führungsstruk-
turen, kein Druck auf die Zusammensetzung
von Verhandlungsdelegationen; auch b ei der
Strafverfolgung ist man weiter auf einem Auge
blind (B o snien ! ) .

� Einer Studie von UNIFEM (2 0 09)
1 1 )

zufolge sind
in den 2 2 seit 1 9 9 2 durch die UN geführten Frie-
densverhandlungen nur 7, 5 Prozent der Ver-
handelnden und 2 Prozent der MediatorInnen
weiblich gewesen . Keiner der Verhandlungs-
prozesse wurde von einer Frau geleitet. Nur
knapp 3 Prozent Frauen waren Unterzeichnen-
de in 1 4 Friedensge sprächen . Keine einzige
Frau agierte als Vermittlerin, Mediatorin, Signa-
torin o der Zeugin in den Friedensverhandlun-
gen in Indone sien, Nepal, Somalia, der Elfen-
b einkü ste , den Philippinen und der Zentralafri-
kanischen Republik. Für Missionen der europ ä-
ischen Außenpolitik sind nur 1 0 Prozent Frauen
(und praktisch nicht in Führungspo sitionen) .
Die EU-Länder hab en keine Frauen b enannt −
damit ihre Hau saufgab e nicht gemacht. B ei der
B esetzung de s Militärpersonals ( 1 9 9 1 von
8 6 3 5 7) - und Zivilpersonals (3 0 %) für UN-Ein-
sätze ist der Frauenanteil no ch viel geringer (im
Vgl . b ei der Bundeswehr: 5 , 4 % Soldatinnen und
3 5 % zivile Mitarb eiterinnen)

1 2 )

. Ab er das ist j a
nicht unsere Hauptstoßrichtung .

7) http ://op eration 1 3 2 5 . se/english

8) http ://www. eplo . org/gender-pe ace-and-security

9) www. un 1 3 2 5 . de , http ://www.wilpf. de/themen/frauen-und-frie-
den/index.html

1 0) www. gwi-b o ell . de/web/un-re solutionen-buendnis- 1 3 2 5 -nationa-
ler-aktionsplan-nap-3 49 8 . html

1 1 ) Vgl . UNIFEM (2 0 0 9) : Women' s Particip ation in Pe ace Negotiati-
ons , 4/2 0 0 9

1 2 ) Zitiert b ei Frauke Seidensticker − D eutsche s Institut für Men-
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� Re s 1 3 2 5 steht nicht vorne auf der politischen
Agend a, und wenn es ans Powersharing geht,
bzw. wenn der Dialog spezifischer wird , fällt
der Genderaspekt: Exitstrategie Afghanistan,
Ge spräche mit den Talib an, Ko sovo-Statu sver-
handlungen .

Fazit: Ausgleichs-und Dialogstrategien, wie
sie von der Mehrheit der Frauen priorisiert wer-
den, reib en sich somit an den Machtverhältnissen .
Re s 1 3 2 5 nicht ernst zu nehmen ist eine Ver-
schlechterung wider b e ssere s Wissen

Gab es einen Paradigmenwechsel in

Richtung Gendergerechtigkeit, bzw.

Friedenspolitik statt Sicherheitspolitik?

� Wichtige ernstzunehmende Forschungsansät-
ze komplementär zur Re s 1 3 2 5 gibt es inzwi-
schen zu militarisierter Männlichkeit

1 3 )

. Sie ent-
wickeln Gegenstrategien und Maßnahmen zum
Abb au hegemonialer militarisierter Männlich-
keitskonstrukte , deren Folge die sexu alisierte
Gewalt als Teil systematischer Kriegsführung
ist und weisen nach, dass die bisherigen Inter-
ventions- und Konfliktlö sungsstrategien und
Konzepte zur B eendigung b ewaffneter Kon-
flikte und Kriege durch internationale (UN-
o der EU-) Missionen nicht nachhaltig wirksam
sind − wie der Anstieg von Pro stitution, Frauen-
handel und Vergewaltigungen im Umfeld fast
aller internationalen Einsätze zeigt.

� Große D efizite gibt es auch no ch in der Ver-
knüpfung von » Gewalt gegen Frauen« mit politi-
scher Partizip ation .

� Alle Diskussionen üb er vernetzte Sicherheit
sind weitgehend gender-neutral, auch der Akti-
onsplan zur zivilen Konfliktlö sung streift
Res 1 3 2 5 nur am Rande , und zivile Konfliktlö-
sung in allen Phasen de s Konflikte s ist selb st
vom Finanzvolumen und der Organisations-
kraft meilenweit von der klassischen Sicher-
heitspolitik entfernt !

� Die Instrumentalisierung und Militarisierung
der Re s 1 3 2 5 ist eine Falle , in die wir nicht tap-
pen dürfen : z . B . Nato + Re s 1 3 2 5

14)

, Frauen ins Mi-
litär für adäquatere Einsätze − dafür ist in der
Friedensszene hö chste Wachsamkeit und ge-
fragt !

Fazit: von einem Paradigmenwechsel sind
wir no ch weit entfernt, Allianzen ab er mü ssen
neu geschmiedet und Friedens- und Sicherheits-
politik immer wieder neu definiert werden − der
Paradigmenwechsel ist es wert.

Welche Dynamik kann Res 1 32 5

(noch) entfalten? Wie schärfen wir

ihr die Krallen?

Die D evise lautet : » Gender« ist nicht nur fairer, ge-
rechter und moralischer, sondern effektiver, effi-
zienter und nachhaltiger, letztlich eine Win-win-
Situation für alle B eteiligten !

Wir brauchen eine strukturell integrierte Ge-
samtstrategie Gender in Konfliktlö sung :

Ein Katalog von Einzelmaßnahmen reicht
nicht au s , wie die immer dicker werdender Um-
setzungsb erichte der Bundesregierung nahezule-
gen scheinen :

Was heißt das konkret für:

� Bunde sregierung :
Die Pfeiler Prävention, Protektion, Partizip ati-

on und Pro sekution müssen endlich untereinan-
der verbunden und mit den Verpflichtungen au s
der Frauenrechtskonvention CEDAW, au s der Ak-
tionsplattform der Weltfrauenkonferenz von Pe-
king und in B ezugnahme aufArt. 2 6 der Uno-Char-
ta verknüpft werden .

Die »interministerielle Arb eitsgruppe« muss
d ahin initiativ werden . D as geht ab er nur, wenn
die Ko operation mit der Zivilgesellschaft struktu-
rell und nachhaltig verankert wird (Steuerungs-
gremium) − das b elegen alle erfolgreichen Strate-
gien für die Erstellung NAP in anderen Ländern .
Nachdem die Regierung Merkel sich die Umset-
zung nicht zu eigen gemacht hat, mu ss im Vorfeld
der Wahl und b ei der Ko alitionsbildung explizit
der politische Wille (vorhanden b ei den Oppo siti-
onsp arteien − siehe Anträge im Bunde stag) einge-
fordert werden .

Umsetzung der Res 1 3 2 5 heißt im D etail
1 5 )

:
Quoten, Zeitpläne , Nutzung geschlechtsspezifi-
scher Frühwarnindikatoren und Fact-findings ,
Monitoringmechanismen und Reporting zu se-
xualisierter Gewalt in Missionen, konkreter Mit-
teleinsatz, klare Verantwortlichkeiten, Evalu ati-
onskriterien (z . B . im Sinne eines re ssortüb ergrei-
fend und ganzheitlich durchgeführt Gender-Au-
dits) . All die se Kriterien mü ssen ko ordiniert in
Planungsphase , Konfliktlö sung und Konflikt-
nachsorge integriert werden und vor Ort in allen
Einsätzen üb erprüft werden (Kontakte zur Zivil-
gesellschaft − Frauengruppen lokal, nachhaltige
Förderung) .

schenrechte , Studie »Frauen als Akteurinnen in Friedensprozes-
sen« 2 0 1 1

1 3 ) Chris D olan zu Norduganda, 2 0 0 2 ; Marina Blagoj evic zu Ex-Jugo s-
lawien und Paul Higate u . a. zu Afghanistan − bzw. D r. Rita Schäfer
»Männer als Täter und Opfer in kriegerischen Konflikten - Innova-
tive Proj ekte zur Üb erwindung männlicher Gewalt« , Dr. Ute
Scheub »Heldend ämmerung«

1 4) »A deep inside − NATO und 1 3 2 5 « von LtCol . Mario Masdea;
http ://www. nato . int/cp s/en/S ID-DE8 5 E 2 6B-3 3 4 B 3 2 49/natolive/
official_texts_8 1 0 07. htm

Arb eiten von Cynthia Co ckburn u . a. http ://www.wlo e . org/filead-
min/File s-EN/PDF/no_to_nato/women_nato_2 0 1 1 /NATO 1 3 2 5

. pdf

www.wilpf. de/themen/frauen-und-frieden/quotierung-der-welt-
sicherheit-taz .html

S atire des FSR: http ://www. un 1 3 2 5 . de/aktu-nato . html
1 5 ) Siehe dazu weitere Info s : http ://www. un 1 3 2 5 . de/data/eckpunk-

te-2 0 1 1 . p df
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Die Bunde sregierung mu ss UN-Women ent-
sprechend fördern und die »friends of the re solu-
tion« au s ihrem New Yorker-Elfenb einturm he-
rau sholen .

Für das Zentrum für Internationale Friedens-
einsätze (ZIF) heißt das : solides Gendertraining
(nicht nur Einzelmo dule) , geschlechtersensible
Au sbildung von militärischem , zivilpolizeilichem
und zivilem Einsatzpersonal für Friedenseinsätze .

Für den Aufb au von allen friedensschaffenden
Kapazitäten (Friedenseinsätze nach Art. 5-7 der
Uno-Charta) heißt das : hohe Qu alitätsstand ards
für die Au sbildung und den Einsatz von Genderad-
visern, Training und Mentoring speziell für Män-
ner, Strafverfolgung sexu alisierter Gewalt (Whist-
leblower ! )

� Zivilgesellschaft:
Bündnisse dürfen nicht einschlafen, evtl . neue

Bündnisp artnerInnen (Männer, Friedensb ewe-
gung !) mü ssen ge sucht und der Druck auf die poli-
tische Eb ene b eib ehalten werden . Appelle an die
Politik sind gut zu b elegen durch » Go o d Practice«
und wissenschaftliche Studien . Politische Partei-
en mü ssen an ihren verb alen Versprechungen ge-
me ssen werden, ab er auch die Szene der Aktivis-
tInnen für Frieden und Entwicklung braucht ein
Augenmerk (e s sind nicht nur neolib erale Macho s
wie Nieb el) und mü ssen für den Mehrwert (Po di-
en, Tagungen, Diskussionsstränge) gewonnen
werden .

Die europ äische und internationale Vernet-
zung, insb esondere mit Frauen in Krisenregionen

ist entscheidend zur Erzeugung von Synergieef-
fekten, mehr Gerechtigkeit und Frieden (B eispiel
WILPF

1 6)

, 1 . 0 0 0 Frauen für den Frieden
1 7)

bzw. Zu-
sammenarb eit mit Medicamondiale

1 8)

u . a. den
zahlreichen AktivistInnen vor Ort) .

� Ab stimmung und Vernetzung :
Die Ko ordination der Ministerien mit der Zi-

vilgesellschaft und erfahrenen Multiplikatorin-
nen − d auerhaft und nachhaltig sowohl in
D eutschland als auch mit Frauen(-Gruppen, -Or-
ganisationen) in Konfliktregionen wird Auswir-
kungen hab en auf die Geb erpolitik wie den Dia-
log mit und zwischen Konfliktp arteien .

Alternative s D enken, integrative Proze sse in
der Sicherheits-und Friedenspolitik mü ssen prä-
sent sein auch im institutionalisierten (nicht nur
informellen) Sektor.

Präventionsmechanismen und zivile Instru-
mente mü ssen aufgewertet werden mit einem
Shiften der Finanzierung weg vom Militärhaus-
halt.

Vergab ekriterien sind langfristig und dezent-
ral (Micro credits) an Gender und zivil zu binden

Heidi Meinzolt ist in der In terna tio nalen Fra uen-

liga für Frieden und Freiheit und im Fra uensi-

cherheitsra t Deutschland aktiv.

1 6) www.wilpf. de , www.wilpfinternational. ch , www. pe acewomen .
org

1 7) www. 1 0 0 0pe acewomen . org

1 8) www. medicamondiale . org
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Petra Sch önemann-Behrens: Alfred H. Fried.

Friedensaktivist − No belpreisträger. Zürich 201 1;

448 Seiten; 28, 80 Euro

1 0 0 Jahre nach der Verleihung de s Friedensno-
b elpreises , 9 0 Jahre nach dem To d Alfred H .
Frieds , erschien im Jahr 2 0 1 1 die erste B iographie ,
die sich wirklich differenziert und kritisch mit Le-
b en und Werk die se s Friedensaktivisten und
Querdenkers der Wilhelminischen Zeit b e schäf-
tigt. Auf knapp 45 0 Seiten zeichnet Petra Schöne-
mann-B ehrens die verschiedenen Phasen seines
Kampfes gegen Krieg, Militär und militaristisches
D enken und für eine auf Völkerfrieden und inter-
nationale s Recht aufb auende Weltordnung nach .

Am 1 1 . Novemb er 1 8 64 kommt Fried als erstes
Kind jüdischer Eltern in Wien zur Welt. Die Eltern
selb st stammen au s bürgerlich-lib eralen jüdi-
schen Familien in Bud ape st. Sie waren kurz nach
ihrer Ehe schließung in Wien eingewandert, wo
sie angesichts der lib eralen Aufhebung aller B e-
schränkungen für Juden gesellschaftliche Auf-
stiegs- und Eingliederungschancen erhofften, die

sich zunächst auch einstellten : D er Vater erreicht
als Händler von Filzhüten und ähnlichem einen re-
lativen Wohlstand , bis er infolge de s wirtschaftli-
chen Zusammenbruchs 1 873 arb eitslo s wird und
die Familie verarmt.

Während sich in die ser Zeit in Ö sterreich An-
zeichen von aggressivem Antisemitismus immer
stärker b emerkb ar machen, erfahren die Kinder
vor allem seitens der Mutter eine durchau s lib era-
le , von deutsch-nationalem und militaristischem
D enken weit entfernte Erziehung. Für Fried spielt
zeit seines Leb ens die jüdische Herkunft keine b e-
deutende Rolle . Erst 1 9 0 8 tritt er offiziell der jüdi-
schen Kultu sgemeinde in Wien b ei mit der b emer-
kenswerten B egründung : »E s ist nicht die Glau-
b ensgemeinschaft, die mich an das Judentum fes-
selt, denn ich hab e in meiner Erziehung vom jüdi-
schen Glaub en fast nichts erfahren und stehe dem
jüdischen Glaub en unendlich fern . Was mich ver-
anlasst au szuharren, ist die heutige soziale Lage
des Judentums . In dieser Zeit der B edrückung
und Verfolgung mich von einer Gemeinschaft zu
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lö sen, der ich nun einmal von Geburt und Ab stam-
mung angehöre , würde ich als D esertion in
Kriegszeiten b etrachten . Ab er als Intellektueller
glaub e ich die Pflicht zu hab en, b ei der unter-
drückten Minderheit au szuharren. « (S . 1 4 4 f.)

Erste p azifistische Aktivitäten in Berlin

B ereits in dem 1 7-j ährigen Buchhändlerlehrling
fe stigt sich 1 8 8 1 seine p azifistische Haltung durch
den B e such einer Kriegsbilderau sstellung, die
ihm die Augen für die Grausamkeit von Krieg und
seinen Folgen öffnet. Er will aus der einengenden
familiären und politisch b edrohlichen Atmo sphä-
re in Wien au sbrechen, was ihm 1 8 8 3 auch durch
die Umsiedlung nach B erlin gelingt. D ort b egeg-
net er 1 89 1 der b ekannten Friedensaktivistin B er-
tha von Suttner und bringt mit ihr 1 89 2 das erste
Heft einer Zeitschrift mit dem Titel ihres b erühm-
ten Romans »Die Waffen nieder ! « herau s , das auf
ein wohlwollende s internationale s E cho stößt. E s
ist zugleich der erste Schritt in seine leb enslange
»Profession« als Friedensj ournalist.

Im gleichen Jahr gelingt ihm auch die Grün-
dung der D eutschen Friedensgesellschaft, die bis
heute b esteht, aus deren Gründungsvorstand er
ab er schnell au sgeschieden wird , weil man seine
radikal pazifistische Anschauung für gefährlich
für eine nach allen Seiten hin versöhnlerische
Friedensarb eit hielt. Fried seinerseits kritisiert
b ald die Inaktivität der B erliner Zentrale der Frie-
densgesellschaft und das generelle Erlahmen der
Friedensb ewegung in den folgenden Jahren .

B is ihm 1 89 8 das so genannte Zaren-Manifest
neuen Auftrieb gibt: D er ru ssische Zar forderte
darin die »Aufrechterhaltung des allgemeinen
Friedens und eine mögliche Herab setzung der
üb ermäßigen Rü stungen« und lädt zu einer inter-
nationalen Friedenskonferenz im Jahr 1 89 9 in
D en Haag ein (S . 9 5 f.) . Fried feiert das Manifest:
» Sein Aufruf ist ein Fortschritt, von dem es kein
Rückwärts mehr gibt, und man kann mit festem
B ewu sstsein b ehaupten, dass in den letzten 4 8
Stunden die Weltge schichte einen hörb aren Ruck
vorwärts gemacht hat und sich nicht wieder nach
rückwärts dirigieren lässt. « (S . 97)

Petra Schönemann-B ehrens sagt zu seinen
j ournalistischen Aktivitäten: »Um den ungeheu-
ren Wert der russischen Initiative deutlich zu ma-
chen, schildert er zunächst die dü stere Ausgangs-
lage am Ende des amerikanisch-sp anischen Krie-
ges , die ständige Zunahme militaristischer und
imperialistischer Tendenzen und das Wettrüsten
in Europ a, das mit der Üb erschuldung der Staaten
und schlechten Leb ensverhältnissen für die Mas-
se der B evölkerung einhergeht. D em stellt er die
B edürfnisse der Weltwirtschaft, die internationa-
len Tendenzen in Kultur und Wissenschaft und
die Friedenssehnsucht der Völker gegenüb er, die
im Zarenmanife st ihren Au sdruck finden . « (S . 1 1 1

f.) Und sie hebt die b esondere B edeutung hervor,
die Fried der Pre sse b eimisst, indem »er ihre mei-
nungsbildende Rolle b etont und einen unabhän-
gigen, kritisch-verantwortungsvollen Umgang
mit neuen Ideen fordert« . (S . 1 1 2 ) Insofern er-
weist er sich als einer, de ssen Kritik von damals
durchau s auch in B ezug auf die heutigen Weltzu-
stände zutrifft, ohne dass ihnen eine friedliche
Perspektive zueigen ist wie seiner Zeit die Haager
Konferenz .

Als unmittelb are Reaktion auf die Haager Kon-
ferenz folgt allerdings auch, dass B ertha von Sutt-
ner meint, die gemeinsam herau sgegeb ene Zeit-
schrift »Die Waffen nieder ! « einstellen zu können,
was für Fried b edeutet, dass er seine einzige küm-
merliche Einkommensquelle verliert. D enno ch
hat er während der Konferenz so viele Friedensak-
tivisten au s ganz Europ a kennengelernt, dass er
mit deren Hilfe eine neue »Wo chenzeitschrift für
internationale Verständigung« herau sbringen
kann, die er »Friedens-Warte« nennt und die im
Laufe der folgenden Jahre bis heute zu einem zent-
ralen friedenswissenschaftlichen Organ der Frie-
densb ewegung wird . Weil die se Zeitschrift ihm fi-
nanziell nichts abwirft, ist er gezwungen, aller-
hand Feuilletonistische s für die verschiedensten
Zeitungen zu liefern, wob ei sein Leb en in steter
Armut und Verschuldung zwischen tiefen D epre s-
sionen und Phasen hö chster Pro duktivität ver-
läuft.

So bringt er 1 9 0 3 ein »Lehrbuch der Interna-
tionalen Hilfssprache E speranto« herau s , das
nicht zuletzt die internationale Verständigung in-
nerhalb der Friedensb ewegung erleichtern und
b efördern soll . Auch im Blick auf die B edeutung
der Presse für die Arb eit der Friedensb ewegung
kommt Fried zu Erkenntnissen, die bis heute gül-
tig sind : » . . . sie muss die Pre sse erreichen, um zum
Volke zu gelangen . Sie braucht die Presse und
mu ss sie erob ern . Die Friedensfachblätter sind
nur ein Notb ehelf; mit ihnen wird die Idee nicht
verbreitet, nicht gerechtfertigt, sondern nur dort
gepflegt, wo sie schon vorhanden ist, neue Anhän-
ger werden durch die Friedensfachpre sse kaum
geworb en, sie wendet sich au sschließlich an die
b ereits Üb erzeugten. Draußen in der Tage spre sse
mu ss das große Jagen abgehalten werden, und
de shalb muss unablässig d afür gekämpft werden,
die Pre sse zu erob ern. « (S . 1 3 0)

Heimkehr nach Wien

D as Jahr 1 9 0 3 wird auch zu einem Schicksalsj ahr
im persönlichen und häu slichen Leb en Frieds : Er
trennt sich von seiner geistig kranken Frau Martha
und verliebt sich in die verheiratete There se
Frankl , die gleichfalls in einer unglücklichen Ehe
lebt. D as zwingt ihn zur Flucht aus B erlin zurück
in seine Heimatstadt Wien . Petra Schönemann-
B ehrens schildert die Situ ation anschaulich : »D as
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Wien, in das Fried im Juni 1 9 0 3 nach fast 2 0 Jahren
Abwesenheit zurückkehrt, ist eine veränderte
Stadt, insb esondere für einen Juden. B ereits in
den Reichstagswahlen von 1 89 1 hatten die antise-
mitischen Parteien einen impo santen Sieg errun-
gen. D eutschnationale Kreise , militante Katholi-
ken und insb e sondere die christlich-soziale B ewe-
gung üb ernahmen mehr und mehr die Führung.
1 89 5 brachten die Wiener Gemeinderatswahlen
den Sieg de s christlich-sozialen Dr. Karl Lueger,
dessen Wahlpropaganda neb en der unb edingten
B etonung Wiens als »deutscher Stadt« b esonders
auf die Juden als Feindbild abzielte . . . . Mit dem an-
haltenden Zuzug jüdischer Flüchtlinge au s dem
O sten, die sich in Au ssehen und Anpassungsgrad
deutlich von den weitgehend assimilierten ein-
heimischenJuden unterschieden, wuchs auch d as
Konfliktpotential innerhalb der jüdischen Ge-
meinschaft. « (S . 14 3 f.)

Unter die sen Umständen gewinnt die wach-
sende Freundschaft mit B ertha von Suttner, die in
die ser Zeit nach Wien umzieht, für Fried b e sonde-
re B edeutung. Sie war zunächst vor allem für die
Assimilation der europ äischen Juden eingetreten,
b efürwortete dann ab er unter dem Eindruck des
zunehmenden Antisemitismu s die Idee des 1 89 6
erschienenen Romans »D er Judenstaat« von Theo-
dor Herzl zur Schaffung eine s eigenen Judenstaa-
te s − was ihr außer dem Schimpfnamen der »Frie-
densb ertha« auch no ch den der »Judenb ertha« ein-
brachte . Sie versucht, Fried als ihren Nachfolger in
der Ö sterreichischen Friedensgesellschaft aufzu-
b auen, und er steht ihr b ei in ihrer Angst, öffent-
lich alt zu werden und d arau s re sultierenden häu-
figen D epre ssionen .

Fried veröffentlicht unter dem Einflu ss von
Suttners in den ersten Wiener Jahren eine Reihe
von p azifistischen Schriften und eines seiner
Hauptwerke , das »Handbuch der Friedensb ewe-
gung« , das 1 9 0 5 erscheint. Auch dieses versteht er
vor allem als Argumentationshilfe für Friedensak-
tivisten in der Au seinandersetzung mit Nicht-
Üb erzeugten . Nach einer kurzen Erörterung der
aktuellen internationalen Verflechtungen von
Wirtschaft und Technik kommt er zu dem Schlu ss :
»D er b ewaffnete Friede , den wir seit drei Jahr-
zehnten ertragen, stellt sich hemmend der Kultur-
entwicklung entgegen und widerstrebt der natür-
lich Tendenz zu einer höheren Organisation der
Menschheit. Vollend s zeigen uns die B erechnun-
gen üb er einen eventuellen Krieg den völligen Zu-
sammenbruch der europ äischen Wirtschaft, des
europ äischen Geistesleb ens . D as , was au s die sen
üb ersp annten Rü stungen droht, ist To d und Ver-
nichtung. D as , was uns au s den Rü stungen er-
blüht, die diesen Krieg hintan halten sollen, ist
Stillstand und Hindernis der Entwicklung . « (S . 16 3)

1 9 0 8 erscheint eine weitere grundlegende
Schrift Frieds : »Die Grundlagen des revolutionä-
ren Pazifismu s« , in dem er einen Pazifismu s prop a-

giert, der üb er die sentimentale B ekämpfung des
Krieges hinau s geht und nach den Ursachen der
kriegsorientierten und -b ereiten Weltordnung
fragt: »Unter der Herrschaft des Systems der inter-
nationalen Anarchie zeitigen Krieg und Frieden
die gleichen, die Entwicklung und den Leb ens-
wert der Menschheit hemmenden und schädigen-
den Folgen . In B ezug auf die schädigenden Folgen
ist es fast gleichgültig, ob gerade ein Krieg tobt
o der sich die Menschheit de s sogenannten Frie-
dens erfreut. D er Pazifismus hat daher nicht nur
den Krieg zu b ekämpfen, sondern auch den Frie-
den seiner Gegner, er hat das ganze System zu b e-
kämpfen. « (S . 1 79)

Petra Schönemann-B ehrens fasst die Aktions-
vorschläge Frieds im Sinne de s revolutionären Pa-
zifismu s zusammen : »Man mü sse zunächst verhin-
dern, dass der Kriegswunsch, der immer nur von
einer kleinen Gruppe im Staat au sgeht, auf die zur
Kriegführung notwendige Masse des Volke s üb er-
tragen werden könne . D afür sei e s nötig, die Volks-
bildung allgemein zu erhöhen und die nationalen
Vorurteile durch eine intensive Förderung des
persönlichen und geistigen Austau sche s der Völ-
ker untereinander abzub auen. Neb en Au slands-
reisen und internationaler Korrespondenz sei da-
b ei vor allem der Au stau sch von Schülern, Leh-
rern, B e amten, Kaufleuten und Arb eitern zu för-
dern und eventuell sogar ein sechsmonatiger
Pflichtaufenthalt junger Männer im Au sland anzu-
regen. « (S . 1 8 2 ) Sie stellt fe st, Fried sei es gelungen,
b ei allen Schwächen im Einzelnen »mit die sem
Werk eine eigenständige Ideologie mit weltan-
schaulicher B asis , wissenschaftlichem Charakter
und politischem Programm zu ge stalten und ein
in sich ge schlo ssenes System zu formen . « Er ge-
winnt mit dieser Schrift in weiten Kreisen vor al-
lem der Völkerrechtswissenschaft Anerkennung
als Gelehrter. No ch 1 9 1 2 schreibt B ertha von Sutt-
ner ihm anerkennend : » Sie sind de facto der Einzi-
ge , den wir in Mitteleurop a hab en, der den Pazifis-
mu s d a repräsentiert und publizistisch leb endig
macht. « (S . 1 5 5 )

1 9 1 1 erstellt Fried eine völlig üb erarb eitete
zweite Auflage seines »Handbuchs der Friedens-
b ewegung« , in der er vor allem den Zugewinn der
Friedensb ewegung an wissenschaftlicher Fundie-
rung des Pazifismus herau sarb eitet. Petra Schöne-
mann-B ehrens dazu : »Insge samt gesehen, ist das
Handbuch mit seinen akribischen D atensamm-
lungen, seinem gut recherchierten Üb erblick
üb er die Geschichte der Friedensb ewegung und
ihre aktuellen Entwicklungen ein üb erau s wert-
volle s Hilfsmittel für aktive Pazifisten von damals
und Friedenshistoriker von heute , und e s ist in sei-
ner Form bis heute einmalig geblieb en . Zugleich
gelingt es Fried damit, sein Ansehen in wissen-
schaftlichen Kreisen weiter au szub auen, was si-
cher dazu b eiträgt, d ass Fried in die sen Jahren die
ersehnten öffentlichen Ehrungen erhält. « (S . 2 0 6)
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Die zweifello s größte die ser Ehrungen ist,
dass ihm im gleichen Jahr 1 9 1 1 üb erraschend der
Friedensnob elpreis zugespro chen wird , was ihm
nicht nur weitere internationale Anerkennung als
Friedenswissenschaftler einbringt, sondern auch
zum ersten Mal in seinem Leb en eine einigerma-
ßen angeme ssene finanzielle Sicherheit. No ch
wichtiger als dies ab er scheint ihm dann im Jahr
der Einweihung des Friedenspalaste s in D en Haag
1 9 1 3 die Verleihung der Ehrendoktorwürde
durch die Universität Leiden zu sein, womit er
endgültig an seinem leb enslangen Ziel der wissen-
schaftlichen Anerkennung angelangt ist.

Vorboten des Ersten Weltkrieges

D o ch gleichzeitig mu ss er sich mit dem unab-
wendb ar b evorstehenden B alkankrieg au seinan-
dersetzen und schreibt in der Friedens-Warte :
»Muss erst ein allgemeines europ äisches D eb akel
kommen, um Europa die Organisation zu geb en,
die e s braucht? Wir werden an dem Tage , an dem
die Kulturvölker Europ as , d ank der B orniertheit
ihrer Diplomaten und der Schwäche ihrer Regie-
rungen, daran gehen werden, sich gegenseitig die
Gurgeln abzu schneiden, unsere Hände in Un-
schuld waschen . Wir hab en unsere ganze Leb ens-
kraft dafür eingesetzt, um zu warnen . . . . D er Pazi-
fismu s kann durch einen allgemeinen europ ä-
ischen Krieg zu Siege kommen; er mü sste nicht
auf diese Weise siegen. « (S . 2 2 1 f.)

Und mit geradezu prophetischer Gab e sagt er
voraus , was wir in den heutigen Kriegen erleb en,
die »enb edded« Journalisten : »D er Krieg wird mit
Au sschluss der Öffentlichkeit geführt. Nicht dass
man die Kriegsb erichterstatter au sge schlo ssen
hätte . . . eingeschlo ssen hat man sie in Konzentra-
tionslager. . . . Vertrauensvoll kamen die Herren in
die verschiedenen Hauptqu artiere ; allerlei Reve-
renzen wurden ihnen erwie sen, alle möglichen
B equemlichkeiten stellte man ihnen zur Verfü-
gung, nur die Au sübung ihres B erufs wollte man
ihnen nicht gestatten . Nichts dürfen sie melden,
was nicht vorher einer scharfen Zensur unterwor-
fen ist. . . . D en Krieg wird man nicht verbieten,
ab er seine B etrachtung durch Außenstehende
wird man au s sittlichen Gründen zu verhindern
suchen . « (S . 2 2 2 )

Am 1 3 . April 1 9 14 stirbt die 70-j ährige B ertha
von Suttner, für Fried ein schwerer Schlag. In der
Friedens-Warte schreibt er dazu : » Sie hat ihren To d
leicht genommen; umso schwerer wird es uns
werden, sich damit abzufinden . E s ist, als ob ein
neuer Ab schnitt unseres Leb ens , unserer Arb eit
b eginnt. . . . Eine sp ätere Generation wird sich da-
ran gewöhnt hab en, das Unsterbliche , d as sie uns
hinterlassen, als Paladium zu b etrachten . Für uns
j edo ch, die wir mit ihr gelebt und mit ihr ge-
kämpft hab en, wird solange unser Atem sich regt,
die bittere Trauer nicht mehr verschwinden, dass

der große Mensch, an dessen Persönlichkeit wir
so sehr gewöhnt waren, nicht mehr ist. Unser eige-
ne s Leb en hat durch ihren To d eine schwere Ein-
buße erlitten. D as Gewicht der Leere , die üb er uns
gekommen, wird uns niederdrücken, solange wir
no ch zu schaffen hab en . . . . Ihr Andenken zu wah-
ren, die von ihr gelieferten Waffen blank zu halten,
ist die neue Leb ensaufgab e , die uns als heilige
Pflicht zuteil wurde . « (S . 2 2 6)

Als im August 1 9 14 der erste Weltkrieg b egon-
nen wird , veröffentlicht Fried in der Friedens-
Warte ein sogenannte s Kriegstagebuch, in dem er
den Verlauf de s Kriege s kritisch au s p azifistischer
Sicht kommentiert, was ihm umgehend heftigste
Angriffe in der deutschen Pre sse einbringt: »Auch
nicht ein einziges Wort findet sich in diesen Blät-
tern, das eine Spur von Vaterlandslieb e verriete ,
wohl ab er fällt dieser D eutsche D eutschland und
seinen Verbündeten unau sge setzt in den Rücken .
Nachdem das Kartenhaus des Weltfriedens zu-
sammenge stürzt, unser Vaterland von allen Seiten
angefallen ist und den ihm aufgedrungenen
Kampf um Sein o der Nichtsein führen mu ss , mü ss-
te sich ein deutsch empfindender Mann sagen,
d ass j eder gegen D eutschland gerichtete Tadel die
Feinde stärkt. « (S . 2 5 2 )

Exil in der Schweiz

Als die Friedens-Warte schließlich in D eutschland
verb oten wird , weicht Fried die sen Angriffen au s
und emigriert nach B ern in der neutralen
Schweiz, wo er sich im internationalen Friedens-
büro engagiert und die Planung eine s internatio-
nalen Friedenskongresses in D en Haag initiiert.
Petra Schönemann-B ehrens fasst seine Aktivitä-
ten im Exil zu sammen : »B ei allem steht für ihn fest,
d ass der Krieg die Lehren de s Pazifismu s b estätigt
hab e und man nach Kriegsende auf sie und seine
Verfechter zurückgreifen werde . Die große Stun-
de de s Pazifismus rücke immer näher, denn das

>Zeitalter, das j etzt anbricht, ist d as p azifistische <.
Die ser Glaub e , dass der Pazifismu s durch den
Krieg nicht widerlegt, sondern b estätigt und ge-
rechtfertigt sei und ein allgemeine s Umdenken
nach dem Krieg die bis dahin geschmähten und
verachteten Pazifisten rehabilitieren und in die
Führungsspitzen der Gesellschaft katapultieren
werde , durchzieht alle Äußerungen Frieds wäh-
rend der ersten Kriegsj ahre und dürfte zugleich
der Motor seine s ungebro chenen Arb eitseifers im
Schweizer Exil gebildet hab en . « (S . 2 49)

Mit dem Eintritt der USA in den Krieg setzt
Fried seine ganze Hoffnung auf Präsident Wilson,
der für einen Verständigungsfrieden und die Er-
richtung eine s Völkerbundes eintrat. Ab er er wird
Ende 1 9 1 8 schwer enttäu scht durch die Pariser
Friedensverhandlungen, die keinen Frieden b e-
deuten: »Mitten im Jub el üb er ihren Sieg schmie-
den die Staatsmänner der Entente die Friedensb e-
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dingungen . Ein seltsamer Friedensschlu ss , der
mehr einer Gerichtssitzung gleichen dürfte , wo
das Urteil dem B eklagten als fertige Tatsache üb er-
mittelt wird . . . . Hoffnungslo ser und b edrückter
als j e in diesen unseligen viereinhalb Jahren des
Weltkriegs stehen wir an die ser Jahrhundertwen-
de . Früher leuchtete uns do ch no ch die Möglich-
keit eine s für die Menschheit günstigen Ab schlus-
se s der schweren Krise , heute ist die ser Licht-
schein nur mehr winzig, kaum no ch wahrnehm-
b ar. D er Krieg ist nur in der Theorie b eendigt, er
wütet in no ch schrecklicherer Gestalt als bisher
weiter. Täu schen wir uns nicht; das Fürchterlichs-
te kann no ch kommen . « (S . 2 66 f.)

Er erkennt früh die Entstehung von D olch-
stoßlegenden durch den Versailler Vertrag, die
nicht zuletzt zum Zweiten Weltkrieg führen wer-
den : »Nie und nimmer können wir den Krieg als
b eendigt erachten . D er Vorhang fällt üb er ein Vor-
spiel . Gelingt es , im Zwischenakt das Elend gründ-
lich zu üb erwinden, so ist die Möglichkeit eines
Friedens gegeb en, wenn nicht, fängt nach kurzer
Pause der Gewaltwahnsinn des Kriege s von neu-
em an. Fürchterlicher, blutiger, vernichtender, als
es die vergangenen Blutj ahre waren . « (S . 2 7 1 f.) Als
Möglichkeit der Üb erwindung de s Elends er-
kennt er, dass D eutschland nur d adurch, dass es
seine Kriegsschuld anerkenne und auf Revanche
und Rache verzichte , im Rahmen der Völkerge-
meinschaft Chancen auf eine Revision des Versail-
ler Vertrage s und auf einen wahrhaftigen Weltfrie-
den hab e : »Wird das deutsche Volk die Ideen der
D emokratie und de s Pazifismu s zu den seinen ma-
chen, dann hört seine Isoliertheit auf, dann tritt es
in die Bundesgemeinschaft aller j ener Volksteile
in den Siegerstaaten, die für ein p azifistisches und
demokratisches D eutschland die Freiheit und mit
einem solchen D eutschland die Gemeinschaft
wollen . « (S . 2 72 )

Er soll sich täu schen : Mit dieser Politik sitzt er
zwischen allen Stühlen, denn selb st in den Frie-
densb ewegungen der verschiedenen Länder wer-
den B edenken erhob en gegen eine vorschnelle
Anerkennung der deutschen Kriegsschuld . An-
fang Febru ar 1 9 2 0 verlässt Fried die Schweiz, in
der er wegen der Teuerung nicht mehr existieren
kann, um wieder in D eutschland eine Bleib e zu
finden . Obwohl er in mehreren Städten Fuß zu fas-
sen versucht, landet er schließlich wieder in
Wien, wo er nur bis zum Jahre sende eine ärmliche
Unterkunft in einem Gartenhau s am Stadtrand
findet. Im D ezemb er erkrankt er an einer Lungen-
entzündung und stirbt am 4 . Mai 1 9 2 1 .

Zusammenfassung

Wenn Alfred Nob el, der Stifter de s Friedensprei-
se s , b estimmt hat, d ass er demj enigen verliehen
werden soll, »der am meisten o der am b e sten auf
die Verbrüderung der Völker und die Ab schaf-

fung o der Verminderung stehender Heere sowie
das Abhalten o der die Förderung von Friedens-
kongre ssen hingewirkt« hat, d ann war Alfred Her-
mann Fried wie kaum ein anderer dieser Ehrung
würdig . D enn genau für die se Ziele hat er sich sein
ganzes Leb en lang eingesetzt, auf anderweitige
Karrieren, die ihm als wortgewaltigem D enker
zweifello s offen ge standen hätten, verzichtet.

Die D eutsche Friedensge sellschaft, die er ge-
gründet hat und die sich b ald von seinem kompro-
misslo sen Pazifismu s trennte , hat seit seinem To d
eine lange Phase der inneren Au seinandersetzun-
gen durchstehen mü ssen, um heute wieder als ei-
ne treib ende Kraft der Friedensb ewegung im Sin-
ne Frieds zu sein . Die von ihm b egründete Frie-
dens-Warte dient heute vor allem der friedenswis-
senschaftlichen Auseinandersetzung und der ge-
meinverständlichen Vermittlung von wissen-
schaftlichen Erkenntnissen in die Friedensb ewe-
gung und die allgemeine Öffentlichkeit.

Frieds Vision der »Verbrüderung der Völker«
wurde 1 9 2 0 erstmals in der Gründung de s Völker-
bunde s re alisiert, in dem immerhin 5 8 Staaten zu-
sammenarb eiteten, ab er den Zweiten Weltkrieg
nicht verhindern konnten . Er wurde 1 9 45 abge-
lö st von den Vereinten Nationen mit heute 1 9 3
Teilnehmerstaaten . Sie stehen heute , wie der Völ-
kerbund , in der Gefahr, zu einem Vollzugsorgan
der mächtigen Industrienationen zu werden, weil
sie Frieds gleichzeitige Forderung nach kompro-
misslo ser Abrü stung nicht b efolgen, sondern zu-
nehmend auf militärische Lö sungen von Konflik-
ten b auen .

Fried hat seit der ersten internationalen Frie-
denskonferenz 1 89 9 in D en Haag an allen europ ä-
ischen Friedenskonferenzen teilgenommen,
meist an ihrer Organisation mitgewirkt, für sie in
verschiedenen Publikationsorganen geworb en
und ihre Ergebnisse j ournalistisch aufgearb eitet.
Seine Friedensarb eit insgesamt war orientiert an
der Forderung nach Internationalität.

Peter van den Dungen von der Abteilung für
Friedensstudien der Universität Bradford
schreibt im Epilog zu Petra Schönemann-B ehrens '
Buch : »E s ist b edauerlich, d ass so viele Helden und
Heldinnen des Friedens und auch die meisten
Friedensnob elpreisträger so unb ekannt sind und
geringge schätzt werden. D as hat hauptsächlich
mit Erziehung und Themen im Unterricht zu tun
und ist eine direkte Folge der Abwe senheit von
Friedensp ädagogik, einschließlich der Geschich-
te de s Friedensgedanken und der Friedensb ewe-
gung in fast allen Ge sellschaften der we stlichen
Welt. Auch spielen in deren Erinnerungskultur
Ideen und Ide ale wie Frieden und Gewaltlo sigkeit
kaum eine Rolle − sei e s auch, dass Frieden viel-
fach no ch immer als b ewaffneter Frieden gedeu-
tet wird , sogar im Atomzeitalter. « (S . 3 5 6)

D as Buch von Petra Schönemann-B ehrens hat
das nicht ho ch genug zu b ewertende Verdienst,
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uns mit Alfred Hermann Fried , einem der ent-
schiedensten und kreativsten Pazifisten bis heute ,
vertraut zu machen . Um dieses Verdienst im Sinne
Fried s wirkmächtig werden zu lassen, wäre j etzt
allerdings eine Kurzfassung der Biographie wün-
schenswert, die sich auf die wichtigsten Ereignis-
se und B egegnungen in Fried s Leb en b e schränkt
und die vielen, zwar aufschlu ssreichen, ab er do ch
auch ermüdenden Anmerkungen auf ein gemein-
verständliche s Maß reduziert.
Prof. em. Dr. Wolfgang Popp ist Leiter des For-

sch ungs- und Lehrgebiets Friedenserzieh ung Uni-

versitä t Siegen und zusammen m it Bernhard

Nolz Hera usgeber der friedenspädagogischen

Zeitschrift »et cetera ppf« (www.friedenskul-

tur. de)

»Im Felde, da wird die Ehr ' noch gewogen ?« − A n-

merkungen vo n Albert Fuchs zum Sam melband:

Christoph Sch wegmann (Hrsg.): Bewährungs-

pro ben einer Na tio n: Die En tsendung der Bun-

deswehr ins A usland. Berlin 201 1; 243 Seiten; 18

Euro

D er Einleitung des B MVg-Mitarb eiters Christoph
Schwegmann zufolge geht es in dem von ihm he-
rau sgegeb enen, mit einem Vorwort von Volker
Rühe versehenen B and »B ewährungsprob en ei-
ner Nation − Die Entsendung der Bunde swehr ins
Au sland« nicht um Werbung für militärische Au s-
landseinsätze ; e s gehe vielmehr d arum, »transp a-
rent und verständlich zu machen, warum und wie
D eutschland seine Soldaten in die Welt entsendet«
(S . 1 0) − also sozu sagen um aktuelle sicherheits-
politische Bildung und Aufklärung pur. Ähnliches
wird in der Verlagsinformation den 2 0 Autoren
und einer Autorin als gemeinsame s Anliegen zu-
geschrieb en im Hinblick auf »ihr eigene s Han-
deln« im Zu sammenhang der Entsendung der
Bunde swehr. D a fast alle B eiträger − »Praktiker
au s Politik, Militär, Kirche , Wissenschaft, Journa-
lismus und Verwaltung« − b erufs- o der rollenb e-
dingt o der als Mandatsträger von Bunde stagsp ar-
teien mehr o der weniger fe st in den neudeut-
schen militärpolitischen B etrieb »eingeb ettet«
sind (wie die den B and b e schließenden Kurzbio-
graphien erkennen lassen) , kann das B emühen,
das eigene Handeln »verständlich zu machen« ,
kaum ohne Affirmation, ohne explizite o der im-
plizite Rechtfertigung die ses B etrieb s abgehen
und insofern nicht ohne Werbung dafür. Auch b e-
inhalten Titel und Untertitel − mit der Hinter-
grundillu stration eines schwerb ewaffneten ein-
samen Bunde swehrsoldaten der Isaf-Truppe b ei
Feisab ad/Afghanistan − b ereits üb erdeutlich die
B otschaft : Au slandseinsätze der Bunde swehr −
sprich : die B eteiligung an Kriegen j edweder In-
tensität − sind eine Art Reifeprüfung, und zwar
nicht nur für die Bunde swehr, sondern gleich für
die ganze Nation; sie teilen deren Ge schichte in

ein Vorher jugendlicher Unreife und ein Nachher
»erwachsenen« Mitturnens in der Weltmachtriege
o der ab er schmählichen Versagens in die sen Din-
gen − frei nach Schillers »Reiterlied« : Im Felde , da
ist die Nation no ch was wert, da wird die Ehr '
no ch gewogen .

D as läuft ziemlich genau auf das Gegenteil von
dem hinau s , was einst der Bunde swehr (von Bun-
de sspräsident Gu stav Heinemann) ins Stamm-
buch ge schrieb en wurde : »D er Frieden ist der
Ernstfall ! « . Die meisten B eiträger dürften dieser
Einschätzung allerdings vor dem Hintergrund ih-
rer Einb ettung widersprechen . Au s ihrer Sicht ge-
hören in der glob alisierten Welt der »Ernstfall Frie-
den« und der »Ernstfall Krieg« zu sammen, ist in
den »blühenden Konfliktlandschaften unserer Ta-
ge« (S . 2 ) Frieden einfach nicht ohne Krieg zu ha-
b en o der zu b ehalten . Vielleicht ist d as eine grob e
Simplifizierung der zentralen B otschaft de s B an-
de s ; niemand sollte sich also dadurch von einer
Au seinandersetzung mit den Einzelb eiträgen ab-
halten lassen − vor allem niemand , der einer sol-
chen D enkweise kritisch gegenüb ersteht. D as Ge-
genteil ist nicht zuletzt de shalb angezeigt, weil
sich nur so erschließt, wie breit und tief offen-
sichtlich das erweitert remilitarisierte D enken in
der Strategic Community der B erliner Republik
b ereits verwurzelt ist, wo andererseits informier-
te und differenzierte Kritik ansetzen kann .

D as Buch ist nach Vorwort und Einleitung
schlicht in drei Teile gegliedert: »Warum Auslands-
einsätze ?« − »D er Weg in den Einsatz« − »D er Ein-
satz« . Die Einordnung der im Einleitungskapitel
kurz skizzierten einzelnen B eiträge in diese Kate-
gorien üb erzeugt nicht immer, und e s gibt man-
che Üb erschneidung. Im Weiteren seien daher
üb er die Einzelb eiträge hinweg (die) Hauptdis-
ku ssionslinien skizziert und kurz kommentiert ;
die Au sführungen zum Thema der (parlamentari-
schen und öffentlichen) Legitimation der Einsät-
ze erörtere ich als exemplarisch für den » Geist«
de s B ande s etwas eingehender.

Hauptdiskussionslinien

Die Autorschaft ist sich weitgehend einig üb er die
vorgeblich »prinzipielle Notwendigkeit« von Ein-
sätzen der Bunde swehr out of area, dab ei ab er
do ch unterschiedlich aufdringlich »schwarz-rot-
gold« eingefärbt. Die Einigkeit reicht von einer
fraglo sen Üb ernahme de s kritischen B ezugsrah-
mens üb er V. Rühes etwas eitlen Rückblick auf
den »b ehutsamen« Gewinn »breiter Rückende-
ckung in Parlament und B evölkerung« für solche
Einsätze (S . VI) bis zu seiner Empfehlung, » sich in
allen militärischen Fragen den Standards anzunä-
hern, die auch b ei unseren Verbündeten gelten« ,
und sich dab ei im B e sonderen an Frankreich und
Großbritannien zu orientieren (ders . , S . XI) , o der
bis hin zur Anführung »zahlreiche(r) Gründe , die
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eher für eine Zunahme von Auslandseinsätzen
sprechen« , seitens anderer B eiträger und zur of-
fensiven B efürwortung einer »aktiven Politik, die
den Einsatz militärischer . . . Mittel« verlangen soll
(z . B . M . Rühle , Politikwissenschaftler und Refe-
ratsleiter im Internationalen Stab der Nato , S . 14 ,
1 6) . Lediglich der verteidigungspolitische Spre-
cher und Obmann der Bundestagsfraktion Die
Linke im Verteidigungsau sschu ss , P. Schäfer, b e-
zweifelt, dass das Militär üb erhaupt einen B eitrag
zur Lö sung der gegenwärtigen friedens- und si-
cherheitspolitischen Herau sforderungen und
Probleme leisten kann (S . 1 5 9 f.) .

Fragen des normativen B ezugsrahmens wer-
den unter dem Aspekt der »ethischen Legitimier-
b arkeit« allgemein von B ischof S . Ackermann erör-
tert und im Hinblick auf die »Rechtsgrundlagen
von Einsätzen der Bundeswehr« im B esonderen
von dem Straf- und Völkerrechtlicher C . Kreß .
Ackermann stellt zu B eginn seiner Au sführungen
zwar klar, dass e s »keine ungebro chen gute Ge-
walt« gibt, » Gewalt selb st im Dienste guter Zwecke
. . . ein Üb el« bleibt (S . 79) , argumentiert dann ab er
do ch gewaltlegitimatorisch für den »guten
Zweck« von » Gewaltabwehr« und »nachhaltige (r)
Gewaltüb erwindung« , au sgerichtet » an den Per-
spektiven de s Gerechten Friedens« (S . 8 0 f.) und
unter den b ekannten übrigen ab strakten Kau-
telen der großkirchlichen B ellum-iustum-Lehre .
Neue s und Erhellende s etwa zu dem unab dingb a-
ren Nutzen-Ko sten-Kalkül b ei der gewaltförmi-
gen Gewaltabwehr bzw. -üb erwindung ist nicht
zu erfahren . D ass eine ethische Rechtfertigung
von kriegerischer Gewalt − unter welchem Wenn
und Ab er auch immer − einen Angriff auf die mo-
ralischen Grundlagen der menschlichen Gesell-
schaft d arstellt, sozu sagen »kulturelle Gewalt«
(J . Galtung) in flagranti, diese Idee kommt dem
Kirchenmann erst gar nicht. Kreß sucht kenntnis-
reich und differenziert, »das für die deutschen
Entscheidungsträger und Sold aten maßgebliche
Recht . . . zu b e stimmen« (S . 8 8) und insb esondere
(die) Grenzfragen de s relevanten Völker-, Verfas-
sungs- und Strafrechts herau szu arb eiten − so zum
Umfang de s völkerrechtlichen Selb stverteidi-
gungsrechts , zum Verhältnis von deutschem Ver-
fassungsrecht (nach bunde sverfassungsgerichtli-
cher Interpretation) und Völkerrecht, zum Recht
nicht-internationaler Konflikte . . . Unverkennb ar
ab er macht sich der Autor dab ei immer wieder
stark für »realistische« , d .h . im Effekt einsatz-
freundliche Antworten zu den aufgeworfenen
Fragen . Gegenargumente werden nicht erörtert.
Keiner der Norm-Experten verschwendet im
Übrigen einen S atz auf das Verhältnis von ethi-
schem und juristischem normativem Rahmen −
etwa falls , im Sinn der Radbruchformel, »ge setzli-
ches Recht« zu »üb erge setzlichem Unrecht« gerät.

B ei der versammelten Einigkeit im Grundsätz-
lichen kann es kaum wundernehmen, dass auch

die Antworten auf Fragen nach dem konkreteren
Warum und Wozu solcher Einsätze ziemlich » stan-
dardisiert« au sfallen . Was das Warum, die »Kon-
fliktland schaft« , b etrifft, so findet man versatz-
stückhaft wiederholt im We sentlichen die »glob a-
len Herau sforderungen, Chancen, Risiken und
Gefährdungen« b emüht, die spätestens seit dem
Weißbuch 2 0 0 6 zur Kennzeichnung der »strategi-
schen Rahmenb edingungen« dienen. Eine fun-
dierte Lage- und Risiko analyse und ein darauf ab-
ge stimmtes reflektierte s Sicherheitskonzept
sucht man vergeb ens .

Ab strakt und diffus bleib en auch die Au sfüh-
rungen zu dem Wozu der Veranstaltung . Wort-
reich ventilieren mehrere Autoren Intere ssen,
Werte und D eutschlands »Mitverantwortung für
Frieden und Stabilität« (Rühe , S . VI) als Leitlinien
deutscher Sicherheitspolitik. D ab ei wird die Kate-
gorie der »vitalen Interessen« mal großzügig und
qu asi ex cathedra erweitert (z . B . von Vize admiral
a. D . U. Weisser, S . 2 6 ff. ; ähnlich von A. Scho cken-
hoff, MdB/CDU, S . 1 2 8 ff.) , mal erfährt man, e s ge-
b e »in der Bunde srepublik keinen Konsens üb er
schützenswerte Intere ssen und eine notfalls mili-
tärische Ab sicherung dieser Intere ssen« (so der
Leiter des Planungsstab s im Auswärtigen Amt R.
von Rimscha, S . 7 3 ) . Auch werden »Intere ssen«
und »Werte« in ihrer B edeutung für die Au slands-
einsätze recht unterschiedlich gewichtet. E . Hoff,
MdB/FDP und Obfrau ihrer Fraktion im Verteidi-
gungsau sschu ss , hält b spw. offensichtlich das (na-
tionale) Interesse , »die Sicherheit und den Wohl-
stand unsere s Landes« , für den entscheidenden
Wert und den (potenziellen) B eitrag eines Einsat-
ze s »zur Erhaltung o der zur Wiederherstellung ei-
ne s stabilen Umfelde s in einer Region von natio-
nalem Intere sse« für die eigentliche B ewertungs-
grundlage (S . 145 ) . Ähnlich figuriert für ihren Kol-
legen A. Scho ckenhoff das »gravierende deutsche
Interesse . . . − allgemein ge sagt . . . unser Intere sse ,
den Gefahren für Sicherheit und Freiheit unseres
Lande s b ereits dort zu b egegnen, wo sie entste-
hen« − ganz » am Anfang der p arlamentarischen
B efassung« (S . 1 2 8 f.) . Nach Weisser dagegen b e-
steht »die eigentliche Staatskunst darin . . . , eine b e-
lastb are B alance zwischen der geb otenen Verfol-
gung von Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen
einerseits und unverrückb aren Wertmaßstäb en
andererseits zu finden und zu exekutieren . «
(S . 2 6) . Merkwürdig »gutkriegerisch« abgehob en
wirkt die B ehauptung von W. Nachtwei (MdB für
Bündnis 9 0/Die Grünen von 1 9 9 4 bis 2 0 09) , »in
der bunde sdeutschen D eb atte um Auslandsein-
sätze« spielten »nationale geo strategische und Ein-
flussintere ssen keine sonderliche Rolle« (S . 1 64) .

Ansatzweise fundierter als die se zwar mei-
nungsstarken und b ekenntnisfreudigen, ab er
dürftigen Einlassungen erscheint der Versuch
von R. Fücks , Leiter der Heinrich-B öll-Stiftung,
Grundzüge einer die fraglichen »Leitlinien« aus-
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b alancierenden »normativen Intere ssenpolitik«
zu skizzieren (S . 4 0 ff.) . Fücks zufolge ist das natio-
nale Intere sse keine fe ststehende Größe , sondern
» schält sich erst in einem Proze ss der politischen
Au seinandersetzung herau s , in die auch die Wert-
vorstellungen der Gesellschaft« als » Orientie-
rungsrahmen für komplexe Entscheidungen« ein-
gehen (S . 4 0) . Ziel mü sse sein, Werte und Interes-
sen »möglichst in Einklang zu bringen, statt sie ge-
geneinander au szu spielen« (S . 4 4) . Jedo ch dürf-
ten Au slandseinsätze »keine Fortsetzung nationa-
ler Macht- und Re ssourcenpolitik mit militäri-
schen Mitteln sein« (S . 4 3 ) . Ein wesentlicher nor-
mativer Ankerpunkt stelle d as Völkerrecht dar.
»Die entscheidende Frage« sei, »ob eine auf das
Völkerrecht gegründete internationale Friedens-
ordnung notfalls auch militärisch verteidigt wer-
den« müsse (S . 4 3 ) . Wie anfällig für interessen-
und machtpolitischen bzw. legitimatorischen Op-
portunismu s seine ab strakte Verhältnisb e stim-
mung allerdings bleibt, wird deutlich, wenn Fücks
sie auf die » Grenzfälle« Ko sovo und Afghanistan
b ezieht (S . 4 3 f.) .

»Leitlinien«-Üb erlegungen, wie durchdacht
auch immer, geb en kaum etwas her für die wie-
derholt als B estandteil einer » sachgerechte (n)
Au seinandersetzung üb er militärische Mittel« an-
gemahnte »kritische und transp arente Evaluie-
rung der Einsätze« (Ackermann, S . 8 1 f.) . In durch-
au s »re alistischer« Manier plädiert vor allem
P. Schäfer für deren kritische B ilanzierung, um auf
dieser Grundlage die Frage b e antworten zu kön-
nen, »für welche Zwecke es gerechtfertigt b ezie-
hungsweise unabweisb ar ist, Truppen zu entsen-
den . . . « (S . 1 5 9 f.) , vermag ab er selb st augenschein-
lich eb enso wenig zur B eantwortung die ser Frage
b eizutragen wie die übrige Autorschaft. D er Ein-
druck drängt sich auf, dass die B efürwortung der
Au sland seinsätze unter dem Folgen- bzw. Erfolgs-
aspekt von blühendem Wunschdenken getrieb en
ist.

Die ser Eindruck wird nur geringfügig da-
durch gemildert, dass vielfach b etont wird , » Streit-
kräfte allein« könnten »keinen Frieden stiften«
und militärische Einsätze mü ssten »in eine breite
zivile Anstrengung münden o der von Anfang an in
sie eingeb ettet sein« (so b spw. H . B rauß vom Inter-
nationalen Stab der Nato , S . 1 1 2 ) . D enn dieses vor
allem von dem Politikwissenschaftler und Sowi-
Mitarb eiter B . Giegerich breit entfaltete B ekennt-
nis zur Strategie de s Comprehensive Appro ach
bzw. der Vernetzten Sicherheit bleibt eb enfalls
weitgehend programmatisch . Immerhin b eleuch-
tet der Länderreferent für Afghanistan im B MZ,
A. Skib a, konkreter die Au sgestaltung der re ssort-
gemeinsamen Arb eit für das Gebiet des Isaf-Regio-
nalkommando s Nord in Afghanistan aus der Sicht
seine s Hau ses , ihre augenscheinlichen Erfolge
und einige D efizite und D esiderate . Wenn er dann
ab er auf »mehrere Studien« verweist, die gezeigt

hätten, »dass zwischen Entwicklungsproj ekten
und der kurzfristigen Herstellung von Sicherheit
. . . kein direkter Zu sammenhang b e steht« (S . 2 2 0) ,
scheint er die Grundannahme de s Ansatzes selb st
in Frage zu stellen. Inhärente Probleme kommen
im Übrigen weder b ei Giegerich no ch b ei Skib a
zur Sprache bzw. werden kleinge schrieb en (z . B .
S . 6 3 , 2 1 0) . Wird also der Charme die se s Ansatzes
vielleicht nicht zuletzt als Legitimationselement
für militärische »Friedensmissionen« geschätzt −
und im Falle ihre s Scheiterns im Hinblick auf sein
Potenzial zur Entlastung des Militärs im Wege von
Verantwortungszuschreibung an nicht-militäri-
sche Akteure und Instanzen?

Sonderthema

»demokratische Legitimation«

Einen breiten Raum nimmt die Legitimationsfra-
ge ein, vom Herau sgeb er erläutert als Frage des
»rechtmäßige (n) Zustandekommen(s) « der Ein-
satzb eschlü sse und als Frage der ge sellschaftli-
chen »Akzeptanz der erreichten Ergebnisse« (S . 5 ) .
Ein zentrale s Element der prozeduralen Legitima-
tion, de s ersten Aspekts also , stellt die Parlaments-
b eteiligung d ar. D azu enthält der B and j e einen
B eitrag aus der Sicht (von Abgeordneten o der ehe-
maligen Abgeordneten) j eder Bunde stagsp artei .
Die Festlegung des Bunde sverfassungsgerichts
vom Juli 1 9 9 4 auf eine konstitutive B eteiligung
de s Parlaments an den Entscheidungen üb er b e-
waffnete Einsätze im Au sland , der sog . Parla-
mentsvorb ehalt, wird durchgehend als b esonde-
re demokratische Errungenschaft gewürdigt. »Im
Prinzip« j edenfalls werde d adurch »der Regie-
rungsb ereich der Außen- und Sicherheitspolitik
der p arlamentarischen und öffentlichen Kontrol-
le au sge setzt« (so b spw. Schäfer, S . 1 5 5 ) . Die Para-
doxie , d ass dem Verfassungsgericht b ei Auslands-
einsätzen die einfache (relative) Mehrheit genügt,
während für den Fall, dass die Bunde srepublik
Opfer eine s militärischen Angriffs wird , nach Art.
1 1 5 a GG eine 2/3-Mehrheit (der abgegeb enen
Stimmen) für einen Einsatz der Bunde swehr er-
forderlich ist, scheint niemanden zu stören : Roma
lo cuta, cau sa finita? (A nm. d. Red. : »Rom ha t ge-

sprochen, die Sache ist en tsch ieden« im Sinne von

»es gibt n ich ts mehr zu tun«.) Für wünschenswert
hält man freilich »eine möglichst breite Zustim-
mung« , die j a »auch in den meisten Fallen gewon-
nen« worden sei (so z . B . A. Scho ckenhoff, S . 1 2 7) .
B ekannt gewordene Versuche der Exekutive , den
Parlamentsvorb ehalt systematisch zu b e schnei-
den, werden eb enfalls nicht thematisiert.

Für selb stverständlich hält man anscheinend
auch, dass der Bundestag einen Kabinettsb e-
schlu ss zu einem Au slandseinsatz der Bunde s-
wehr − anders als etwa eine Ge setzesinitiative der
Exekutive − nicht verändern, sondern nur anneh-
men o der ablehnen kann . D a zudem die Regie-
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rung »nur zur B eratung mit dem zu ständigen Aus-
schu ss« verpflichtet ist (N . Annen, MdB/SPD von
2 0 0 5-2 0 09 , S . 14 0) , gilt das Hauptinteresse der Ab-
geordneten der informellen Einflu ssnahme im
Vorfeld , zur Zeit der Erarb eitung de s Regierungs-
antrags sowie der dafür unab dingb aren frühzeiti-
gen und umfassenden Informierung üb er die j e-
weilige Konfliktlage und die Rahmenb edingun-
gen de s avisierten Einsatze s . Nannen hält für üb er-
legenswert, »ob man nicht das Parlamentsb eteili-
gungsgesetz dahin gehend verändern sollte , d ass
die bisher informell stattfindenden Disku ssionen
durch ein Art erste und zweite Lesung im Auswär-
tigen Au sschu ss des Bunde stage s formalisiert
werden könnten« (S . 14 0) . Was den zweiten Punkt
b etrifft, so sieht man selb st b ei den Ko alitionspar-
teien D efizite bzw. Verb esserungsmöglichkeiten,
hält sich ab er zugute , sich z . B . durch B esuche »im
Einsatzgebiet eine eigene s B ild üb er die Lage ma-
chen und damit Kontrolle au süb en« zu können
(z . B . Scho ckenhoff, S . 1 3 3 ) . Nachtwei zufolge tra-
ten, »mit der E skalation in Afghanistan . . . immer
deutlicher strukturelle Informations- und Kon-
trolldefizite zu Tage« (S . 1 68) . Schäfer weist nach-
drücklich d arauf hin, d ass die Informationspolitik
der Regierung insb esondere b ei den Einsätzen
der Spezialkräfte »eine Art Black B ox« darstellt
(S . 1 5 7) .

Vor allem E . Hoff hebt hervor, eine Bundes-
tagsentscheidung für einen Auslandseinsatz kön-
ne »im Grundsatz nur eine Gewissentscheidung
sein, die auf der Grundlage sorgfältiger Informati-
on und Diskussion individuell getroffen werden«
mü sse und das auch werde . D ementsprechend ge-
b e es keinen Fraktionszwang und »der häufig er-
hob ene Vorwurf an die Regierungsfraktionen,
letztlich nur den Willen der Regierung kritiklo s
umzu setzen« , sei unb erechtigt. (S . 1 5 2 ) . D ass die
Ab stimmung üb er Au slandseinsätze immer na-
mentlich erfolgt, wertet auch W. Nachtwei als B e-
leg für ihren politisch-moralischen Sonderstatus
(S . 1 67) . D emgegenüb er erinnert Annen an die b e-
denklichen Umstände der Zu stimmung zum Ein-
stieg in den war on terror: »Nachdem sich die kriti-
schen Stimmen innerhalb der SPD häuften, ver-
knüpfte« Bundeskanzler Schrö der »die Ab stim-
mung im Bunde stag mit der Vertrauensfrage« . In
der Folge stimmten »die Abgeordneten au s der
Oppo sition, die mehrheitlich für den Einsatz wa-
ren, au s innenpolitischen Gründen mit >Nein < . . . ,
während eine b eträchtliche Zahl der zustimmen-
den Sozialdemokraten eigentlich gegen den Krieg
waren, ab er die Kanzlerschaft von Gerhard Schrö-
der nicht gefährden wollten« (S . 1 3 8) . Ähnlich un-
verge ssen »wendig« agierte seinerzeit die Fraktion
Bündnis 9 0/Die Grünen . Wenn ab er p arteipoliti-
scher Opportunismus b ei einer derart ab sehb ar
folgenschweren Weichenstellung wie dem Ein-
tritt in den Afghanistan- bzw. den Anti-Terror-
Krieg so schamlo s offen die politische Bühne b e-

herrschen kann, fällt es schwer, b ei »normalen«
Einsatzentscheidungen auch nur eine üb erwie-
gende Gewissensb estimmtheit der Abgeordne-
ten zu sehen − zumal sich auch hier das » Gewis-
sen« i . d . R. an die Fraktionszugehörigkeit hält. Mit
die sem Glaubwürdigkeitsproblem setzt sich nie-
mand wirklich au seinander.

D as führt direkt zu dem genannten zweiten As-
pekt der Legitimationsfrage : zur Rolle der Akzep-
tanz der Auslandseinsätze seitens der politischen
und gesellschaftlichen Öffentlichkeit. Die in dem
B and vertretenen (ehemaligen) Abgeordneten
von Regierungsko alitionen sehen sich in der
Pflicht, »die Notwendigkeit von Auslandseinsät-
zen zu vermitteln« (Scho ckenhoff, S . 1 3 5 ) sowie
»den Bürgerinnen und Bürgern Rede und Ant-
wort zu stehen und für den Rückhalt in der B evöl-
kerung für die b e schlo ssenen Einsätze (zu) wer-
b en« (Hoff, S . 147) . Nachtwei findet die sb ezüglich
b e sonders verdienstvoll, dass in der Frühzeit von
Rot-Grün »führende grüne Politiker b ereit« wa-
ren, »für notwendig erachtete Einsätze auch ge-
gen erhebliche Widerstände unter hohem Risiko
durchzu setzen« (S . 1 66) . Eine Kehrseite der Me-
daille , ein Erfordernis , »die Öffentlichkeit durch
ihre parlamentarischen Vertreterinnen und Ver-
treter an der Entscheidung« zum Au slandseinsatz
der Bundeswehr irgendwie zu b eteiligen, wird
von Annen gesehen (S . 14 4) . Nur Schäfer moniert,
lange hätten sich »die politischen Akteure , die im-
mer wieder die Militäreinsätze gebilligt hab en . . .
die Dinge so zurecht gelegt, d ass man nur die Ein-
sätze b esser dem Volk erklären mü sse« . D as ab er
hab e sich » seit geraumer Zeit als Selb stb etrug he-
rau sge stellt« . Stattdessen solle »die Skep sis in der
B evölkerung üb er deutsche Militäreinsätze üb er-
aus ernst genommen werden« . Drücke sie do ch
»ein sehr gesunde s Verhältnis zur deutschen Rolle
in der Welt au s« und könne zu einer Neub e sin-
nung auf die »Kultur der (militärischen) Zurück-
haltung« führen (S . 1 39) .

Die Akzeptanzfrage b eschäftigt nicht nur die
in dem B and zu Wort kommenden Bundestagsab-
geordneten, sondern mehr o der weniger b eiläu-
fig fast die gesamte Autorschaft. Niemand teilt j e-
do ch die Perspektive von Schäfer. Am nächsten
kommt ihr vielleicht Fücks mit einem Plädoyer für
»permanente Abwägungsproze sse« (im Sp an-
nungsfeld von Werten und Intere ssen) in öffentli-
cher Auseinandersetzung um die Außenpolitik
statt in deren Üb erantwortung an kleine Exper-
tenzirkel (S . 4 4) . B ischof S . Ackermann gibt sich
b e sorgt, dass »ein anwachsende s , gelegentlich dif-
fuses ge sellschaftliches Unb ehagen die erforderli-
che politische Durchhaltefähigkeit untergrab en«
könnte (S . 8 1 ) . D er Medienvertreter M . Feldhoff,
Hauptstadtkorrespondent für das ZDF, b etrachtet
es als »die Aufgab e von Journalisten, möglichst
dicht am Geschehen zu sein, . . . « . Nur so könne »es
gelingen, b ei Politik und Bürgern den notwendi-

3 8



gen Re spekt und Unterstützung für den Einsatz
und die Arb eit der Soldaten zu gewinnen« (S . 1 72 ) .
Sein b e sonderes Intere sse gilt der »vorb ereiten-
den B erichterstattung« , vor allem den »B ilder(n) ,
die als moralisches Schwungrad für einen militäri-
schen Einsatz dienen« könnten und » auf die Volks-
seele und damit natürlich auch auf die Politik«
wirkten (S . 1 7 7) . Irgendwie am konsequentesten
auf die ser Linie ist M . Rühle , wenn er zum Au s-
druck bringt, d ass für ihn in sicherheitspoliti-
schen Dingen die » Obrigkeit« bzw. die »politische
Klasse« der Hort der politischen Erkenntnis und
Einsicht ist : »Zielgruppe einer solchen Disku ssi-
onskultur« sei »nicht in erster Linie der >Mann auf
der Straße <. Ungeachtet von Meinungsumfragen«
sei vielmehr » Sicherheitspolitik eine D omäne der
Eliten« allemal gewe sen und bleib e das auch . Man
b enötige »ein sicherheitspolitische s Selb stb e-
wu sstsein der deutschen politischen Klasse , das
gefe stigt genug ist, um wichtige Entscheidungen
p arteiunabhängig und ohne falsche Rücksicht auf
die öffentliche Akzeptanz zu treffen« (S . 2 3 ) .

Die se aufschlu ssreiche Einlassung de s Nato-
Mannes M . Rühle stellt in dem B and zweifelsohne
die Spitze elitärer bis antidemokratischer Gering-
schätzung der Legitimation von Au slandseinsät-
zen in Form von öffentlicher Akzeptanz dar. Ab er
es ist die Spitze eines Eisb ergs . Mehr o der weniger
ähnlich markante Spitzen lassen sich zu allen skiz-
zierten »Eisb ergen« in S achen Auslandseinsätze
der Bundeswehr au smachen . D er B and hätte die
friedens- und sicherheitspolitische »Disku ssi-
onskultur« b eleb en und b ereichern können,
wenn der Herau sgeb er ihn mit einer kritischen
Diskussion der B eiträge b eschlo ssen hätte bzw.
hätte b e schließen lassen. D as ab er hätte allzu of-
fensichtlich im Gegensatz gestanden zu der alles
in allem leicht erkennb aren, eigentlich »nur« von
der einleitenden » Schutzb ehauptung« (s . o .) ver-
leugneten hidden agenda, die Auslandseinsätze
der Bundeswehr der de sintere ssierten bis wider-
spenstigen »Volksseele« schmackhaft zu machen .
Wie auch immer, in dem B and ist sowohl die men-
schenrechts-b ellizistisch wie die neo-militaris-
tisch akzentuierende D enkweise der Strategic
Community (mittlerer Eb ene) der B erliner Re-
publik in komp akter Form als Au sstellungsstück
eines renommierten Verlags zu »b ewundern« . D as
bietet j edenfalls eine passende Gelegenheit, ein
differenziertes Ge spür für die immer hemmungs-
lo sere und anmaßendere (quasi-) amtliche Wie-
derb elebung dieser ob soleten D enkweisen zu
entwickeln .
Prof. Dr. Albert Fuchs ist Kogn itio ns- und Sozial-

psych ologe und Hochsch ullehrer i. R. Eine Kurz-

versio n des vorliegenden Beitrags erschein t als

Buchrezension a uch in » Wissenschaft und Frie-

den«.

Das Handbuch zur Kampagne gorleben3 65. Mit

vielen Infos rund um Blockadeorgan isa tion,

Pressearbeit, Gewaltfreies Handeln und Orts-

kenn tn issefür die Aktio nsvorbereitung. Forma t:

DIN-A5-Ordner, 80 Seiten , 1 0 Euro. Im Preis inbe-

griffen ist eine a usfu[chen Dokumen ta tio n der

Kampagne gorleben3 65 (Zusendung nach A b-

schluss der Kampagne im Septem ber 2012). Be-

zug: gorleben3 65 oder o nline: Lange Straße 8,

29451 Dannenberg, Telefo n 05861-80695 14;

www. sh op. a usgestrahlt. de/sh op

Die Kamp agne gorleb en 3 65 hat ein Blo ckade-
Handbuch herau sgegeb en . Schritt für Schritt
wird auf 8 0 Seiten erklärt, was es mit der Endlager-
Kamp agne auf sich hat und vor allem , wie man ei-
ne eigene , gelungene Blo ckade organisiert. In
üb ersichtlichen Kapiteln wird erklärt, warum es
die Kamp agne gibt, wie eine Gruppe sich zu Hau-
se vorb ereiten kann und wie ihre Mitglieder
gleichb erechtigt und gemeinsam entscheiden
können. Ein j eweils eigene s Kapitel b ekommen
die Themen Pre ssearb eit und Juristische s . In die-
sen wird leicht verständlich, ab er denno ch umfas-
send erklärt und informiert, was für gewaltfreie
Aktionen Zivilen Ungehorsams wichtig und
nu [ ch zu wissen ist. Sp ätestens mit diesen Kapi-
teln wird auch deutlich, d ass sich die He-
rau sgeb erInnen weit mehr vorgenommen hab en,
als ein einfache s B egleitheft zur Kamp agne zu-
sammenzu stellen : Trotz der vielen und detaillier-
ten Informationen zu Blo ckadeaktionen der End-
lagerb au stelle in Gorleb en, weist das Handbuch
weit üb er Blo ckaden am B ergwerkstor hinau s und
gibt einfache und praktische Hilfestellung, die für
viele Gruppen die Planung und Umsetzung ge-
waltfreier Aktionen auch an anderen Standorten
erleichtern wird .

Ulrich Kadelbach: Bethlehem zwischen Weih-

ra uch und Tränengas. Als ökumen ischer Beglei-

ter in Palästina. Bad Sch ussenried 2012; 204 Sei-

ten; 1 6, 80 Euro

D as Buch von Ulrich Kadelb ach ist die Frucht ei-
ne s dreimonatigen Aufenthalts in B ethlehem von
Oktob er bis D ezemb er 2 0 1 0 . D er Autor nahm an
dem Ökumenischen B egleitprogramm in Palästi-
na und Israel im Auftrag de s Weltkirchenrats teil .
Christen in der Region von Jeru salem und B ethle-
hem b aten um eine internationale Präsenz von B e-
ob achtern .

Mü sse er als D eutscher auf Grund der eigenen
Vergangenheit nicht schweigen, fragt sich Ulrich
Kadelb ach, und sei uns als Christen nicht j edes
Richten verwehrt. Nun ab er seien die Größenver-
hältnisse , die Asymmetrie der Machtverhältnisse
so eindeutig, dass sie zu leugnen, Feigheit und
Trug wäre . Er zitiert D esmond Tutu : »Wenn du
dich in ungerechter Situ ation neutral verhältst,
hast du die Seite des Unterdrückers gewählt. «
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Kadelb ach entschließt sich zu erzählen . Er er-
zählt sehr anschaulich und b eeindruckend von
seinen vielfältigen B egegnungen mit Menschen
an den Checkpoints , die von israelischen Sold aten
drangsaliert und gedemütigt werden, mit einem
Soldaten, der sich der Gruppe »B reaking the Silen-
ce« angeschlo ssen hat, weil er die ihm b efohlenen
D emütigungen, Plünderungen, Hau szerstörun-
gen, Arre stierungen, Verletzungen und Tötungen
nicht mehr verantworten konnte , mit der Familie
Nasser, die auf ihrem Gelände d as Zelt der Natio-
nen errichtet hat, um Au sländern die Gelegenheit
zu geb en, mit eigenen Augen die Wirklichkeit zu
sehen und zu erleb en, unter der sie seit Jahrzehn-
ten leiden . Er erzählt von seiner B egegnung mit
der D orfgemeinschaft An Nu ' am, die von den is-
raelischen B ehörden als Personen b ehandelt wer-
den, die illegal in ihren Häusern wohnen . Mah-
mud , einer der D orfb ewohner, weist ihn auf He-
cken au s Feigenkakteen hin, untrügliche Zeichen,
dass hier ein D orf war, b evor e s von den Israelis
zerstört wurde : Ungerechtigkeit und Lügen lie-
ßen sich eb en nie mit der Wurzel au sreißen und
ungeschehen machen . Er erzählt von in vielen p a-
lästinensischen D örfern stattfindenden D emon-
strationen gegen die Üb ergriffe der Siedler und
gegen die B e satzungspolitik Israels , so von der D e-
monstration in Umm S alamune , an der sich auch
Israelis b eteiligen, die gegenüb er den israelischen
Soldaten das Recht der Palästinenser verteidigen,
auf eigenem Grund und B o den zu demonstrieren.
Nicht die Palästinenser seien auf israelischem B o-
den, sondern die Soldaten b efänden sich zu Un-
recht in Palästina. Kadelb ach erzählt von dem Is-
raelischen Komitee gegen Hau szerstörung, d as
1 9 97 von dem israelischen Professor Jeff Halper
gegründet wurde , und seinem B e such b ei einer
Familie , der mit D atum vom 1 . Novemb er 2 0 1 0 die
Zerstörung ihre s Hau ses angekündigt wurde . B is-
lang seien ca. 2 4 . 0 0 0 Häu ser zerstört und etwa ei-
ne Million Ob st- und Olivenb äume entwurzelt
o der verbrannt worden . Ständig werde b estes
Ackerland der Palästinenser enteignet.

Die Menschen, denen Kadelb ach b egegnet
und von denen er erzählt, hab en ein Ge sicht und
einen Namen . D as macht sein Buch so andrin-
gend , so b erührend . Wer, wenn er und sie d as
Buch liest, könnte sich die sen Gesichtern und Na-
men entziehen?

Zwischen die einzelnen B egegnungen im
Herb st 2 0 1 0 streut Kadelb ach geschichtliche Ex-
kurse ein üb er das Syrische Waisenhau s und die
Schneller-Schule , die Juden im Europ a de s 1 9 .

Jahrhunderts und Re aktionen auf die Emanzipati-
on, Judenmission in Europ a und Palästina, die
Templer, die arabischen Palästinenser in we stli-
cher Sicht u . a. ein . Die se Exkurse sind sehr kennt-
nisreich und zeugen von einem sorgfältigen Quel-
lenstudium . Sie helfen, die Gegenwart zu verste-
hen.

Was das Buch für mich so üb erzeugend macht,
ist der Erzählstil von Kadelb ach . Er b eherrscht
meisterhaft die Kunst, den schmalen Grat zwi-
schen Distanz und Nähe , B etroffenheit und Sach-
lichkeit nicht zu verfehlen. Manchmal erzählt er
fast unterkühlt distanziert. Die Nähe entsteht, in-
dem er seine Ge sprächsp artner selb st zu Wort
kommen lässt o der für uns unvorstellb are Unge-
heuerlichkeiten (z . B . Hauszerstörungen) einfach,
fast emotionslo s b erichtet. Jeder aggre ssive Un-
terton wird vermieden . D as könnte auch die Isra-
elfreunde hellhörig machen, die sich so schwer
tun, das Unrecht und die Leiden, die der p alästi-
nensischen B evölkerung angetan werden, wahr-
zunehmen und anzuerkennen. D as Buch ist ein
wichtiger B eitrag zum Frieden, den e s nur geb en
kann, wenn die Wahrheit nicht länger verdrängt
wird . Wenn ein Glied leidet, leiden alle anderen
Glieder mit, sagt Paulu s . Natürlich kann man Ka-
delb ach vorwerfen, d ass auch die Au swahl seiner
B egegnungen und seine Wahrnehmungen einsei-
tig sind , ab er es sind wichtige Facetten in dem so
schmerzlichen Konflikt zwischen Israelis und Pa-
lästinensern . D em Buch sind viele Le ser und Lese-
rinnen zu wünschen, die den Mut hab en, sich die
Augen öffnen zu lassen .

Dr. Jochen Vollmer

Ulrich Finckh: Go ttes Adoptivsoh n. Theologische

Skizzen für kritische Leser. Stuttgart 201 1; 1 00

Seiten; 14 Euro. Und: Vo m Heiligen Krieg zur

Feindesliebe Jesu. Beiträge zu Rech tsstaa t und

Friedenseth ik. Stuttgart 201 1; 200 Seiten; 1 6Euro

In Zeitungsb erichten erfährt der aufmerksame
Le ser, dass der deutsche Verteidigungminister ei-
nen Ehrentag für Veteranen einführen mö chte .
Die Öffentlichkeit soll zu einem Ideenwettb e-
werb in S achen Tugendbildung aufgerufen wer-
den . In einer Dresdener Rede im Herb st 2 0 1 1 zur
Eröffnung eine s Militärhistorischen Mu seum hat
de Maiziere vorgetragen, dass es ihm um eine Ver-
änderung der Traditionsbildung gehe . Neb en den
b ekannten sold atischen Tugenden wie Tapfer-
keit, Loyalität und Disziplin soll etwa Zivilcourage
nicht länger ein Fremdkörper sein, wo man Uni-
form trägt. Journalisten sagen, wenn die s nicht
nur bloße Symb olpolitik bleib en soll, mü sse eine
Disku ssion üb er ge sellschaftliche Gewalt, deren
Legitimation üb er die Wehrhaftigkeit de s Staates
in Gang gebracht werden .

Ich denke auch an die Blindheit gegenüb er
Rechtspopulismu s , die menschenfeindlichen Ein-
stellungen in der B evölkerung.

Auf diesem Hintergrund le se ich die b eiden
Bücher von Ulrich Finckh » Gotte s Adoptivsohn«
und »Vom Heiligen Krieg zur Feinde slieb e Je su« .
Die S ammlung von theologischen Skizzen, von
Aufsätzen und Vorträgen mit einem breiten The-
menspektrum könnte ein sehr hilfreicher B eitrag
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sein für j ene s po stulierte Ge spräch üb er Tugend
und Tradition; für einen kritischen und do ch an-
ders fundierten Umgang mit der Frage der Ge-
walt.

Zunächst einmal : Finckh bietet Schlü sseltexte
für eine Revision der Christentumsgeschichte .
Blickt man mit den Augen des Autors auf Zeugnis-
se de s Neuen Testaments , auf die B otschaft und
das Leb en Je su von Nazareth, stößt man auf etwas
Einzigartige s in der Geschichte , nämlich den Sieg
der Gewaltfreiheit üb er die Gewalt de s römischen
Reiche s .

Wie man weiß, ist dieser Sieg im Laufe der Ge-
schichte verloren gegangen. D er Le ser wird erin-
nert an die Ideologie de s Heiligen Kriege s , an tö d-
liche Feind schaft und Massaker in den Erzählun-
gen de s Alten Testaments . In der Üb erwindung
der Kriegsideologie , dem Zeugnis der Propheten
hat die B otschaft de s Predigers auf dem B erge ihre
Wurzeln. Die Nachfolge Christi führt radikal auf
den Weg der Gewaltfreiheit und der Lieb e .

Finckhs Texte sind Exempel mo derner bib el-
kritischer Interpretationen, entmythologisieren
kühn »heilige« Gemeindetraditionen wie Weih-
nachten, Himmelfahrt und Weltgericht. D er gars-
tige Grab en zwischen Gegenwart und Bib el wird
in j edem B eitrag entschlo ssen üb erbrückt, der
Kern der Erzählung freigelegt. Die Leidenschaft
de s Autors ist darauf gerichtet, engagierte Zeitge-
no ssen zu ermutigen, neue Wege der Nachfolge zu
erschließen, vor allem die Lieb e sb otschaft bis hin
zur Feindeslieb e in den harten Zwängen der Poli-
tik fruchtb ar zu machen .

Die Texte sind geeignet für Ge sprächsgrup-
pen, geb en Anstö sse zu fruchtb aren Dialogen. Als
Theologe würde ich fragen, ob man im Blick auf
Christu s die Zweinaturenlehre und die Trinitäts-
lehre »für reichlich üb erholt halten« mu ss . In mei-
ner Theologie mö chte ich die dreifache B egeg-
nung mit Gott, dem Schöpfer, dem Sohn und Bru-
der, der dem Menschen nah und solidarisch ist,
dem Geist, der in j edem erneuerten Menschen ge-
genwärtig ist, nicht missen. Ein weites Feld .

Nach der Ab schaffung der Wehrpflicht des
»Komplett-Umb au s der Bundeswehr« mü ssten für
j enes anvisierte Gespräch der Journalisten mit
dem Minister die B eiträge von Ulrich Finckh zu
»Rechtsstaat und Friedensethik« hinzugezogen
werden . Margot Käßmann hat in ihrem Ab-
schied svortrag als Präsidentin der Zentralstelle
der KDV im Mai 2 0 1 1 au sführlich au s dem Vor-

wort de s Buche s »Vom Heiligen Krieg« zitiert.
Wichtig ist der leidenschaftliche Einsatz für die
weniger b e achteten Prinzipien de s Grundge set-
zes , nämlich die Friedensverpflichtung und das
au sdrückliche Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung . B ei der Disku ssion üb er Traditionsbildung
mü sste dies als Einwand zur Sprache kommen .

Geht man, wie der Autor, davon au s , dass die
praktizierte Wehrpflicht die garantierten Grund-
rechte ausgeheb elt hat, war D aueroppo sition
Christen- und Bürgerpflicht.

Ein hartes Gesamturteil die mit Lug und Trug
verbundene Remilitarisierungsge schichte der Re-
publik. D ie Wehrpflicht hat sich nicht b ewährt.
Die verschiedenen Aufsätze zu Kriegsdienstver-
weigerung, Eidesproblemen und andere s mehr
zielen vor allem darauf, Wege gewaltfreien Wider-
stande s aufzuzeigen, Alternativen zu militäri-
schem D enken und Handeln vorzuführen . E s gilt,
Gewaltfixierungen aufzulö sen, konsequentes
Rechtsdenken einzuüb en und zu b efolgen . Eine
Friedensethik im Vollzug, ein kritisches B egleiten
der dubio sen Militärpolitik der Nachkriegszeit.
D as Themenspektrum umfasst wichtige Gedan-
ken zu einer alternativen Erziehungspraxis , Re-
flexionen zu Fragen der Religion . D er Le ser wird
hineingenommen in den Geist der Aufkärung und
B ergpredigt. Ange sichts der veränderten Bunde s-
wehr, der neuen Kriege und Interventionen, der
»Legitimation zu mehr Gewaltanwendung − auch
durch B ehörden« dem »Vorrat an menschenfeind-
licher Einstellung« (W. Heitmeyer) , au s dem die
B evölkerung schöpft, bietet Ulrich Finckh mit sei-
nen B eiträgen und dem darin eingetragenen En-
gagement ein b eachtliches Lehrstück. Si vis p a-
cem, p ara p acem .

D as Buch schließt mit einer eindrucksvollen
Predigt üb er einen Psalmvers . »Herr, dein Wort ist
meine s Fußes Leuchte und ein Licht auf meinem
Wege . « D er Pastor, B e auftragte für Kriegsdienst-
verweigerer, Vorsitzender der Zentralstelle für
Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer
blickt auf 5 0 Jahre Arb eit zurück. Sein Leb en ist ge-
prägt vom notwendigen Streit in politischen und
kirchlichen Arenen, ab er vor allem von der Suche
nach neuen Wegen der Nachfolge Christi im Licht
de s Schalom .

»Nimm und lie s« hörte Augustinu s im Traum .
D as könnte auch b eim Anblick der b eiden Bücher
als Stimme gehört werden .

Dr. Friedrich Hufendiek
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Günter Grass schätzt die Gefahr, die ge-
genwärtig von Israel au sgeht, größer ein

als die Gefahr, die vom Iran au sgeht. Israel denkt
seit Monaten laut üb er einen militärischen Erst-
schlag gegen den Iran nach, der die mutmaßli-
chen Pro duktionsstätten von Atomwaffen zerstö-
ren soll . Die Asymmetrie der Machtverhältnisse ist
offensichtlich . Israel ist ein militärisch ho chgerüs-
teter Staat, der üb er Hunderte von Atomwaffen
verfügt, während der Iran nicht einmal im B esitz
einer einzigen nachgewie senen Atomwaffe ist. E s
ist möglich, dass der Iran gegen seine B eteuerung
die Herstellung von Atomwaffen anstrebt.

2 . D er Iran b estreitet permanent das Existenz-
recht Israels , b e streitet den Holo cau st und droht
mit der Vernichtung Israels . Die se Vernichtungsr-
hetorik ist als B edrohung Israels ernst zu nehmen.
Sie wird − so vielfach die Kritik − von Grass nicht
ange spro chen . E s ist ab er zu unterscheiden zwi-
schen der Vernichtungsrhetorik auf der einen Sei-
te und dem ernsthaften Vernichtungswillen und
der tatsächlichen Vernichtungskap azität de s Iran
auf der anderen Seite .

3 . Nicht fragen die Kritiker, worin die B edrohung,
der Israel ausgesetzt ist, ihren Grund hat. Diese
Frage ist tabu . Israel verletzt seit 1 9 47, also schon
vor der Gründung des Staate s , fortwährend und
permanent die Menschenrechte und das Völker-
recht, indem e s das p alästinensische Volk seines
Lande s b eraubt, e s enteignet, H äuser und Oliven-
b äume seiner B ewohner zerstört, d as p alästinen-
sische Volk au s seinen angestammten Gebieten
vertreibt. Die B edrohung, der Israel ausgesetzt ist,
ist b egründet in seinen permanenten Rechtsver-
letzungen an dem p alästinensischen Volk und sei-
nen permanenten Missachtungen der Re solutio-
nen der Völkergemeinschaft. Erst unlängst hat der
Staat Israel alle Verbindungen zum Menschen-
rechtsrat der UN abgebro chen . D amit stellt sich Is-
rael außerhalb der Rechtsgemeinschaft der Ver-
einten Nationen .

4 . Die israelische Regierung Netanj ahu/Lieb er-
man kann es sich nach eigenen Au ssagen nicht
leisten, au s Gründen der Sicherheit Israels den
völkerrechtswidrigen Siedlungsb au einzu stellen.
D as heißt, um seiner Sicherheit willen meint Isra-
el, das Völkerrecht fortlaufend brechen zu müs-
sen . D ass seine Völkerrechtsverletzungen seine Si-

cherheit erst recht b edrohen, weigert sich Israel
zu erkennen.

5 . Ein militärischer Schlag Israels gegen den Iran −
mit o der ohne Atomwaffen − hätte ungeahnte Fol-
gen für die Region und für die Welt. Einen dritten
Weltkrieg könnte niemand au sschließen. Israel
gefährdet mit seiner ständigen militärischen
Drohgeb ärde und seinem Drängen von deren Rea-
lisierung den Weltfrieden . D avor warnt Günter
Grass . Sein Gedicht ist ein Aufschrei, der Auf-
schrei eines alten Manne s , der in seinem Leb en
durch Schweigen schuldig geworden ist und der
auf seine alten Tage nicht wieder durch Schwei-
gen schuldig werden will, b evor e s definitiv zu
sp ät ist und wir als Üb erleb ende „ allenfalls Fußno-
ten sind “ .

6 . Warum Israel Atomwaffen hab en darf, der Iran
ab er nicht, wird man in der Rechts- und Staatenge-
meinschaft nicht vermitteln können . Genau das
ist das Problem, dass hier ständig mit zweierlei
Maß geme ssen wird (»Heuchelei de s Westens«) .
D arauf kann der Iran, b ei allen Schwierigkeiten,
die er der Völkergemeinschaft macht, sich nicht
einlassen . Ist e s so schwer nachzuvollziehen, d ass
der Iran sich j ede B evormundung verbittet? Ein
konstruktives B emühen um einen gemeinsamen
Weg mu ss auf j ede B evormundung verzichten .

7. D er Aufschrei der Israel-Lobby geschieht reflex-
artig . Ich unterscheide ausdrücklich zwischen
dem Judentum und der Israel-Lobby und dem
Zentralrat der Juden in D eutschland . Die meisten
Politiker und renommierten Pre sseorgane in
D eutschland hab en in vorau seilendem Gehorsam
gegenüb er der Israel-Lobby sich an der Empörung
b eteiligt, ohne nach der Intention des Grass-Ge-
dichte s zu fragen . Au s Angst vor der Israel-Lobby
b egibt man sich − mit Immanuel Kant ge spro chen
− in die selb stverschuldete Unmündigkeit und
verzichtet auf eigenverantwortliches D enken .

8 . E s ist für mich unerträglich, wenn Israelkritik
mit Antisemitismu s gleichgesetzt wird . Auch wer
in seiner Israelkritik irrt, weil er die politische Si-
tuation anders o der falsch analysiert, ist no ch lan-
ge kein Antisemit. D ass die Israel-Lobby und der
Zentralrat der Juden in D eutschland die exklu sive
D eutungshoheit üb er das , was dem Judentum ent-
spricht, wie üb er das , was als antisemitisch zu gel-
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ten hat, in Anspruch nehmen, ist nicht hinnehm-
b ar. D er Zentralrat der Juden in D eutschland ver-
rät mit seiner unkritischen Identifizierung mit
dem Staat Israel und seiner Politik die großen hu-
manistischen und universalen Traditionen de s Ju-
dentums , indem er fortwährend das Einverständ-
nis der deutschen Bürger und Bürgerinnen mit
den Rechtsverletzungen de s Staates Israel einfor-
dert.

9 . D ass Günter Grass j etzt nicht mehr schweigen
kann, als sein persönliche s Problem abzutun, weil
er lange genug schuldhaft geschwiegen hab e und
sich j etzt durch die se s Gedicht von seiner Schuld
gleichsam reinwaschen wolle , halte ich für eine
perfide Unterstellung und einen Versuch, ihn
mundtot zu machen. Wie soll ein Schuldeinge-
ständnis anders möglich sein, als dass man nicht
die gleichen Fehler von früher endlo s wiederho-
len will? Wer das moniert und daran Anstoß
nimmt, weiß nichts von der b efreienden Kraft der
Vergebung durch Einge ständnis von Schuld . D as
Schweigen zu den unsäglichen Rechtsverletzun-
gen an Israel und der Judenheit und das Schwei-
gen zu den Rechtsverletzungen an dem p alästi-
nensischen Volk und das Schweigen zu den
Rechtsverletzungen an dem iranischen Volk
durch einen möglichen militärischen Erstschlag
Israels sind zu sammen zu sehen . Rechtsverletzun-
gen sind Rechtsverletzungen − von wem immer
sie b egangen werden.

1 0 . Auch wenn man der Auffassung ist, dass Grass
manche s hätte differenzierter sagen und man-
che s hätte no ch ange spro chen sollen, so b erechti-
gen die se »Mängel« nicht entfernt zu der Kritik, die
Grass nun erfährt.

1 1 . D as Spiel mit dem Feuer eines militärischen
Erstschlags von Seiten Israels gegen den Iran ist
politisch unverantwortlich und widerspricht den
b esten Traditionen des Judentums . D eutschland ,
die EU, die USA und die Völkergemeinschaft mü s-
sen Israel helfen, die Gefangenschaft in seinem
Apartheidstatu s zu üb erwinden, in die Rechtsge-
meinschaft der Völker und Staaten zurückzukeh-
ren und mit dem Iran und anderen Staaten, die Is-
rael b edrohen, einen mo du s vivendi zu finden .

1 2 . D ass D eutschland an Israel ein weiteres
U- B o ot liefern soll, das mit atomaren Sprengköp-
fen b estückt werden kann, ist ausgespro chen
kontrapro duktiv und vereitelt alle B emühungen,
mit dem Iran do ch no ch in einen vernünftigen In-
tere ssenau sgleich zu kommen .

1 3 . Die Re aktionen auf das Gedicht von Grass zei-
gen, d ass die Streitkultur in unserem Land für die
ungeteilten Menschenrechte weltweit, für ein Is-
rael, das die Menschenrechte achtet, für das p aläs-

tinensische Volk, d as menschenwürdig leb en
kann, für die arabischen Völker und auch für den
Iran wie für alle Menschen auf der Erde , in wel-
chen Staaten sie immer leb en, auf einem Tiefst-
stand angekommen ist. Ich j edenfalls bin nicht b e-
reit, mich von der Israel-Lobby, von einer von der
Israel-Lobby nahezu gleichgeschalteten Pre sse in
D eutschland b evormunden zu lassen, wann und
wem gegenüb er ich für die Menschenwürde und
die Menschenrechte eintreten d arf, wann, wie
und wem gegenüb er ich meine Sorge um den Frie-
den in Naho st artikulieren darf.

14 . D en Vorschlag von Grass , das israelische und
d as iranische Atompotenzial einer internationa-
len Kontrolle zu unterstellen, halte ich für au sge-
spro chen sinnvoll und pro duktiv. Statt reflexartig
auf Grass einzu schlagen, sollte man die po sitiven
Ansätze seine s Gedichts aufgreifen und in der Dis-
ku ssion weiterführen. Wir sollten Günter Grass
d ankb ar sein, dass er sein Schweigen üb erwun-
den und Ansätze zu einem konstruktiven Dialog
formuliert hat. Wenn do ch Israel und die Israel-
Lobby hierzulande erkennten, was dem Frieden in
Naho st dient. Die Empörungen üb er das Gedicht
b estätigen nur Israel auf seinem falschen Weg .

Pfarrer i. R. Dr. Jochen Vollmer ist Mitglied im Ver-

söh n ungsbund.
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Andreas Buro

Eine Antwort
aus der Friedensbewegung
an Günter Grass

Schon lange hab en wir üb er die Drohungen
au s dem Iran-Konflikt gespro chen,
hab en Vorschläge gemacht,
wie eine friedliche Lö sung erreicht werden könne
und die Maulhelden um Mäßigung
und Vernunft geb eten .

Die Antworten von ob en waren eindeutig :
Alternativlo s sei die Politik der S anktionen;
Die ultima ratio des Militärschlages dürfe nicht
au sgeblendet werden;
D er Iran sei von der Achse des B ö sen hinab
zu stürzen .
Friede würde nur sein
durch eine Politik der Stärke .

Durch die Worte hörten wir schon
das Krachen der B omb en,
das Stöhnen der Getroffenen,
die Verherrlichung de s blutigen Sieges
durch die Machtpolitiker
und die Heldenreden der meist
üb erleb enden Generäle .

Was für ein Frieden !
Wir denken an Irak und Afghanistan,
manche auch no ch an Vietnam,
an die Folteropfer der Generäle in Lateinamerika,
an die Stellvertreterkriege in Afrika
an das Verhältnis von 9 zu 1
der Zivilen Opfer zu den toten Soldaten o der
den Kollateralschäden zu den angeblichen Helden .

Günter Grass hat vor Krieg gewarnt,
I srael als eine Gefahr für den Weltfrieden
b ezeichnet.
Wir hätten auch die USA, die Erfinderin
der Achse des B ö sen, genannt,
ab er auch die vielen arabischen und
islamischen Staaten,
die mit der Kalaschnikow spielen
und aktuelle Konflikte anheizen .

Wir hätten no ch auf die Gewaltsucht vieler
herrschenden Kräfte gedeutet,
auf ihre Unfähigkeit, j a sogar Unwilligkeit,
Frieden zu stiften .
Wir hätten auf die vielen Indu strien
des To des verwiesen
und auf ihre glänzenden Geschäfte .
Wir vergessen auch nicht die Pro duzenten
der Verklärung von Krieg :
Humanitäre Interventionen mit etwa 5 0 0 0 0 Toten
in Libyen !
und auch nicht die Umarmungen aller getreuen
Diktatoren durch die we stlichen demokratischen
Regierungen .

Schlammschlachten zur Abwehr der Lyrik
von Günter Grass ,
üb er seine S S-Zugehörigkeit als
1 6-j ähriger Jugendlicher,
sein angeblich gestörte s Verhältnis zu Israel,
o der gar zu dem Versmaß seine s Gedichtes
sollen von seiner B otschaft ablenken :
Keine Politik, die zu einem Krieg im Iran-Konflikt
führen kann !

Wir aus Friedensb ewegung und Friedensforschung
fordern zum großen Wettb ewerb auf,
um eine friedliche Lö sung,
um einen Nichtsangriffsp akt zwischen
den Kontrahenten
und die folgende Aufhebung aller S anktionen,
um Kontrolle der nuklearen B e strebungen
durch die IAEA,
um die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone
in Mittel- und Naho st,
um die Eröffnung eine s regionalen Dialogs
für Sicherheit und Zusammenarb eit
zur Entfaltung von Vertrauen und zum Abb au
der Konfrontation
zugunsten von Ko operation der Völker und Staaten .
D eutschland könnte dazu b eitragen .
Günter Grass hat dazu b eigetragen, diese Aufgab e
wieder auf die Tagesordnung zu setzen .
D anke !


